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Soziale Probleme haben selten eine alleinige Ursache. Geht es beispielsweise darum, 
Lösungen für das Problem der sozialen Ausgrenzung zu finden, muss gleichzeitig 
auch gegen Schranken für die Arbeitsmarktintegration, Gesundheitsprobleme und ein 
niedriges Bildungsniveau vorgegangen werden. Um den Herausforderungen der alternden 
Gesellschaft gerecht zu werden, bedarf es neuer Konzepte für Gesundheitswesen, 
Beschäftigung und Renten. Sozialindikatoren ermöglichen die Betrachtung der 
Gesellschaft aus einer breiteren Perspektive, wie sie für alle internationalen Vergleiche 
und Beurteilungen sozialer Entwicklungen, Ergebnisse und Maßnahmen notwendig ist. 
Durch die Verknüpfung von Status- und Reaktionsindikatoren über ein breites Spektrum 
an Politikfeldern gestatten Sozialindikatoren es dem Leser, sich darüber zu informieren, 
ob und wie die Maßnahmen und gesellschaftlichen Aktionen von ihrer allgemeinen 
Stoßrichtung her wesentlichen sozialen Problemen Rechnung tragen, denen sich die 
Gesellschaften der OECD-Länder gegenübersehen. Sozialindikatoren bieten einen 
knappen und präzisen Überblick über gesellschaftliche Trendentwicklungen und die 
einschlägigen Maßnahmen, schenken gleichzeitig aber auch dem unterschiedlichen 
nationalen Kontext, in dem diese Politiken verfolgt werden, gebührende Beachtung. 
Die Sozialindikatoren in Gesellschaft auf einen Blick lassen sich anhand einer 
zweidimensionalen Klassifikation darstellen. Die erste Dimension entspricht den 
drei Hauptzielen der Sozialpolitik - Autonomie, soziale Gerechtigkeit und sozialer 
Zusammenhalt. Die zweite Dimension bezieht sich auf die Natur der Indikatoren - den 
sozialen Kontext, den sozialen Status und die Reaktion der Gesellschaft. Die vorliegende 
Ausgabe bietet ferner ein breites Spektrum an Informationen über gesellschaftliche 
Aspekte wie demographische Entwicklung, Familienmerkmale, Beschäftigung, 
erwerbstätige Mütter, Lohnersatzquoten bei Nichterwerbstätigkeit, Armutspersistenz, 
Sozialausgaben, Gesundheitsausgaben, subjektives Wohlbefinden und Suizide. Ferner 
enthält der Bericht einen Interpretationsleitfaden für den Leser zum besseren Verständnis 
des Aufbaus der OECD-Sozialindikatoren sowie den Versuch einer Beurteilung der 
Rolle der Sozialindikatoren innerhalb des umfassenderen Programms zur Messung des 
Wohlergehens der Bürger und Gesellschaften des OECD-Raums. 
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Die OECD ist ein in seiner Art einzigartiges Forum , in dem die Regierungen von 30 demokratischen 
Staaten gemeinsam daran arbeitenden globalisierungsbedingten Herausforderungen im Wirtschafts-, 
Sozial- und Um weltbereich zu begegnen. Die OECD steht auch in vorderster Linie bei den Bern ühungen 
um ein besseres Verständnis der neuen Entwicklungen und der dadurch ausgelösten Befürchtungen. 
Sie hilft den Regierungen dabei, diesen neuen Gegebenheiten Rechnung zu tragen, indem sie 
Untersuchungen zu Themen wie Corporate Governance, Informationswirtschaft oder Probleme der 
Bevölkerungsalterung durchführt. Die Organisation bietet den Regierungen einen Rahmen, der es 
ihnen ermöglicht, ihre Politikerfahrungen auszutauschen, nach Lösungsansätzen für gemeinsame 
Probleme zu suchen, empfehlenswerte Praktiken aufzuzeigen und auf eine Koordinierung nationaler 
und internationaler Politiken hinzuarbeiten. 
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VORWORT 



Vorwort 

Dies ist die vierte Ausgabe von Gesellschaft auf einen Blick, dem im zweijährigen Turnus 
erscheinenden Kompendium von Sozialindikatoren der OECD, das dieses Jahr erstmals auf Deutsch 
erscheint. Dieser Bericht soll der w achsenden Nachfrage nach quantitativen Daten zur Beantw ortung 
der Frage gerecht werden, ob in unseren Gesellschaften die Ungleichheiten größer oder kleiner 
w erden, ob sich der Gesundheitszustand der Menschen verbessert und ob der soziale Zusammenhalt 
zu- oder abnimmt. In der Aus gäbe 2006 werden einige in den ersten drei Ausgaben enthaltene 
Indikatoren aktualisiert und neue hinzugefügt: zu den Kosten der Kinderbetreuung, zur 
Armutspersistenz, zur gesundheitlichen Ungleichheit und zum Vertrauen in die politischen 
Institutionen. Der Bericht enthält auch zwei neue Sonderkapitel: a) einen Interpretationsleitfaden, 
der den Lesern das Verständnis des Aufbaus der OECD-Sozialindikatoren erleichtern soll, und b) den 
Versuch einer Beurteilung der Rolle der Sozialindikatoren innerhalb des umfassenderen Programms 
zur Messung des Wohlergehens der Bürger und Gesellschaften des OECD-Raum s. Detailliertere 
Informationen zu sämtlichen Indikatoren, auch solchen, die in dieser Ausgabe nicht enthalten sind, 
finden sich auf der entsprechenden OECD-Website fwww.oecd.org/els/social/indicators/sagj. 

Dieser Bericht wurde von Anna Cristina DAddio, Pauline Fron, Maxime Ladaique und Marco 
Mira d'Ercole erstellt. Da er ein breites Spektrum von Themen anspricht, wäre er nicht möglich gewesen 
ohne die Mitw irkung zahlreicher Personen in- und außerhalb der OECD-Abteilung Sozialpolitik, 
darunter Willem Adema, Gaelle Balestat, Herwig Immervoll, Insook Jeong, Michael Förster, Rie 
Fujisawa, Gaetan Lafortune, David Morgan, Pascal Marianna, Christopher Prinz, Monika Queisser, 
Peter W hiteford und Ed W hitehouse. Mark Pearson, Leiter der OECD- Abt eilung Sozialpolitik, spielte die 
führende Rolle bei der Ausarbeitung des Projektes und übernahm dessen Oberaufsicht. 
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Dieser Bericht enthält ... 




Sta.tL.inks ^Tr£ 



Ein Service für OECD-Veröffentlichungen, der es 
ermöglicht, Dateien im Excel-Format herunterzuladen. 

Suchen Sie die StatLinks rechts unter den in diesem Bericht wiedergegebenen Tabellen oder 
Abbildungen. Um die entsprechende Datei im Excel-Format herunterzuladen, genügt es, 
den jeweiligen Link, beginnend mit http://dx.doi.org, in den Internetbrowser einzugeben. 
Wenn Sie die elektronische PDF-Version online lesen, dann brauchen Sie nur den Link an- 
zuklicken. Sie finden StatLinks in weiteren OECD-Publikationen. 
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1.1. INTERPRETATIONSLEITFADEN 



1. Ziele sozialer Indikatoren 

Mit dem vorliegenden Bericht sollen Erkenntnisse vermittelt werden, die für die 
Beantwortung folgender zwei Fragen bedeutsam sind: 

• Welche Fortschritte haben die OECD-Länder im Hinblick auf ihre soziale Entwicklung 
erreicht? 

• Wie wirksam waren die Maßnahmen der Gesellschaft, um die soziale Entwicklung 
voranzubringen ? 

Zur Beantwortung der ersten Frage bedarf es Indikatoren, die ein breites Spektrum 
sozialer Fragen abdecken. Da die soziale Entwicklung Gesundheit, Bildung, 
Wirtschaftsressourcen und eine stabile Grundlage für soziale Interaktionen voraussetzt, 
müssen die Indikatoren In form ationen zu all diesen Dim en sionen liefern . Die zweite Frage 
lässt sich schwerer beantworten. Gesellschaften versuchen generell über die staatliche 
Politik Ergebnisse im Sozialbereich zu beeinflussen, und es stellt sich die Frage, ob diese 
staatlichen Maßnahmen ihre Ziele effektiv erreichen. Indikatoren helfen bei der 
Beurteilung dieser Frage. Ein erster Schritt besteht darin, die Veränderungen im 
Sozialbereich, die die Sozialpolitik zu bewirken sucht, mit der Skala der Ressourcen zu 
vergleichen, die für diesen Zweck eingesetzt werden. Auch wenn ein derartiger Vergleich 
keine umfassende Evaluierung der Effektivität eines spezifischen Programms ermöglicht, 
können die Indikatoren dennoch jene Bereiche hervorheben, in denen es einer 
eingehenderen Analyse bedarf. 

2. Der Rahm en der OECD-Sozialindikatoren 

Auch wenn die in dieser Ausgabe gewählte Struktur keinen um fassenden Rahmen für 
Sozialstatistiken bietet, handelt es sich dennoch um mehr als eine einfache 
eindimensionale Auflistung. Sie orientiert sich an den in anderen OECD-Tätigkeitsfeldern 
gesammelten Erfahrungen und Informationen im Hinblick auf die Beurteilung der 
Politikmaßnahmen und Ergebnisse, die mit diesen Maßnahmen in einer Vielzahl von 
Bereichen angestrebt werden. Diese Struktur macht sich insbesondere die von der OECD 
gesammelten Erfahrungen mit Umweltindikatoren zu Nutze. Diese Indikatoren sind in 
einen als PSR-Modell (Pressure-State-Response) bekannten Rahmen integriert 1 . Nach diesem 
Modell üben menschliche Aktivitäten Druck (pressure) auf die Umwelt aus, der seinerseits 
die Naturressou rcen und den Um weit zu stand (state) beeinflusst und die Gesellschaft dazu 
bewegt, auf diese Veränderungen mittels verschiedener Maß nahmen zu reagieren (societal 
response). Der PSR-Rahmen ermöglicht die Hervorhebung dieser Verknüpfungen und hilft 
Entscheidungsträgern und der breiten Öffentlichkeit, die Zusammenhänge zwischen 
Umwelt- und sonstigen Problemen besser zu erkennen. In diesem Rahmen wurden die 
Indikatoren für die Reaktion von Staat und Gesellschaft (Reaktionsindikatoren) und die 
Indikatoren der Faktoren, die sie zu beeinflussen suchen (Zustands- und 
Belastungsindikatoren), miteinander verknüpft. 
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Ein ähnliches Konzept findet im vorliegenden Bericht für die Sozialindikatoren 
Anwendung. Die Indikatoren werden anhand von zwei Dimensionen klassifiziert, von 
denen die erste die Natur dieser Indikatoren betrachtet und sie wiederum in drei Bereiche 
unterteilt : 

1. Die Indikatoren für den Sozialen Kontext beziehen sich auf Variablen, die, ohne ein 
unmittelbares Ziel der Sozialpolitik zu sein, für das Verständnis des allgemeinen 
Kontextes, in dem die Sozialpolitik operiert, entscheidend sind. So bildet beispielsweise 
der Anteil älterer Menschen an der Gesamtbevölkerung kein unmittelbares Politikziel, 
ist aber ein Bestimmungsfaktor dafür, wie sich einzelne Maßnahmen auf den 
Lebensstandard älterer Menschen auswirken und wie hoch die damit verbundenen 
Kosten sind. Im Unterschied zu anderen Indikatoren können sozialpolitische 
Indikatoren nicht eindeutig als "gut" oder "schlecht" interpretiert werden. Beispielsweise 
können die zwischen den Ländern bestehenden Unterschiede in Bezug auf die Zahl der 
Alleinerzieherhaushalte auf kulturelle Faktoren zurückzuführen sein, obgleich in allen 
Ländern die für die Sozialpolitik Verantwortlichen aufgerufen sind, sich mit den Folgen 
au sein an derzu setzen. 

2. Die Indikatoren für den Sozialen Status beschreiben jene Ergebnisse im Sozialbereich, die 
Politikmaßnahmen zu beeinflussen suchen. Im Idealfall werden Indikatoren gewählt, 
die einfach und eindeutig interpretiert werden können - so hätten beispielsweise alle 
Länder lieber niedrige als hohe Armutsquoten. Diese Indikatoren beschreiben die 
allgemeinen sozialen Bedingungen der Bevölkerung oder eine spezifische Dimension, 
auf die die Sozialpolitik Einfluss auszuüben versucht. 

3. Die Indikatoren für die Reaktion der Gesellschaft liefern Informationen über die 
Größenordnung und die Natur sozialpolitischer Interventionen, d.h. über die konkreten 
Maßnahmen, die die Gesellschaft zur Beeinflussung des sozialen Status ergreift. Sie 
umfassen Indikatoren für den Kurs der staatlichen Politik, aber auch für die Aktivitäten 
des privaten Sektors und einer Reihe von Nichtregierungsorganisationen (NRO). In diese 
Kategorie fallen Indikatoren für die Entwicklung privater Alters versorgu n gssystem e 
oder die von Einzelnen bzw. Fam ilien übernommene Verantwortung für ältere Menschen 
und Kinder 3 . Ein Vergleich der Reaktionsindikatoren mit den Statusindikatoren gibt 
erstklassigen Aufschluss über die Effizienz der staatlichen Politik. 

Die zweite Dimension des OECD-Rahmens gruppiert die Indikatoren anhand der von 
ihnen abgedeckten globalen Politikfelder. Zur Klassifizierung der Indikatoren des sozialen 
Status und der Reaktionen der Gesellschaft werden vier Ziele der Sozialpolitik aufgestellt: 

A) Die Stärkung der Autonomie ist ein grundlegendes Ziel der Sozialpolitik, das auch im 
Kommunique der OECD-Tagung der Sozial- und Gesundheitsminister {www.oecd.org/ 
socmin2005) ausdrücklich formuliert wurde. Erhöht wird die Autonomie des Einzelnen, 
indem seine aktive Teilnahme am Wirtschafts- und Gesellschaftsleben wie auch 
Selbstständigkeit in Aktivitäten des täglichen Lebens gefördert wird. 

B) Soziale Gerechtigkeit bezieht sich in diesem Zusammenhang auf Benachteiligungen am 
Arbeitsmarkt und in der Gesellschaft sowie auf die Chancengleichheit. Gerechte 
Ergebnisse werden vor allem anhand des Zugangs von Haushalten zu Ressourcen 
gern essen . 

C) Zwar ist die Verbesserung des Gesundheitszustand der Bevölkerungen das 
grundlegende Ziel aller Gesundheitssysteme, doch geht die Fokussierung der für die 
Erreichung dieses Ziels zu berücksichtigenden Faktoren über die alleinige Betrachtung 
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von Krankheiten und Heilmethoden hinaus und umfasst auch andere soziale Faktoren 
wie Mortalität und Morbidität. 

D) Der soziale Zusammenhalt wird häufig als überwölbendes Ziel der Sozialpolitik eines 
Landes identifiziert. Während wenig Übereinstimmung hinsichtlich der genauen 
Bedeutung dieses Begriffs besteht, gibt es dennoch eine Reihe pathologischer Befunde, 
die Aufschluss über einen Mangel an sozialem Zusammenhalt liefern. Hierzu zählen 
beispielsweise Krim in alität, Inhaftierungen , Selbstm orde, Arbeits kam pfe und fam iliäre 
Instabilität. Ferner fallen unter diese Kategorie auch Messungen des Beteiligungsgrads 
des Einzelnen am Gemeinschaftsleben. 

Auf der Basis dieser beiden Dimensionen lassen sich die OECD-Sozialindikatoren als 
eine "Matrix" darstellen (Tabelle 1.1). 

3. Auswahl und Beschreibung der Indikatoren 

Die statistische Datenerfassung der OECD-Länder weicht vor allem im Sozialbereich 
erheblich vone in ander ab. Bei der Auswahl der Indikatoren im Hinblick au f ih re Au fnahm e 
in diesen Bericht wurden folgende Überlegungen angestellt: 

• Eine erste Erwägung betrifft das Ausmaß der Vergleichbarkeit der Indikatoren zwischen 
den Ländern. Wenngleich in dieser Ausgabe angestrebt wurde, für jeden untersuchten 
Bereich die am besten vergleichbaren Informationen zu liefern, beschränken sich die 
hier dargelegten Indikatoren nicht auf jene mit "absoluter" Vergleichbarkeit; der Leser 
wird aber auf die Natur der verwendeten Daten und die jeweils mit ihnen verbundene 
Problem atik au fm erksam gemacht. 

• Eine zweite Erwägung berührt die Frage, ob Indikatoren aufgenommen werden sollen, 
die für alle Länder verfügbar sind, oder umgekehrt, wie weit von diesem Grundsatz 
abgewichen werden kann. Genere 11 gilt, das s diese Ausgabe nurjene Indikatoren enthält, 
die in der Mehrzahl der OECD-Länder verfügbar sind. 

• Eine dritte Überlegung bezieht sich auf die sinnvolle Aufschlüsselung der Daten. 
Sozialindikatoren können häufig in Unterkategorien aufgeteilt werden, wie 
beispielsweise Alter der Personen, Familienstand und Geschlecht. Die verfügbare 
Aufschlüsselung (entweder nach individuellen oder Haushaltsmerkmalen) ist von 
Indikator zu Indikator unterschiedlich, wobei in diesem Bericht mehrere verwendet 
werden. Es wird auch nicht der Versuch unternommen, alle Daten in derselben Einheit 
darzustellen, d.h. die in dieser Ausgabe zu Grunde gelegten Sozialindikatoren stellen 
einen Mix aus absoluten Zahlen, Währungseinheiten, BIP-Prozentsätzen usw. dar. 

Für jeden ausgewählten Indikator enthält Teil II dieses Berichts eine Beschreibung der 
Hauptmerkmale gemeinsam mit allgemeinen Informationen zu Definition und Messung. 
Die meisten Indikatoren existieren bereits in der einen oder anderen Form, und viele 
werden auf regelm aß iger Basis in anderen OECD-Veröffentlichungen publiziert (z.B. Labour 
Force Statistics, Social Expenditure Database, Gesundheitsdaten); andere wurden auf 
Ad-hoc-Basis zusammengetragen. Während einige Indikatoren in alle Ausgaben von 
Gesellschaft auf einem Blick (vor 2006 nur in englischer Originalfassung mit dem Titel Society 
at a Glance) aufgenommen w urden , erscheinen andere nu r von Fall zu Fall. 

Einzelne Indikatoren können für multiple Bereiche der Sozialpolitik von Bedeutung 
sein, d.h. sie können mehr als einer Kategorie zugeordnet werden. Beispielsweise ist die 
Fähigkeit, Aktivitäten des täglichen Lebens ohne Hilfe durchzuführen, ein Indikator für 
sozialen Zusammenhalt, Autonomie und Gesundheit. Auch wenn dieses Problem kein 
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1.1. INTERPRETATIONSLEITFADEN 



spezifisches Problem der Sozialpolitik an sich ist, wurde in dieser Ausgabe die Lösung 
gewählt, die Indikatoren nur in der Kategorie aufzuführen, für die sie am unmittelbarsten 
von Bedeutung sind, statt sie in verschiedenen Abschnitten zu wiederholen. Gleichzeitig 
enthalten aber die Beiträge zu diesem Bericht häufig mehrere Indikatoren, die 
Informationen sowohl über den sozialen Status als auch die Reaktion der Gesellschaft 
liefern . Im gesam ten Berich t dien t der in Klam mern stehende Code h in ter jedem einzelnen 
Indikator (z.B. GE1) der Zuordnung desselben zu einem Politikfeld (wie in den unten 
stehenden Tabellen aufgeführt), und die Nummerierung der Indikatoren dient der 
Vereinfachung von Querverweisen. Obwohl Bezeichnung und Code der in dieser Ausgabe 
erfassten Indikatoren von denen in früheren Ausgaben von Gesellschaft auf einen Blick 
abweichen können, werden Anstrengungen unternommen, um in den untersuchten 
Politikfeldern Kontinuität zu gewährleisten. 

3.1. Kontextindikatoren (GE) 

Beim Vergleich der Indikatoren für den sozialen Status und die Reaktion der Gesellschaft 
kann leicht die Aussage getroffen werden, dass ein Land im Vergleich zu anderen schlecht 
abschneidet oder dass wieder ein anderes Land im Vergleich zu anderen sehr viel Geld für 
ein spezifisches Politikziel ausgibt. Wichtig ist es, derartige Aussagen in einen globaleren 
Kontext zu stellen. So ist beispielsweise das Volkseinkommen in den OECD-Landern 
unterschiedlich. Besteht also ein Zusammenhang zwischen Nationaleinkommen und 
Gesundheit, steht zu erwarten, dass die gesundheitlichen Bedingungen in reicheren 
Ländern unabhängig von der Reaktion der Gesellschaft besser sind als in ärmeren. Falls die 
Nachfrage nach Gesundheitsleistungen mit dem Einkommen steigt (was der Fall zu sein 
scheint), müssten reichere Länder (in Prozent des Nationale in kom mens)mehr Geld für die 
Ge su n dh e its versorgu n g aufwenden als ärmere. Das bedeutet aber nicht, dass die 
Indikatoren für den Gesundheitszustand und die Gesundheitsausgaben irreführend sind: 
Es bedeutet nur, dass bei der Interpretation der Indikatoren der den Daten zu Grunde 
liegende allgemeine Kontext berücksichtigt werden sollte. Ein weiteres Merkmal der 
m eisten Kontext in dikatoren besteht darin, dass a priori keine Aussage darüber m öglich ist, 
ob ein hoher Wert positiv oder negativ ist. 

Viele Ko n te x t in d ika t o re n sind für die Interpretation mehrerer in dieser 
Veröffentlichung enthaltener Indikatoren von Bedeutung. Hierzu zählen das Pro-Kopf- 
Nation a lein kom m en (GE1), das Au sw irku ng auf Qualität, Quantität und Natur des sozialen 
Schutzes hat, den eine Gesellschaft bieten kann, aber auch auf den Abhängigenquotienten 
(GE2), Geburtenziffern (GE3), Migration (GE4) sowie die Kategorie Eheschließungen und 
Scheidungen (GE5). Wie weiter oben festgehalten wurde, werden Kontextindikatoren 
keinem der vier Felder der Sozialpolitik zugeordnet - soziale Gerechtigkeit, Autonomie, 
Gesundheit oder sozialer Zusammenhalt. 



Liste der allgem einen Kontextindikatoren (GE) 



GEL 


Pro- Kopf-Nationaleinkommen 


GE2. 


Abhängigenquotienten 


GE3. Geburtenziffern 


GE4. 


Migration 


GE5. 


Eheschließungen und Scheidungen 
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3.2. Autonomie (SS) 

Bezahlte Beschäftigung (SSI) verschafft dem Großteil der Bevölkerung im 
erwerbsfähigen Alter Zugang zu wirtschaftlichen Ressourcen, verhilft ihm zu einer 
Identität, ermöglicht gesellschaftliche Interaktionen und verleiht ihm einen Status. 
Darüber hinaus stützen sich fast alle sozialen Sicherungssysteme zur Finanzierung ihrer 
Leistungen auf Beiträge der Erwerbsbevölkerung. So ist auch die Förderung einer höheren 
Beschäftigung für alle OECD-Länder eine Priorität. 

Dennoch hat Arbeitslosigkeit (SS2) häufig zur Folge, dass die Versorgung des Einzelnen 
und sein er Farn ilie du rch den Erwerb von Arbeitseinkom men man ch mal keine Realität ist. 
Der Zugang zu bezahlter Beschäftigung ist für Mütter mit kleinen Kindern häufig ganz 
besonders schwierig (SS3), was in vielen Fällen auf die hohen Kosten der Kinderbetreuung 
zurückzuführen ist (SS4). Da die Benachteiligungen am Arbeitsmarkt in erster Linie gering 
qualifizierte Arbeitskräfte betreffen, dürften Le is t u n gs u n ters ch iede am Ende der 
Pflich t sch u lze it dauerhafte Auswirkungen auf die Chancen der Schüler für einen 
erfolgreichen Übergang von der Schule ins Erwerbsleben haben (SS7). 

Die Antwort der Gesellschaft auf dieses Problem besteht traditionsgemäß aus einer 
Kombination von finanziellen Unterstützungsleistungen für Personen, die nicht in der 
Lage sind, für sich aufzukommen, und Maß nah men zur Überwindung der Hindernisse für 
die Ausübung einer Erwerbstätigkeit sowie zur Erleichterung der Integration in den 
Arbeitsmarkt. Weisen diese beiden Arten von Maßnahmen aber konzeptuelle Schwächen 
auf, so kann ihre Wirkung antinomisch sein. Insbesondere können Arbeitslosen zur 
Verfügung gestellte Sozialleistungen den finanziellen Anreiz zur Aufnahme einer 
Beschäftigung (SS6) und auch die Nachfrage der Unternehmen nach Arbeitskräften 
verringern (SS5). 

Die nachstehende Tabelle enthält eine Auflistung der Indikatoren des sozialen Status 
und der Reaktion der Gesellschaft, die für die Beurteilung der Frage, ob OECD-Länder die 
Ziele zur Gewährleistung der Autonomie des Einzelnen und seiner Familie erreicht haben, 
besonders relevant sind. 



Liste der Autonomie-Indikatoren (SS) 



Sozialer Status 


Reaktion der Gesellschaft 


SS1 . Beschäftigung 


SS5. Steuer- und Abgabenkeil auf den Faktor Arbeit 


SS2. Arbeitslosigkät 


SS6. Leistungen bei Erwerbslosigkeit 


SS3. Erwerbstätige Mütter 




SS4. Kinderbetreuungskosten 




SS7. Schülerleistungen 




EQ2. Verdienstungleichheit 


£26. Öffentliche Soziäausgaben 


ECB. Lohngefälle zwischen Männern und Frauen 


ECS. Gesamtsoziäausgaben 


£Q1 Generationenmobilität 




EQ7. Armutspersistenz 





1. Kursiv gedruckt sind jene Indikatoren, die trotz ihres Erscheinens in einer anderen Unterkategorie auch für die 
Beurteilung der Autonomie relevant sind. 



3.3. Soziale Gerechtigkeit (EQ) 

Dieser Begriff hat zahlreiche Dimensionen und kann sich u.a. auf den Zugang zu 
sozialen Diensten, aber auch auf wirtschaftliche Chancen bzw. Ergebnisse beziehen. Die 
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Auffassungen darüber, was unter einer gerechten Verteilung der Ressourcen oder Chancen 
genau zu verstehen ist, gehen weit auseinander, und zwar sowohl auf nationaler als auch 
auf internationaler Ebene. Da es schwierig ist, Informationen über sämtliche Aspekte der 
sozialen Gerechtigkeit zu erhalten, beschränkt sich die Mehrzahl der Indikatoren des sozialen 
Status, die für die Beurteilung der Ergebnisse im Bereich der sozialen Gerechtigkeit relevant 
sind, auf Ungleichheiten bei den finanziellen Ressourcen und sehr viel seltener bei den 
Konsum strukturen. 

Obwohl Armut meistens anhand der finanziellen Ressourcen beurteilt wird, lässt sie 
sich auch Uber das Ausmaß der materiellen Entbehrung in den einzelnen Ländern messen 
(EQ 1). Die Effekte der Arm ut hängen von der Arm utspersistenz (EQ7) wie au ch davon ab, ob 
die Armut Möglichkeiten der Generationenmobilität untergräbt (EQ4). Armut hat ihre 
Wurzeln häufig in groß erer Verdienstungleichheit (EQ2) wie auch im Lohnge fälle zwischen 
Männern und Frauen (EQ3), während hohe Wohnkosten die finanziellen Folgen 
erschweren können (EQ8). 

Soziale Schutzsysteme sind das wichtigste Instrument, mit dessen Hilfe die staatliche 
Politik auf Probleme der sozialen Ungleichheit reagiert. Alle OECD-Länder haben soziale 
Schutzsysteme entwickelt (oder sind dabei, es zu tun), die es in unterschiedlichem 
Ausmaß erlauben, Ressourcen innerhalb der Gesellschaft umzuverteilen und deren 
Mitglieder gegen diverse Risiken abzusichern. Bei den Interventionen handelt es sich um 
Sozialleistungen, die über das soziale Sicherungssystem (EQ5) oder eine Kombination aus 
Steuervergünstigungen und privaten Ausgaben vergeben werden (EQ6). In den meisten 
OECD-Ländern dient der Groß teil dieser Ressourcen der Sicherung derRenteneinkommen, 
und Indikatoren der von den Altersrenten (EQ9) gebotenen Lohnersatzquoten zeigen den 
langfristigen Effekt der heutigen Rentenbestimmungen und -parameter auf die Rentner 
von m orgen. 

Die Indikatoren der sozialen Gerechtigkeit können nicht einfach von den Autonomie- 
Indikatoren getrennt werden. Zusammen betrachtet zeigen sie, wie sich die nationalen 
sozialen S ic h e r u n g s s y s t e m e mit einem chronischen politischen Dilemma 
auseinandersetzen, dem Interessenkonflikt zwischen der Bereitstellung angemessener 
Ressourcen auf der einen und der Nachhaltigkeit des Systems und Förderung der 
Autonom ie des Einzelnen auf der anderen Seite. 



Liste der Indikatoren der sozialen Gerechtigkeit (EQ) 



Sozialer Status 


Reaktion der Gssellschaft 


EQ1 . Materielle Entbehrung 


ECS. öffentliche Sozialausgaben 


EGE. Verdienstungleichheit 


ECB. Gesamtsozialausgaben 


EOS. Lohngefalle zwischen Männern und Frauen 


ECS. Ersatzquoten der Atersrente 


ECA. Generationenmobilität 




EQ7. Armutspersistenz 




ECB. Wohnkosten 




SS2. Beschäftigung 


SS6. Lästungen bei Nichterwerbstätigk&t 


SS3. Arbeitslosigkeit 


HE2. Gesundheitsausgaben 


SS4. /Erwerbstätige Mütter 





1. Kursiv gedruckt sind jene Indikatoren, die trotz ihres Erscheinens in einer anderen Unterkategorie auch für die 
Beurteilung der Ergebn isse im Bereich der sozialen Gerech tigke it relevant sind . 
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3.4. Gesundheit (HE) 

Es besteht ein enger Zusammenhang zwischen sozialen und gesundheitlichen 
Bedingungen. So hat denn auch der Anstieg des Lebensstandards im Verein mit dem 
besseren Zugang zu Ge s u n dh eits versorgu n gs leis tu n gen und den kontinuierlichen 
Fortschritten der medizinischen Technik zu einer signifikanten Verbesserung des 
Gesundheitszustands beigetragen, wie sie sich beispielsweise anhand des Indikators der 
Lebenserwartung messen lässt (HEI). In bedeutendem Ausmaß fanden diese Fortschritte 
ihren Niederschlag in einer niedrigeren Säuglingssterblichkeit und Verbesserungen bei 
anderen Indikatoren der Kindergesundheit (wie beispielsweise die Prävalenz von 
niedrigem Geburtsgewicht, HE3). Dennoch sind noch schwierige Herausforderungen zu 
meistern. Bei den gesundheitlichen Bedingungen gibt es zwischen und innerhalb der 
Länder nach wie vor große Unterschiede (HE6), die häufig die Tendenz widerspiegeln, dass 
Personen mit niedrigem Bildungsniveau und sozialem Status früher sterben. 
Unzulängliche gesundheitliche Bedingungen haben direkte Auswirkungen auf die 
Wirtschaftsergebnisse, wenn sie zu häufiger krankheitsbedingter Abwesenheit vom 
Arbeitsplatz führen (HE4). 

Die Gesundheitsausgaben (HE2) sind fester Bestandteil des Politikinstrumentariums 
der Ge s u n dh e it s sy s te m e zur Reaktion auf Anliegen im Zusammenhang mit den 
gesundheitlichen Bedingungen für die breite Bevölkerung und auch für spezifische 
Bevölkerungsgruppen. Ein weiterer konkreter Ausdruck dieser Reaktion ist die steigende 
Zahl pflegebedürftiger Menschen, die Pflegeleistungen entweder in entsprechenden 
Einrichtungen oder im gewohnten häuslichen Umfeld in Anspruch nehmen (HE5). Und 
dennoch haben Gesundheitsprobleme manchmal ihre Wurzeln in anderen sozialen 
Bedingungen - wie Arbeitslosigkeit, Armut, unzulängliche Wohnverhältnisse-, die 
mite in ander verknüpft sind, aber außerhalb der Reich weite der Gesu ndheitspolitik liegen . 
Darüber hinaus hängt die Effizienz gesundheitspolitischer Interventionen häufig stärker 
von anderen Merkmalen des Gesundheitssystems ab als vom Ausgabenniveau selbst, wie 
beispielsweise ein geringer Versicherungsschutz bzw. Zuzahlungen, die den Einzelnen 
davon abhalten können, medizinische Hilfe zu suchen 4 . Ein wesentlich breiteres Spektrum 
an Indikatoren für die gesundheitlichen Bedingungen und Interventionen findet sich in 
OECD-Gesundheitsdaten und dem dazugehörigen Begleitband Gesundheit auf einen Blick, der 
ebenfalls im zweijährigen Turnus veröffentlicht wird. 



Liste der Gesundheitsindikatoren (HE) 



Sozialer Status 


Reaktion der Gesellschaft 


HE1 . Lebenserwartung 


HE2. Gesundheitsausgaben 


HE3. Niedriges Geburtsgewicht 


HE5. Langzeitpflegebedürftige 


HE4. Krankheitsbedingte Abwesenheit vom Arbeitsplatz 




HEB. Gesundheitliche Ungleichheit 




ECU. Generationenmobilität 


ECS. öffentliche Sozialausgaben 


COi. Suizide 


ECS. Gesamtsozialausgaben 


CCS. Arbeitsunfäle 





1. Kursiv gedruckt sind jene Indikatoren, die trotz ihres Erseheinens in einer anderen Unterkategorie auch für die 
Beurteilung der Gesundheitsergebnisse relevant sind. 
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3.5. Sozialer Zusammenhalt (CO) 

Die Förderung des sozialen Zusammenhalts ist in vielen OECD-Ländern ein zentrales 
Ziel der Sozialpolitik. Auf Grund des Fehlens einer allgemein anerkannten Definition des 
Begriffs wird die Erstellung geeigneter Indikatoren erschwert. Das in dieser Ausgabe 
gewählte Konzept besteht darin, den sozialen Zusammenhalt anhand von Indikatoren zu 
beurteilen, die sowohl beschreiben, bis zu welchem Grad die Bürger am gesellschaftlichen 
Leben teilhaben und mit den Aktivitäten ihres täglichen Lebens zufrieden sind, als auch 
Informationen über verschiedene Pathologien und Bedingungen liefern, die gefährdete 
Kranke der Gefahr aussetzen, von der Mainstream -Ge Seilschaft au sge schlössen zu werden, 
bzw. Aufschluss über das Ausmaß der sozialen Konflikte in einem Land geben. 

Die Wahlbeteiligung (COl) und das Maß des Vertrauens der Bürger in die politischen 
Institu tionen ih rer Gern ein de (C06) sind zwei w ich t ige Dimensionen,an denen sich ablesen 
lässt, wie gut der Einzelne in die Gesellschaft integriert ist und am sozialen Leben 
teilnimmt 5 . Erhebungsdaten über die subjektive Lebenszufriedenheit (C07) sind auch 
w ich t ige "direkte" Messgröß en für das Wohlbefinden des Einzelnen und den Zusammenhalt 
der Gesellschaft insgesam t. 

Umgekehrt umfassen die Indikatoren, die nicht nur Aufschluss über persönliche 
Schwierigkeiten, sondern auch über tiefer liegende Missstände in der Gesellschaft geben, 
Messungen der Suizidraten (C03) und Gefängnisbevölkerung (C02). Streikindikatoren 
(C05) liefern Informationen über den Kon sen sch arakter des Systems der Arbeitgeber- 
Arbeitnehmer-Beziehungen, wobei eine hohe Zahl an Arbeitsunfällen (C04) häufig 
Missstände bei den Sicherheitsvorkehrungen am Arbeitsplatz widerspiegelt. 

Über diese Indikatoren des sozialen Status hinaus lässt sich die Existenz verschiedener 
Gruppen und Haushalte in der Gesellschaft, die der speziellen Gefahr der sozialen 
Ausgrenzung ausgesetzt sind (z.B. allein lebende Personen), auch durch Kontext- 
indikatoren beleuchten. Letztlich sollte beachtet werden, dass es sehr viel schwieriger ist, 
geeignete Reaktionsindikatoren zu finden. Umgekehrt beeinflussen alle Maßnahmen, die 
für andere Dimensionen der Sozialpolitik von Bedeutung sind (Autonomie, soziale 
Gerechtigkeit und Gesundheit) ebenfalls den sozialen Zusammenhalt. 



Liste der Indikatoren für den sozialen Zusammenhalt (CO) 



Sozialer Status 


Reaktion der Gesellschaft 


Ca. Wahlbeteiligung 


OC2. Gefängnisbevölkerung 


CCS. Suizide 




CC4. Arbeitsunfälle 




CCS. Streiks 




CC6. Vertrauen in die politischen Institutionen 




C07. Lebenszutriedenheit 




SS2. Arbeitslosigkeit 


635. Öffentliche Soziäausgaben 


EQ1. Materielle Entbehrung 


EC6. Gesamtsozialausgaben 


EQ7. Armutspersistenz 


HE2. Gesundheitsausgaben 


HEI. Lebenserwartung 




HE4. Krankheitsbedingte Abwesenheit vom Arbätsplatz 





1. Kursiv gedruckt sind jene Indikatoren, die trotz ihres Erscheinens in einer anderen Unterkategorie auch für die 
Beurteilung der Ergebn isse des sozialen Zusammenhalts von Bedeutungsind. 
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4. Was bietet diese Veröffentlichung 

Für jede in Teil II dieses Berichts behandelte Them atik bietet der Text die Definition des 
oder der einschlägigen Indikatoren sowie gegebenenfalls Informationen zu Messproblemen. 
Die Länder weichen in so vielerlei Hinsicht voneinander ab, dass bei einigen Indikatoren 
kaum Anspruch auf eine präzise Definition erhoben werden kann: Zwischen den Ländern 
bestehende Unterschiede im Hinblick auf die Daten qualität sind unverm eidlich . Wo dies der 
Fall ist, wird im Text versucht, ausdrücklich auf diesen Sachverhalt hinzuweisen. Diesem 
ersten Abschnitt zu "Definition und Messung" folgen eine Beschreibung der Grundtrends 
und länderspezifischen Unterschiede beiden verschiedenen Indikatoren und eine Erklärung 
über die Gründe etwaiger Unterschiede. Generell enthält jeder Abschnitt Informationen für 
ein Jahr und für alle OECD-Länder, für die die entsprechenden Inform ationen verfügbar sind, 
und stellt Trendentwicklungen für eine Auswahl von Ländern vor. Die entsprechenden 
Daten werden in Form von Abbildungen und Tabellen dargestellt, mit ausgewählten 
Verweisen "auf weitere Informationen" und Titel von Veröffentlichungen, denen die 
Indikatoren entnommen wurden. 

Bei den meisten Indikatoren lassen sich die zu Grunde liegenden Daten nach Alter der 
Personen, Geschlecht und Familienstand aufschlüsseln. Zeitreihendaten sind nahezu 
im m er verfü gbar. Bei Verzicht aufeine außergew öhnlich u m fangreich e Publikation können 
allerdings nicht alle Dim ensionen dergesammelten Indikatoren veröffentlicht werden . Die 
jedem Indikator zu Grunde liegenden Daten finden sich auf der OECD-Website 
{www.oecd.org/els/social/indicators/sag) oder durch Eingabe bzw. Anklicken der Schaltfläche 
"electronic books" beim "StatLink" unten rechts an jedem Indikator (wo auch die Daten für 
die anderen Länder verfügbar sind). 



Anmerkungen 

1 . Der PSR-Rahmen istwiederum eineVarianteeinesKonzepts,dasdem von der VN-Kom m ission für 
nachhaltige Entwicklung verwendeten "Driv ing force-State-Response"-Mode\\ (DSR)und dem von der 
Europäischen Umweltbehörde verwendeten "Driv ing force-Pressure-State-Impact-Response"-Mode\l 
(DPSIR) zu Grunde liegt. 

2. Diese Einteilung weicht etwas vom PSR-Modell ab. Bei den Umweltindikatoren beziehen sich die 
Belastungsindikatoren auf Stromgrößen (Emissionen, Abfallerzeugung und Ressourcen n utzu n g), 
die den Bestand an Umweltgütern (Wasser- bzw. Luftqualität, biologische Vielfalt) verändern, 
w ährend Reaktion sind ikatoren sich entweder auf Strom - oder Bestand sgröß en beziehen können. 

3. Während die Sozialindikatoren ein erde r drei oben genannten Gruppen zugeordnetwerden,istdie 
Unterscheidung zwischen Kontext und Status nicht immer so eindeutig. Die Geburtenziffern 
können beispielsweise in einigen Ländern das Ziel geburten freu n dlich er Maßnahmen sein, 
während sie in anderen Ländern ein Indikator für den sozialpolitischen Kontext sein können. 
Entsprechend kann Farn ilien zerfall in einigen Ländern als Ergebnis einer gescheiterten 
öffentlichen Politik betrachtet werden, während er in anderen Ländern gar kein ausdrückliches 
Politikthema ist. Unweigerlich sind alle Trennlinien zwischen einzelnen Indikatoren etwas 
w illkü r lieh . 

4. Unzureichende medizinische Dienstleistungen in einigen geographischen Regionen können auch 
implizit zu einer Rationierung führen, und eine bessere regionale Planung könnte Lösungen für 
dieses Problem bieten. 

5. So erfassen diese beiden Indikatoren eine wichtige Dimension des Sozialkapitals , d.h. "der 
Ne t z w e r kb e zie h u n g e n , zusammen mit gemeinsamen Normen, We r t m a ß s t ä b e n und 
Überzeugungen , die die Zusammenarbeit in oder zwischen den Gruppen erleich tern" (OECD, 200 1 , 
Vom Wohlergehen der Nationen: Die Rolle von Sozial- und Humankapital, Paris). 
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1.2. DIE MESSUNG DES WOHLERGEHENS: WELCHE ROLLE SPIELEN SOZIALINDIKATOREN? 



1. Einleitung 

Sozialindikatoren liefern In form ationen über das Wohlergehen, die weit über das hin- 
ausgehen, was von den traditionellen ökonomischen Messgrößen abgeleitet werden 
kann . Niveau und Veränderung des Bruttoinlandsprodukts (BIP) pro Kopf der Bevölkerung 
waren lange Zeit hindurch Hauptmaßstab für die Messung und den Vergleich des Lebens- 
standards in und zwischen den Ländern. Worum es den politischen Entscheidungsträgern 
wie auch den Bürgern geht, reicht indessen weit Uber das bloße Pro-Kopf-BIP hinaus. Sie 
sind in erster Linie bestrebt, das allgem eine Wohlergehen der Gesellschaft für die heutigen 
wie die künftigen Generationen sicherzustellen. 

Aber was genau ist unter "Wohlergehen" zu verstehen? Hierauf gibt es unterschiedli- 
che Antworten. Die Sozialindikatoren messen die erfassbaren Ergebnisse in einer Reihe 
von Bereichen (Gesundheit, Grundbildung, Arm ut), und zwar ausgehend von der Präm isse, 
dass ein breiter Konsens über die Bedeutung dieser Elem ente besteht und die betreffenden 
sozialen Parameter zuverlässig und unabhängig von der subjektiven Wahrnehmung des 
Einzelnen gemessen werden können. Andererseits geht die wirtschaftswissenschaftliche 
Literatur davon aus, dass das Wohlergehen des Einzelnen von der Befriedigung seiner 
Wünsche entsprechend seiner jeweiligen Präferenzen abhängt, was hauptsächlich über 
den Markt geschieht. Die Befriedigung der Bedürfnisse ist eine Funktion des Konsums 
dieser Personen; da ihr Konsum aber durch ihr Einkommen bestimmt wird, kann letzte- 
res als Hilfsvariable für das Wohlergehen betrachtet werden, und das Einkommen wie- 
derum kann mit Hilfe der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen zuverlässig 
gemessen werden. 

Bis in die jüngste Zeit erschien die Wahl einer monetären Messgröß e wie des Pro -Kopf- 
BIP als Indikator für das Wohlergehen der Bevölkerung durchaus sinnvoll. Denn das Pro- 
Kopf-BIP liefert präzise Angaben über die Kapazität eines Landes, die materiellen 
Bedürfnisse seiner Einwohner zu befriedigen. Und so lange die Grundbedarfsgüter knapp 
sind, kann davon ausgegangen werden, dass Steigerungen des Pro-Kopf-BIP in engem 
Zusammenhang mit einer besseren Befriedigung der Grundbedürfnisse der Bevölkerung 
stehen und somit ein gesteigertes Wohlergehen widerspiegeln. Die Aussagefähigkeit des 
Pro-Kopf-BIP als verlässlicher Indikator für das Wohlergehen wird jedoch in dem Maße 
fraglicher, wie sich in den fortgeschritteneren Ländern ein Übergang von der Knappheit 
zum Überfluss vollzieht. Die intuitive Vermutung, dass weitere Steigerungen des 
Wirtschaftswachstums, wenn erst einmal ein bestimmtes Niveau der materiellen 
Bedürfnisbefriedigung erreicht ist, nicht mehr zwangsläufig zu äquivalenten 
Verbesserungen des Wohlergehens der Bürger führen, wird durch zahlreiche 
Untersuchungen bestätigt, in denen gezeigt wird, dass ein solches Auseinanderklaffen von 
Steigerung des Einkommens und Steigerung des individuellen Wohlergehens sowohl auf 
nationaler wie auf internationaler Ebene festzustellen ist. 

Daher brauchen wir Indikatoren, die die nichtmonetären Faktoren besser erfassen. 
Gibt es aber einen Einzelindikator, der in allen Ländern zuverlässige Messungen erlaubt 
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und als alternativer Maßstab für das Wohlergehen herangezogen werden kann? Die 
Antwort darauf lautet leider: nein. Das könnte dafür sprechen, am Pro-Kopf-BIP als 
Messgröße festzuhalten: Es kann schließlich mit einem gewissen Grad an Verlässlichkeit 
berechnet werden und Daten liefern, die sich gut für einen Ländervergleich eignen. 
Allerdings sollte hierbei die historische Dimension nicht außer Acht gelassen werden. Die 
Entwicklung vergleichbarer ökonomischer Indikatoren ist eine relativ neue 
Errungenschaft. Seit dem Zweiten Weltkrieg wurden groß e Anstrengungen unternommen, 
um harmonisierte Instrumente zur Messung des Wirtschaftswachstums zu entwickeln. 
Dieses Instrumentarium ist in dem Maße zunehmend komplex geworden, wie in den 
Volkswirtschaften eine Verlagerung von der relativ einfach zu messenden Produktion von 
Gütern wie Weizen und Stahl auf die Erbringung von Dienstleistungen stattgefunden hat, 
die schwerer zu quantifizieren ist. Beträchtliche Fortschritte wurden aber auch bei der 
Entwicklung eines vergleichbaren Katalogs von Sozialindikatoren insbesondere seit den 
achtziger Jahren erzielt, als die OECD erstmals ihre Sozialindikatoren vorstellte (OECD, 
1986). Diese Anstrengungen müssen fortgesetzt werden, insbesondere durch eine 
verstärkte Zusammenarbeit zwischen den statistischen Ämtern der Mitgliedstaaten und 
internationalen Organisationen wie der OECD, die in diesem Bereich eine ganz ähnliche 
Rolle spielen kann, wie sie es in Bezug auf die klassischen Wirtschaftsstatistiken getan hat. 

Dieses Kapitel befasst sich mit vier Konzepten zur Messung des Wohlergehens . 
Erstens wird aufgezeigt, welche Bedeutung den in den verschiedenen Ausgaben von 
Gesellschaft auf einen Blick dargestellten Sozialindikatoren für das Wohlergehen zukommt 
und in w ieweit sie m it dem Pro -Kopf-BIP korrelieren . Zweiten s wird ein Überblick über die 
von den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen abgeleiteten monetären Messgrößen 
der wirtschaftlichen Ressourcen gegeben. Drittens wird untersucht, wie diese monetären 
Messgrößen so angepasst werden können, dass sie auch anderen Bestimmungsfaktoren 
des Wohlergehens Rechnung tragen, wie namentlich Freizeit, Haushaltsgröße und 
Aversion gegenüber Ungleichheit. Abschließend werden subjektive Messgrößen des 
Glücksgefühls und der Lebenszufriedenheit untersucht, bevor die Schlussfolgerungen 
zu sam m engefasst werden. 

2. Sozialindikatoren 

Die Sozialindikatoren stellen eine Ergänzung zu den vom BIP abgeleiteten 
Proxyvariablen des Wohlergehens dar. In diesem Kapitel wurden vier Indikatoren für die 
vier in Kapitel 1 beschriebenen Bereiche (Autonomie, soziale Gerechtigkeit, Gesundheit 
und sozialer Zusammenhalt) gewählt 3 . Die Auswahl dieser Indikatoren ist zwar subjektiv, 
basiert aber sowohl auf ihrer Bedeutung für das soziale Wohlergehen als auch auf dem 
Kriterium ihrer Verfügbarkeit, dam it aussagefähige Ländervergleiche m öglich sind. 

Liefern diese Indikatoren zusätzliche Informationen zu denen, die sich vom Pro-Kopf- 
BIP ableiten lassen? Zur Beantwortung dieser Frage werden im oberen Teil der 
Abbildung 2.1 die Korrelationen zwischen dem Niveau dieser 16 Sozialindikatoren und 
dem Pro-Kopf-BIP dargestellt. Der untere Teil der Abbildung veranschaulicht die 
Korrelation zwischen den durchschnittlichen jährlichen Veränderungen der beiden 
Variablenreihen. Die Abbildung zeigt, dass der Grad der jeweiligen Korrelation zwischen 
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Abbildung 2.1. Korrelationen z w ischen Pro -Kopf-BIP und verschiedenen 
Sozialindikatoren in den OECD-Ländern 
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Anm erkling: Stand der Daten: um 2002; jahrliche prozentuale Veränderung über den jeweils längsten belegten Zeitraum. 
Pearsonscher Korrelationskoeffizient: Die dunkler gefärbten Balken zeigen statistisch signifikante Korrelationen an (Niveau von 5%). 
Für Variable, bei denen höhere Indikatorwerte für schlechtere Ergebnisse im Sozialbereich stehen (z.B. Säuglingssterblichkeit 
oder Inhaftierte, gekennzeichnet durch *), weisen die Korrelationen mit dem Pro-Kopf-Einkommen das jeweils umgekehrte 
Vorzeichen auf (z.B. haben Länder mit höherem Pro-Kopf-Einkommen niedrigere Säuglingssterblichkeitsraten (positives 
Vorzeichen) und höhere Inhaftierungsquoten (negatives Vorzeichen). Das Pro-Kopf-Einkommen wird errechnet als BIP zu 
laufenden Preisen und Kaufkraftparitäten, dividiert durch die Gesamtbevölkerung. Die Korrelationen beziehen sich auf die 
Werte des Pro-Kopf-BIP und die der Sozialindikatoren im selben Zeitraum; die Zahl der untersuchten Länder kann für die 
verschiedenen Variablenpaare je nach Datenverfügbarkeit variieren. 

Quelle: Verschiedene Ausgaben von Gesellschaft auf einen Blick - OECD-Sozialindikatoren . 

StatLink 2 http://dx.doi.org/10.1787/18475761 1082 
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den 16 Sozialindikatoren und dem Pro-Kopf-BIP variiert, d.h. am stärksten ist er im Fall der 
Gesundheitsindikatoren und am schwächsten beim sozialen Zusammenhalt. 

• Autonomie: Diese Größe repräsentiert den Umfang der Teilhabe des Einzelnen an 
Wirtschaft und Gesellschaft sowie dessen Fähigkeit, im täglichen Leben allein 
zurechtzukommen. Sie wird gemessen anhand der globalen Erwerbsquote, des in 
Haushalten ohne Erwerbstätige lebenden Be v ö 1 k e r u n g s a n t e i 1 s , der 
durchschnittlichen Zahl der Schuljahre und der durchschnittlichen schulischen 
Leistungen 15-Jähriger. All diese Faktoren beeinflussen jetzt oder später die Fähigkeit 
des Einzelnen, seinen Lebensunterhalt angemessen zu bestreiten. Das Pro-Kopf-BIP 
weist eine signifikante Korrelation mit den Beschäftigungsquoten, nicht jedoch mit 
den Indikatoren für die Verteilung der Beschäftigungschancen (und folglich der 
Arbeitslosigkeit) in der Bevölkerung auf. Desgleichen hat der durchschnittliche 
Erwachsene in Ländern mit relativ höherem Pro -Kopf-BIP mehr Bild ungsj ah re durch- 
laufen, doch schneidet der durchschnittliche 15-jährige Schüler nicht zwangsläufig 
besser ab. Die Korrelation zwischen Veränderungen dieser Autonomie-Indikatoren 
und des Pro-Kopf-BIP ist nur schwach. 

• Soziale Gerechtigkeit: Sie spiegelt die Verteilung der Haushaltseinkom m en sowie den 
Grad der Chancengleichheit für den Einzelnen wider. Sie kann anhand der 
Einkommensungleichheit, der relativen Armutsquoten, der Kinderarmut und dem 
Lohngefälle zwischen Männern und Frauen gemessen werden. Es besteht eine gewisse 
Korrelation zwischen höheren Niveaus des Pro-Kopf-BIP und einer vergleichsweise 
geringeren Ungleichheit der Einkommensverteilung. Zudem weisen OECD-Länder mit 
relativ niedrigerem Pro-Kopf-BIP in der Regel auch eine höhere relative Armut und 
Kinderarmut auf, was aber nicht zwangsläufig mit einem niedrigeren Lohngefälle 
zwischen Männern und Frauen einhergeht. Erhöhungen des Pro-Kopf-BIP sind assoziiert 
mit einem Rückgang der Einkommensungleichheit und des Lohngefälles zwischen den 
Geschlechtern, hingegen besteht eine nur sehr schwache bzw. gar keine Korrelation mit 
Veränderungen der Kinderarm ut bzw. der relativen Armut. 

• Gesundheitszustand: Dieser Indikator erfasst nicht nur Krankheiten und deren 
Behandlung, sondern auch andere soziale Faktoren, die Mortalität und 
Morbidität beeinflussen können. Die hier verwendeten vier Schlüsselindikatoren 
für den Gesundheitszustand sind die Lebenserwartung bei Geburt, die "gesunde" 
Lebenserwartung bei Geburt (d.h. die Lebensspanne, die nicht durch Behinderungen/ 
Krankheiten eingeschränkt ist), die Säuglingssterblichkeitsraten und die potenzielle 
Verkürzung der Lebenserwartung durch Unfälle oder vermeidbare Krankheiten. 
Diese Indikatoren sind stark mit dem Pro -Kopf- BIP korreliert, was bedeutet, dass der 
Gesundheitszustand der Bevölkerung in OECD-Ländern mit höherem Einkommen 
durchschnittlich besser ist. Gleichwohl kann es signifikante Differenzen zwischen 
den Ländern geben -so unterscheiden sich z.B. die Säuglingssterblichkeitsraten 
zwischen Ländern m it vergleichbarem Pro-Kopf-BIP um einen Faktor von bis zu rd. 2. 
Zwar sind Veränderungen des Pro-Kopf-BIP positiv mit Veränderungen des 
Gesundheitszustands korreliert, doch ist diese Korrelation nur schwach ausgeprägt 
und statistisch nicht signifikant. 

• Das Gefühl der Zugehörigkeit zu einer groß eren Gern eins chaft und die Zufriedenheit, die 
sich von der Teilhabe am allgemeinen Leben der Gesellschaft ableitet, sind wichtige 
Elem en te des individuellen Woh lbefin den s . Der soziale Zusammenhalt wird aber n ich t nur 
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mit Hilfe von positiven Indikatoren gemessen, wie dem Anteil der Menschen, die 
ehrenamtlich in örtlichen Einrichtungen tätig sind, sondern auch anhand negativer 
Indikatoren, wie z.B. des Niveaus der Kriminalität und der Viktim isierung sowie der 
Suizidraten. Zwar sind ehrenam t liehe Tätigkeiten in Ländern m it höherem Pro -Kopf-BIP 
weiter verbreitet, doch besteht keine signifikante Korrelation mit den negativen 
Indikatoren, auch wenn eine Erhöhung des Pro-Kopf-BIP effektiv mit einem Rückgang 
der Zahl der Opfer von Gewalttaten Hand in Hand zu gehen scheint. 

Alles in allem liefern die Sozialindikatoren Informationen über bestimmte Aspekte 
des Wohlergehens, die allem Anschein nach über die diesbezüglichen Aussagen des BIP 
hinausgehen 4 . Die wichtigste Schwach stelle der Sozialindikatoren besteht jedoch darin, 
dass sie wegen des mangelnden Konsenses darüber, wie sie zu aggregieren sind, keine 
globale Darstellung des Wohlergehens erlauben. Eine einfache synthetische Messgröße 
lässt sich jedoch konstruieren, indem die 16 weiter oben beschriebenen Indikatoren 
normalisiert und dann in einem Gesamtindex zu sam m engefasst werden, mit dem 
Vergleiche zwischen den verschiedenen Ländern möglich sind 5 . Dieser Index muss sodann 
daraufhin getestet werden, inwieweit er gegenüber unterschiedlichen Gewichtungen bei 
der Aggregierung der verschiedenen Grundindikatoren robust ist. Die hierbei angewandten 
Methoden sind beschrieben bei Boarini et al. (2006). 

Abbildu ng 2.2 zeigt den Median wert und das Kon fide n zin tervall für einen Gesam t index, 
der mit Hilfe der sechzehn jeweils unterschiedlich gewichteten Sozialindikatoren 
konstruiert wurde. Der so gewonnene Gesamtindex der Sozialindikatoren weicht in etwas 

Abbildung 2.2. Medianwert und Konfidenzintervall eines Mehrkomponentenindex 
auf der Basis ausgew ählter Sozialindikatoren in den OECD-Ländern und Pro -Kopf- BIP 
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Anmerkung: Der zusammen gesetzte Index basiert auf den Werten der 16 in Abbildung 2.1 dargestellten Sozialindikatoren. Die 
An alyse beschränkt sieh auf diejenigen OECD-Län d er, für die mindestens 13 der 16 Indikatoren verfügbar waren. Um 
Vergleiche zwischen dem zusammengesetzten IndexderSozialindikatoren und dem Pro- Kopf-BIP zu ermöglichen.wurden die 
Werte des Pro-Kopf-BIP auf einer Skala angeordnet, die durch den minimalen und den maximalen Medianwert des 
zu sam menge setzten Index begrenzt w ird . Der Med ianwert und das Konfidenzin tervall von 90% basieren auf 10 000 Tests, bei 
denenjedem derHauptindikatoren eine Gewichtungnach dem Zufallsprinzip zugeordnetwurde.wobeidie Werte sodann mit 
dem (st an d ard isierten ) Pro-Kopf-BIP von 200 1 verglichen wurden. Luxemburg wurde von der Analyse aus geschlossen, um jede 
etwaige Verzerrung auf Grund seines "anormal" hohen Pro -Kopf- BIP zu vermeiden. 

Quelle: Berechnungen auf der Basis von Daten aus verschiedenen Ausgaben von Gesellschaft auf einen Blick - OECD- 
Sozialin dikatoren . 

StatLink 2 http://dx.doi.org/10.1787/275423732624 
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mehr als der Hälfte der Lander signifikant von den m it Hilfe des Pro -Kopf-BIP gefundenen 
Ergebn issen ab 6 . Bei An Wendung anderer methodischer Ansätze zur Konstruktion der 
Gesamtindizes erhält man ähnliche Resultate. Im Großen und Ganzen lassen die 
verschiedenen in einzelnen OECD-Ländern entwickelten Ge s a m t in d iz e s ein 
Ubereinstimmendes Muster erkennen: Seit Beginn der siebziger Jahre ist das Wohlergehen 
weit weniger gestiegen als das Pro-Kopf-BIP und ist offenbar in den letzten Jahren sogar 
gesunken (Sharpe, 1999). 

3. Monetäre Messgrößen der w irtschaftlichen Ressourcen 

Der zweite Ansatz zur Messung des Wohlergehens besteht darin, von einer der 
verschiedenen Methoden des Systems der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen zur 
Berechnung des Realeinkommens auszugehen. Dieses Konzept beruht zwar auf solideren 
Grundlagen, das Problem der Vergleichbarkeit zwischen den Ländern besteh t jedoch fort. 
Auch wird die Wirkung nichtmonetärer Faktoren auf das Wohlergehen außer Acht 
gelassen . 

Wie schon erwähnt, ist das Pro -Kopf- BIP die am häufigsten herangezogene monetäre 
Messgröße zur Evaluierung des Gesamtwerts der wirtschaftlichen Ressourcen, die das 
Wohlergehen beeinflussen. Das BIP entspricht dem Wert der von einem Land in einem 
gegebenen Zeitraum erzeugten Güter und Dienstleistungen, was in der Praxis bedeutet, 
dass die Produktion derjenigen Wirtschaftszweige gemessen wird, die unter die 
Volkswirtschaftlichen Gesam trechnungen fallen. Die erzeugten Güter und 
Dienstleistungen werden im Allgemeinen zu Marktpreisen unter der Annahme bewertet, 
dass diese Preise (für den Einzelnen wie für die Gesellschaft) exakt den Wert der für die 
Produktion verwendeten Ressourcen widerspiegeln, die ja auch anderweitigen 
Verwendungszwecken zugeführt werden könnten. Einige Aktivitäten, die in die 
Berechnung des BIP einbezogen werden, sind jedoch besonders schwer zu evaluieren. 
Öffentliche Dienstleistungen z.B. werden den direkten Nutzern häufig gebührenfrei oder 
zu subventionierten Preisen zur Verfügung gestellt, sodass die diesbezügliche Produktion 
nicht zu Marktpreisen evaluiert werden kann. In der Vergangenheit wurde für derartige 
Schätzungen der Wert der Inputs herangezogen, was darau f h in au s läu ft , die vom 
staatlichen Sektor erbrachten Dienstleistungen mit deren Produktionskosten 
gleichzusetzen. Einige OECD-Länder, wie z.B. das Vereinigte Königreich, haben in jüngster 
Zeit eine Umstellung vollzogen, indem sie damit begonnen haben, die Veränderungen der 
staatlichen Produktion auf der Basis direkter Output-Messungen zu erfassen. So 
umstritten diese Berichtigungen auch sind, haben sie doch signifikante Konsequenzen: 
Atkinson (2005) schätzt, dass die unterschiedlichen methodologischen Ansätze zur 
Berechnung der staatlichen Produktion nahezu die Hälfte der Differenz zwischen den BIP- 
Wach stu m sraten für das Vereinigte Königreich und die Vereinigten Staaten im 
Zeitraum 1995-2003 erklären. 

Bei der Evaluierung der erbrachten Güter und Dienstleistungen zu Marktpreisen wird 
unterstellt, dass die Preise den marginalen Beitrag der verschiedenen konsumierten Güter 
zum Nutzen des Einzelnen repräsentieren. Bei diesem Konzept stellt das Pro-Kopf-BIP 
jedoch lediglich eine indirekte Messgröße für das Wohlergehen dar, d.h. eine Reihe 
ebenfalls wichtiger Faktoren bleibt unberücksichtigt: 

• Das BIP lässt eine Reihe nicht marktbestimmter Aktivitäten außer Acht, die das 
Wohlergehen ebenfalls beeinflussen; der Grund hierfür sind praktische Probleme bei 
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deren Messung, weil der Marktwert nur schwer zu quantifizieren ist. Dazu zählen nicht 
nur illegale Tätigkeiten oder häusliche Tätigkeiten wie Hausarbeit und Heimwerken, 
sondern auch Freizeitaktivitäten, die von nicht zu leugnender Bedeutung für die 
Gesellschaft und wesentlich für das Wohlbefinden des Einzelnen sind. 

• Bei den klassischen BIP-Messungen bleiben Veränderungen der Vermögenswerte 
unberücksichtigt, obwohl diese natürlich auf jeden Fall einen Einfluss daraufhaben, wie 
vieleine Person zu einem gegebenen Zeitpunkt für Konsumzwecke ausgeben kann, ohne 
dadurch ihre künftige finanzielle Situation zu gefährden. Oder anders gesagt, das BIP 
misst eher das, was die Gesellschaft produziert, als das, was sie potenziell konsumiert. 

• Das BIP trägt nicht den Externalitäten Rechnung, wie z.B. der Umweltverschmutzung, 
der Verschlechterung der Um w e lt b e d in gu n ge n oder dem Raubbau an nicht 
erneuerbaren Ressourcen. Dadurch wird das Bild verzerrt, das die Marktpreise vom 
marginalen Beitrag zeichnen, den bestimmte Faktoren effektiv zum Wohlergehen der 
Gesellschaft - nam entlich der künftigen Generationen - leisten. 

• Das BIP trägt nicht den Unterschieden der Einkommensverteilung innerhalb der 
einzelnen Länder Rechnung. Für den größten Teil der Bevölkerung hat eine enorme 
Zunahme des Nationaleinkommens, die ausschließlich einer kleinen Zahl sehr reicher 
Farn ilien zugute kommt, nicht die gleiche Steigerung des allgem einen Wohlergehens zur 
Folge, wie dies bei einer gerechteren Verteilung dieses Einkorn mens der Fall wäre. 

Aus diesen und anderen Gründen wurden gewisse Berichtigungen der auf den 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen beruhenden Messungen vorgenommen, um 
alternative m onetäre Messgröß en für das Wohlergehen zu entwickeln . 

3.1. Bruttonationaleinkommen: Berichtigung um Nettotransfers aus dem Ausland 

Das BIP trägt lediglich dem Produktionsprozess Rechnung, der sich innerhalb der 
Grenzen eines Landes vollzieht, läs st jedoch unberücksichtigt, dass ein Teil des durch diese 
Aktivitäten generierten Einkommens an Gebietsfremde gezahlt wird, während 
Gebietsansässige wiederum Einkommen aus Produktionsprozessen in anderen Ländern 
beziehen. Die Kaufkraft Gebietsansässiger kann in Bezug auf ausländische Güter auch 
infolge von Veränderungen der Terms of Trade -d.h. der Relation zwischen Import- und 
Exportpreisen - zu- oder abnehmen. Bei Einbeziehung des "Nettoeinkommens aus dem 
Au sland" in das BIP erhält man das Bru t ton ationa lein kom m en (BNE), ein Konzept, das für 
die Messung des Wohlergehens der Gebietsansässigen eines Landes relevanter ist. 

Um Ländervergleiche dieser Daten zu ermöglichen, müssen die in Landeswährung 
ausgedrückten Pro du ktionsdaten m it Hilfe von Kau fkraftparitäten-Wech selku rsen (KKP) in 
eine gemeinsame Währung umgewandelt werden. In den meisten OECD-Ländern ist die 
Differenz zwischen Pro-Kopf-BIP und Pro-Kopf-BNE gering, da die Zuflüsse an 
Bruttoeinkommen aus dem Ausland in der Regel ungefähr den Bruttoabflüssen 
entsprechen -allerdings mit einigen bemerkenswerten Ausnahmen wie z.B. Irland und 
Schweiz (Abb. 2.3). In den vergangenen zehn Jahren waren die Veränderungen des Pro- 
Kopf-BIP und des Pro-Kopf-BNE weitgehend analog; eine Ausnahme bilden Irland und 
Südkorea, d.h. Länder, die in großem Maßstab IKT-Produkte herstellen und daher eine 
relativ drastische Verschlechterung ihrer Terms of Trade hinnehmen mussten. 
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Abbildung 2.3. Bruttoinlandsprodukt sow ie Pro -Kopf- Brutto - 
und -Nettonationaleinkom m en in den OECD-Ländern 

Zu laufenden Preisen und KKP in US-S 
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Anm erkling: Die Länder sind von oben nach unten in abnehmender Rangfolge ihres Pro- Kopf-BIP an geord n et. 
Quelle: OECD Annual National Accounts. 

StatLink 2 http://dx.doi.org/10.1787/02514347440i 



3.2. Nettonationaleinkommen: Berichtigung um Abschreibungen 

Das BIP trägt nicht dem Kapitalverschleiß während des Produktionsprozesses 
Rechnung und überschätzt folglich den Wert der Produktion, der effektiv zum 
Wohlergehen beiträgt, ohne die künftige Produktion zu beeinträchtigen. Zur Berichtigung 
werden die Kapitalabschreibungen geschätzt und sodann vom BIP subtrahiert, um das 
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Nettoinlandsprodukt (NIP) zu erhalten. Dieser Parameter entspricht dem maximalen 
Um fang der Produktion, der dem Konsum zugeführt werden kann, ohne dass dadurch die 
Produktionskapazität eines Landes beeinträchtigt wird. Wenn auch alle Länder 
Schätzungen über die Abschreibungen erstellen, sind doch die Berechnungsmethoden 
unterschiedlich, was die internationale Vergleichbarkeit der NIP-Messungen einschränkt. 

Trotzdem variiert die Differenz zwischen Pro-Kopf-BIP und Pro-Kopf-NIP von Jahr zu 
Jahr kaum, und zwar ebenso wenig wie die Rangfolge der Länder auf der Basis dieser 
beiden Kriterien. Das Pro-Kopf-NIP beträgt in den OECD-Ländern durchschnittlich 85% des 
Pro -Kopf- BIP. In den letzten zehn Jahren ist es jedoch etwas langsamer gewachsen als das 
Pro-Kopf-BIP, was darauf zurückzuführen ist, dass die Abschreibungen auf Grund der 
zunehmenden Investitionen in neue Technologien mit kürzerer Nutzungsdauer stärker 
gestiegen sind als das BIP. 

Ähnlich wie das BIP kann auch das NIP um den Effekt des "Nettoeinkommens aus dem 
Ausland" berichtigt werden, um das Nettonationaleinkommen (NNE) zu erhalten. 
Berücksichtigt man die Probleme bei der Berechnung der Abschreibungen, so vermittelt 
dieser Parameter im Prinzip ein genaueres Bild der zur Gewährleistung des Wohlergehens 
aller Bürger des jeweiligen Landes effektiv verfügbaren wirtschaftlichen Ressourcen und 
bestätigt, dass das Pro-Kopf-BIP diese tendenziell effektiv zu hoch ansetzt. Gleichwohl ist 
die Rangfolge der Länder auf der Basis des Pro-Kopf-NNE insgesamt ähnlich wie auf der 
Basis des Pro-Kopf-BIP, wobei die Differenz für einige wenige Länder allerdings signifikant 
ist (Abb. 2.3). Auch die Wachstumsraten sind für die beiden Messgrößen im Großen und 
Ganzen sehr ähnlich. 

3.3. Messung der w irts chaftlichen Ressourcen der privaten Haushalte 

Die vorstehend beschriebenen Gesam tgröß en erm ö glichen es lediglich , die Produ ktion 
bzw. das Einkommen der gesamten Volkswirtschaft zu messen. Der Begriff des 
Wohlergehens bezieht sich jedoch hauptsächlich auf den Einzelnen bzw. auf die Haushalte. 
Die diesen zur Verfügung stehenden wirtschaftlichen Ressourcen, einschließ lieh der ihnen 
vom Staat und von gemeinnützigen Einrichtungen gebührenfrei bereitgestellten Gütern 
und Dien stleistu n gen , verm itteln ein genaueres Bild ihres wirtschaftlichen Wohlergehens. 
Das lässt sich ausgehend von der Volkswirtschaftlichen Gesam trechnung auf dreierlei Art 
und Weise berechnen: anhand des verfügbaren Pro-Kopf-Einkommens, des Pro-Kopf- 
En d verbrau ch s und des "effektiven" Pro-Kopf-Verbrauchs der Haushalte, der eine 
Schätzung der vom Staat und von gemeinnützigen Einrichtungen erbrachten 
Dienstleistungen einschließt 7 . 

Alle drei Messgrößen, und insbesondere der Endverbrauch, fallen natürlich 
signifikant niedriger aus als das Pro-Kopf-BIP. Gleichwohl korrelieren alle stark mit dem 
Pro-Kopf-BIP, auch wenn die Diskrepanz zwischen dem verfügbaren Einkommen und 
dem Pro-Kopf-BIP von 20% in der Türkei bis zu 57% in Dänemark reicht. In den letzten 
zehn Jahren sind die Einkommen der privaten Haushalte und der effektive Konsum in 
den meisten Ländern jedoch weniger rasch gestiegen als das Pro-Kopf-BIP (Abb. 2.4) 
-wobei die Differenz in einigen Ländern nicht weniger als 1 Prozentpunkt ausmacht-, 
was sich aus Einkommensumschichtungen zwischen privaten Haushalten, Unternehmen 
und öffentlichem Sektor erklärt. 
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Abbildung 2.4. Verfügbares Realeinkommen der privaten Haushalte, 
reale Endverbraucherausgaben und reales Pro-Kopf-BIP, durchschnittliche 
jährliche Wachstumsrate, 1994-2003 
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Source: OECD Annual National Accounts und OECD (2005), OECD-Wirtschaftsausblick 76, Paris. 

StatLink 2 http://dx.doi.org/10.1787/602121645683 

3.4. Zusammenfassende Bemerkungen zu den monetären Indikatoren 

Bleibt man im Rahmen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung, so ist alles in 
allem und ungeachtet der unterschiedlichen Berichtigungen ein recht hoher Grad an 
Konvergenz beim Niveau und in geringerem Maße auch bei den Wachstumsraten der 
verschiedenen Indikatoren für die in einem Land insgesamt verfügbaren wirtschaftlichen 
Ressourcen festzustellen. Je stärker sich die Messungen aber auf die den privaten 
Haushalten zur Gewährleistung ihres Wohlergehens effektiv zur Verfügung stehenden 
wirtschaftlichen Ressourcen konzentrieren, desto geringer wird die Konvergenz mit den 
Messgröß en für die Ressourcen der Volkswirtschaft insgesam t. 

Die vorstehend erörterten Indikatoren der wirtschaftlichen Ressourcen messen einen 
Schlüsselfaktor des Wohlergehens des Einzelnen wie auch der Gesellschaft insgesamt. So 
wichtig die wirtschaftlichen Ressourcen aber auch sein mögen, sind sie doch für sich 
alleine genommen nicht aussch laggebend fürdas Woh lbe finden des Einzelnen -denn wie 
schon das Sprichwort sagt, "Geld allein macht nicht glücklich". Das scheint sich in dem 
Maße zu bestätigen, wie eine Gesellschaft den Punkt überschreitet, ab dem sie die 
Grundbedürfnisse der Bevölkerung in Bezug auf Ernährung, Unterkunft und Bekleidung zu 
befriedigen im stände ist. Die Ökonom en haben selbst diese Grenze erkannt und haben sich 
um die Entwicklung verschiedener anderer Mechanismen zur Berücksichtigung 
nichtm arktbezogener Faktoren bemüht 8 . 

4. Weitere Berichtigungen der Messgröß en auf der Basis 
der Volks w irtschaftlichen Gesamtrechnung 

Diese Messgrößen der wirtschaftlichen Ressourcen können zusätzlich berichtigt 
werden, indem verschiedene nichtmonetäre Faktoren mit einem monetären Wert 
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versehen werden, um auf diese Weise eine bessere Hilfsvariable für das Wohlergehen des 
Einzelnen und der Gesellschaft zu erhalten. Die Hauptschwierigkeit besteht darin, den 
Wert verschiedener Aktivitäten des Nichtmarktbereichs, wie z.B. den Geldwert von Freizeit 
und nicht erfassten wirtschaftlichen Tätigkeiten wie Hausarbeit, zu beziffern. Die 
verschiedenen Schätzungen bewerten diese Aktivitäten zumeist auf der Basis der 
Wiederbeschaffungs- oder Opportu n itätskosten . Nachstehend wird eine Reihe von 
Ergebnissen dargestellt, die eine Vorstellung von der Wirkung einiger dieser 
nichtm arktbestim m ten Faktoren geben. 

4.1. Wohlergehen und Freizeit 

Die vom BIP abgeleiteten Messgrößen sind ein unvollständiger Indikator für das 
Wohlergehen, weil die Freizeit unberücksichtigt bleibt. Freizeit hat aber zweifellos große 
Bedeutung für das Wohlbefinden der meisten Menschen. So gesehen handelt es sich um 
ein "Gu t" m it einem gewissen Grenznu tzen . Wie lässt sich aber dieses Gu t qu an tifizieren ? 
Un d w ie kann ihm ein m onetärer Wert beigemessen werden? Wir sind sicherlich noch weit 
davon entfernt, zufriedenstellende Antworten auf diese Fragen zu haben. Die erheblichen 
Diskrepanzen zwischen der effektiven entgeltlichen Jahresarbeitszeit je Erwerbstätigen in 
den einzelnen Ländern lassen jedoch darauf schließen, dass es auch große quantitative 
Unterschiede in Bezug auf die Freizeit gibt. Ein Teil der Differenz zwischen dem Pro-Kopf- 
BIP der Vereinigten Staaten und der meisten anderen OECD-Länder ist darauf 
zurückzuführen, dass die Erwerbstätigen in den USA jährlich insgesamt mehr 
Arbeitsstunden leisten. Inwieweit ist dies durch kulturelle Unterschiede und/oder 
Präferenzen bedingt oder aber durch die Effekte von Politik und Institutionen? Auch wenn 
sich diese Fragen nicht präzise beantworten lassen, liegt doch auf der Hand, dass eine 
realistische Evaluierung des Wohlergehens nur möglich ist, wenn der Freizeit der 
Arbeitnehmer ein gewisser monetärer Wert beigemessen wird 9 . 

Das hier gewählte Konzept besteht darin, das Pro-Kopf-BIP um eine quantitative 
Schätzung der jährlichen Freizeit je Arbeitnehm er zu erweitern, wobei der monetäre Wert 
mit Hilfe dreier verschiedener Messgrößen ermittelt wird, nämlich BIP pro Arbeitsstunde, 
Stundenlohn je Arbeitnehmer und 50% dieses Stundenlohns (um der Möglichkeit 
Rechnung zu tragen, dass die niedrigere Zahl der Arbeitsstunden in einigen Ländern auf 
die Wirkung von Steuern und Abgaben sowie andere Maßnahmen zurückzuführen ist). 
Ermittelt man mit Hilfe dieser drei Ansätze das "freizeitberichtigte" Pro-Kopf-BIP und das 
diesbezügliche Gefälle gegenüber den Vereinigten Staaten, so zeigt sich, dass jede positive 
Bewertung der Freizeit den Abstand gegenüber den auf der Basis des Pro-Kopf-BIP 
durchgeführten Berechnungen verringert (je höher der Wert der Freizeit angesetzt wird, 
desto geringer ist der Abstand). Das durchschnittliche jährliche Wachstum des 
"freizeitberichtigten" Pro-Kopf-BIP ist vor allem in einigen europäischen Ländern 
tendenziell höher als das des nicht bereinigten BIP (Abb. 2.5). 

4.2. W ohlergehen und Haushalts große 

Das Pr o - Ko p f - Ha u s h a 1 1 s e in ko m m e n wird in den Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen geschätzt, indem die Summe der Einkommen sämtlicher Haushalte 
durch die Zahl der Gebietsansässigen dividiert wird. Bei diesem Ansatz bleiben etwaige 
Veränderungen der Haushaltsgröß e unberücksichtigt. In der Tat verfügen die Haushalte je 
nach Größe über unterschiedliche Kapazitäten für die Zusammenlegung finanzieller Mittel 
und benötigen daher nicht immer das gleiche Einkommen, um ihren Mitgliedern das 
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Abbildung 2.5. Durchschnittliche jährliche Wachstumsrate des um die Freizeit 
der Arbeitnehmer berichtigten BIP, 1970-2003 



Pro-Kopf-BIP BIP und Freizeit, bewertet auf der Basis der Hälfte des Stundenverdienstes 

BIP und Freizeit, bewertet auf der Basis des Stundenverdienstes 
BIP und Freizeit, bewertet auf der Basis des BIP pro Arbeitsstunde 



Australien 
Österreich 
Belgien 
Kanada 
Dänemark 
Finnland 
Frankreich 
Deutschland 
Griechenland 
Ungarn 
Irland 
Italien 
Japan 
Mexiko 
Niederlande 
Neuseeland 




Ver. Königreich 
Ver. Staaten 
0ECD24 



0 



1 



Anmerkung: Der Umfang der Freizeit seines Arbeitnehmers wird geschätzt, indem von der Zeit, über die jeder 
Arbeitnehmer verfügt, die (für alle identische) geschätzte Zeit, die der persönlichen Pflege und unbezahlten 
Aktivitäten gewidmet ist, sowie die für das jeweilige Land geschätzten jährlichen Arbeitsstunden je Arbeitnehmer 
abgezogen werden. Der Wert der Freizeit wird zu drei verschiedenen Preisen berechnet: Stu n den verd ien st der 
abhängig Beschäftigten, 50% dieses Stundenverdienstes und BIP je Arbeitsstunde. Der Beobachtungszeitraum reicht 
fürdiemeistenLändervon 1 970 bis 2003, ist fü reinige je doch kürzer (Deutschland, Gr iech en lan d , Korea, Lu xem bu ig, 
Mexiko, Neuseeland, Österreich, Portugal, Slowakische Republik, Tschechische Republik und Ungarn). Wegen 
n äh erer Ein zeih eiten vgl. Boa r in i et al. (2006). 

Quelle: OECD Productivity database und Annual National Accounts. 

StatLink 2 http://dx.doi.org/10.1787/568566035223 
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gleiche Niveau des Wohlergehens zu sichern. So benötigt z.B. ein Haushalt, der aus einem 
Paar mit zwei Kindern besteht, nicht zwangsläufig das doppelte Einkommen wie ein 
kinderloses Paar, um das gleiche Niveau des Wohlergehens zu erreichen. Eine Möglichkeit, 
diesen Faktor zu berücksichtigen, besteht darin, auf die Er h e b u n gs d a t e n des 
Haushaltseinkommens eine gemeinsame "Äqu ivalen zskala" an zu w en den , um das so 
genannte "verfügbare Äqu ivalen zeinkom m en" jedes Einzelnen zu berechnen. 

Äquivalenzskalen sind Rechenhilfen, über deren "wirklichen" Wert es keinen 
vollständigen empirischen Konsens gibt; sie können zudem von Land zu Land wie auch im 
Zeitverlauf variieren. Wenn das Niveau des verfügbaren Äquivalenzeinkommens daher 
auch keinen besonders großen Informationswert besitzt -Schätzungen zeigen 
erwartungsgemäß, dass das verfügbare Äquivalenzeinkommen der privaten Haushalte 
höher ist als das Nichtäquivalenzeinkommen, dem ja die Annahme zu Grunde liegt, dass 
jede Person allein lebt und dass diese Differenz in Ländern mit umfangreicherer 
durchschnittlicher Haushaltsgröße ausgeprägter ist-, geht aus den Veränderungen des 
verfügbaren Äquivalenzeinkommens im Zeitverlauf doch hervor, dass der allgemeine 
Trend hin zu kleineren Farn ilienverbänden die Skalenerträge und das Wohlergehen in allen 
Ländern verringert hat, zuweilen sogar in beträchtlichem Umfang (wie z.B. in Italien und 
Mexiko, Abb. 2.6). 

4.3. Ungleiche Verteilung der w irt schaftlich en Ressourcen 

In keinem der OECD-Länder ist das Einkommen gleichmäßig verteilt, und die OECD- 
weiten Trends lassen seit Mitte der achtziger Jahre, namentlich in einer kleinen Zahl von 
Ländern, eine Zunahme der Ungleichheit erkennen (Förster und Mira d'Ercole, 2005). Die 
klassischen Methoden zur Messung des Pro-Kopf-BIP geben jeder Einkommenseinheit 
dasselbe Gewicht, unabhängig davon, wie gleichmäßig das Einkommen verteilt ist. Viele 
Verfechter von Theorien der sozialen Gerechtigkeit würden jedoch dafür plädieren, dem 
Einkommen, das den ärmsten Bevölkerungsschichten zugute kommt, eine höhere 
Gewichtung beizumessen, vor allem in den Gesellschaften, in denen die Ungleichheit 
besonders stark ausgeprägt ist. Nimmt man z.B. den Fall, dass das Einkommen des 
reichsten Bevölkerungsdeziis in demselben Umfang zunimmt, wie das Einkommen des 
ärmsten Bevölkerungsdeziis abnimmt, dann bleibt das Pro-Kopf-Einkommen zwar 
unverändert, doch wären sich die meisten Beobachter darüber einig, dass sich das 
allgemeine Wohlergehen der Gesellschaft verschlechtert hat. 

Um dem Problem der ungleichen Einkommensverteilung Rechnung zu tragen, können 
das BIP und das Haushaltseinkommen berichtigt werden, indem das Durchschnittsein- 
kommen in jedem Dezil der Einkommensverteilung mit einem Koeffizienten gewichtet 
wird, der den Grad der sozialen Aversion gegenüber Ungleichheit repräsentiert (Kolm, 
1969). Abbildung 2.7 zeigt die Ergebnisse von Berechnungen, die mit drei verschiedenen 
Gewichtungen angestellt wurden. Höhere Koeffizienten stehen für einen höheren Grad der 
Aversion und ziehen folglich eine geringere Gewichtung höherer Einkommen nach sich. In 
Ländern, in denen das Einkommenswachstum großenteils den besser gestellten Bevölke- 
rungsschichten zugute kommt, wird sich die Anwendung eines höheren Koeffizienten in 
einer geringeren jährlichen Veränderung des Hau sh altsein kom m en s niederschlagen 
(Vereinigtes Königreich, Tschechische Republik, Vereinigte Staaten), während in Ländern, 
wo die ärmeren Bevölkerungsschichten stärker vom Einkommenswachstum profitieren, 
eine tendenzielle Zunahme der jährlichen Veränderung die Folge ist (Mexiko, Spanien, 
Norwegen). Während ein niedriger oder sogar mittlerer Grad der Aversion gegenüber 

GESELLSCHAFT AUF EINEN BLICK - OECD SOZIALINDIKATOREN 2006 - ISBN 978-92-64-02955-2 - © OECD 2007 



1.2. DIE MESSUNG DES WOHLERGEHENS: WELCHE ROLLE SPIELEN SOZIALINDIKATOREN? 



Abbildung 2.6. Jährliche reale Veränderung des verfügbaren Pro-Kopf- 
Haushaltseinkommens und Berichtigung um Veränderungen 
derHaushaltsgröße, 1995 bis Anfang der 2000er Jahre 
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Anmerkung: Die Erhebungsdaten über das verfügbare Hau sh a It se in k om m e n beziehen sieh nicht auf eine 
chronologische Folge von Jahren, sondern auf jeweils einzelne Jahre (Mitte der 80er, Mitte der 90er und Anfang 
der 2000er Jahre), die für die einzelnen Länder unterschiedlich sein können. Um Vergleiche zwischen den 
berücksichtigten Jahren zu erm öglichen, wurden diese Daten zwischen den vorliegenden Beobachtungen interpoliert 
und (wenn notwendig) bis 2002 extrapoliert. Die (aus diesen Erhebungen stammenden) Daten über die 
Durch sehn ittsgröß e der privaten Haushalte wurden auf die "aggregierte" Messgröße der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung für das verfügbare Einkommen der privaten Haushalte angewandt (um das Problem der 
Vergleichbarkeit wegen der unterschiedlichen, einerseits auf Erhebungen und andererseits auf der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung basierenden Messgrößen des verfügbaren Einkommens der privaten 
Haushalte zu vermeiden). 

Quelle: Berechnungen auf der Basis der OECD National Accounts und des OECD- Fr a ge b o ge n s über 
Einkorn mensverteilung und Armut. 

StatLink 2 http://dx.doi.org/10.1787/534122818370 

Ungleichheit die Rangfolge der Länder nicht wesentlich verändert, bewirkt ein höherer 
Aversionsgrad signifikante Veränderungen. Bei Anwendung eines Koeffizienten, der dem 
höchsten Aversionsgrad entspricht, sinkt auch die bereinigte Zuwachsrate des verfügbaren 
Einkommens im Zeitraum 1985-2002 auf 0,6%, verglichen mit 1,4% beim klassisch berech- 
neten Einkommen, wobei der Rückgang in einigen Ländern sogar noch stärker ausfällt 
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Abbildung 2.7. Jährliche reale Veränderung des verfügbaren Einkommens 
der privaten Haushalte auf der Basis verschiedener Werte des Koeffizienten 
der Aversion gegenüber Ungleichheit 

Durchschnittliche jährliche Wachstumsrate, 1995-2002 
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Anm erkung: Die nationalen Werte des "gleichmäßig verteilten" verfügbaren Einkommens der privaten Haushalte 
werden berechnet als Durchschnitt der Werte für jedes Dezil, unter Verwendung von drei Koeffizienten der Aversion 
gegenüber Ungleichheit, nämlich 0, 1 und 10. Das Niveau des verfügbaren Haushaltseinkommens wird je Dezil 
berechnet als Produkt aus dem um die Haushaltsgröße berichtigten, auf der Basis der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen geschätzten verfügbaren Haushaltseinkommen und dem nach Erhebungen geschätzten Verhältnis 
zwischen dem verfügbaren Einkommen des jeweiligen Dezils und dem arithmetischen Mittel. Die Daten für das 
verfügbare Einkommen der privaten Haushalte werden anhand der Kaufkraftparitäten (KKP) für private 
Verbrauch e raus gaben in eine gern ein sam e Wäh rung u m gerech n et; d ie Daten für das Pro -Kopf-BIP basieren aufden 
KKP für das BIP. 

Quelle: Berech n un gen auf der Basis der OECD National Accounts und des OECD-Fragebogen s über Einkorn m ensverteilun g 
und Arm ut. 

Stat Link 2 




http://dx.doi.org/10.1787/53.U543S0580 



(Abb. 2.7). Absch ließend lässtsich sagen, dass der Grad der Ungleichheit der Einkorn m en s- 
verteilung einen signifikanten Einfluss auf die Evaluierung des Wohlergehens im Vergleich 
zu den vom klassischen Einkommen ausgehenden Messungen haben kann, dass jedoch 
die Stärke dieses Effekts in einer gegebenen Gesellschaft maßgeblich vom unterstellten 
Grad der Aversion gegenüber Ungleichheit abhängt. 
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4.4. W ohlergehen und Umwelt 

Das Wohlergehen wird nicht allein durch soziale und ökonomische, sondern auch 
durch umweltbezogene Faktoren bestimmt. In der Tat lag den Untersuchungen über 
erweiterte Messgrößen des Wohlergehens weitgehend die Besorgnis über die 
Verschlechterung der Umweltbedingungen zu Grunde. Das Konzept der nachhaltigen 
Entwicklung unterstreicht die Notwendigkeit, auch solchen Ressourcen und Aktiva 
Rechnung zu tragen, die nicht in die klassischen ökonomischen Gesamtrechnungen 
eingehen . Obgleich das Konzeptdernachhaltigen Entwicklung u nm ittelbare Im plikationen 
für die Messung des Einkorn mens hat - nam entlich auf der Ebene der Ressourcen und der 
ökologischen Werte, die durch die wirtschaftliche Produktion beeinflusst, aber bei den 
Markttransaktionen nicht berücksichtigt werden -, gibt es bislang noch keine etablierten 
Mechanismen zur Einbeziehung dieser Belange in die Messung der wirtschaftlichen 
Ressou rcen 10 . Analog zum Sozialbereich bestehen ferner komplexe Be zieh un gen zwischen 
Umweltqualität und wirtschaftlicher Entwicklung. Ein höheres BIP-Niveau hat in der Regel 
eine tendenziell stärkere Umweltbelastung zur Folge, steigert aber andererseits auch die 
Kapazitäten und Ressourcen zur Behandlung von Umweltproblemen. 

4.5. Zusammenfassung der notw endigen Bereinigungen monetärer Mess großen 

Die verschiedenen vorstehend beschriebenen Konzepte zur Berücksichtigung eines 
Teils der Faktoren, die das Wohlergehen beeinflussen, bei den herkömmlichen 
Berechnungen aber nicht berücksichtigt werden, beruhen auf der volkswirtschaftlichen 
Lehre. Die unterschiedlichen Methoden zur Bewertung dieser Faktoren führen jedoch 
zwangsläufig zu unterschiedlichen Schlussfolgerungen. Darüber hinaus bleiben andere 
Faktoren, die ebenfalls von Bedeutung sind, wie z.B. die Arbeit im Haushalt, Ausgaben zur 
Behebung gewisser durch das Wirtschaftswachstum verursachter Schäden sowie 
Umweltfaktoren, nach wie vor unberücksichtigt. Diese Faktoren sind zwar schwer 
messbar, aber ihre Nichtbeachtung kann insofern zu falschen Folgerungen führen, als sie 
im Zeitverlauf und von Land zu Land variieren 11 . Das ist besonders dann der Fall, wenn 
diese Faktoren unmittelbar durch wirtschaftliche Tätigkeiten beeinflusst werden. 

5. Wohlbefinden und Glücksem pfinden 

Eine dritte Vorgehensweise besteht darin, das Woh lbefinden nich t m it Hilfe objektiver 
Messgrößen zu ermitteln, sondern ganz einfach die Menschen selbst zu fragen, wie 
zufrieden sie mit ihrem Leben sind. Bei der subjektiven Messung des Wohlbefindens 
tauchen aber natürlich Schwierigkeiten methodologischer Art auf. Diese können auf 
unterschiedliche Konzepte, zeitlich befristete Faktoren oder auch sprachliche bzw. 
kulturelle Unterschiede zurückgehen. Untersuchungen haben gleichwohl ergeben, dass 
Men sehen , die ihren eigenen Angaben zufolge relativ zu frieden m it ihrem Leben sind, auch 
von ihren Verwandten und Freunden als relativ glücklich eingeschätzt werden, im 
täglichen Umgang mit ihren Mitmenschen häufiger eine freundliche Miene zur Schau 
stellen, sich durch eine intensivere Aktivität im präfrontalen Cortex (dem mit positiven 
Befindlichkeiten assoziierten Teil des Gehirns) auszeichnen, sich eher an glückliche 
Ereignisse ihres Lebens erinnern und eine höhere Stressresistenz aufweisen (Layard, 2005). 
Es gibt m ehrere globale Untersuchungen, wie den Weltwerteberich t (World Values Survey), 
die von vergleichbaren Kriterien ausgehen und bei denen eine repräsentative Stichprobe 
der Bevölkerung befragt wird, wie zufrieden sie mit ihrem Leben sind. 
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Vergleiche subjektiver Indikatoren der Lebenszufriedenheit und des nationalen 
Durchschnittseinkommens führen zu zwei Schlussfolgerungen: 

• Im Ländervergleich sind die Einwohner von Landern mit höherem Pro-Kopf-BIP nach 
eigenen Angaben zu einem gegebenen Zeitpunkt meist glücklicher; der Zugewinn an 
subjektivem Wohlbefinden geht jedoch tendenziell zurück, sobald das Pro-Kopf-BIP 
10 000 US-$ überschreitet (Frey und Stutzer, 2002). Dieser sinkende Trend ist indessen 
weniger ausgeprägt, wenn lediglich die OECD-Länder betrachtet werden (Abb. 2.8, linker 
Teil) und variiert je nach der verwendeten Messgröße des Nationaleinkommens (d.h. 
Pro-Kopf-BIP oder Pro-Kopf-NNE). 

Abbildung 2.8. Vergleich des subjektiven Wohlbefindens und des Pro-Kopf-BIP 

zwischen und in den OECD-Ländern 
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1 . Die An gaben über den Grad der Leben szu frieden h eit stammen von An t Worten auf d ie folgen de Frage : "Wie zufrieden sind Sie 
heute alles in allem m it ihrem Leben ?" Die durchsch n itt liehe Lebens zu fr iedenheitwird gemessen alsgew ichtete Summe zehn 
unterschiedlicher Zufriedenheitsgrade (von 0 für Personen, die sich als ganz und gar unzufrieden bezeichnen, bis zu 10 für 
jene, die angeben, rundum zufrieden zu sein), wobei jeder Grad m it dem Anteil der befragten Personen gewichtet wurde, die 
die betreffende Punktzahl angaben. Das Pro-Kopf-BIP ist in US-$ zu laufenden KKP von 2000 ausgedrückt. 

2. Die Angaben Uber die Trends der Lebenszufriedenheit beziehen sich auf die Antworten auf Erhebungsfragen nach der 
Zufriedenheit mit dem Leben allgemein (diese Antworten wurden in zwei Kategorien für die Vereinigten Staaten und in vier 
Kategorien für die anderen Länder unterteilt). 

Quelle: Die An gaben im linken Teil der Abbildun g stammen aus den World Vahles Surveys 1 999-2001 und den World Developm ent 
Indicators der Weltbank (2004); d ie Daten im rech ten Teil der Abbild u n g w u rden der World Database ofHappiness entnommen 
{www 2. eur.nl/fsw/research/happiness/trendnat). 

St at Li nk 2 http://dx.doi.org/10.1787/108105853035 



• Was die Vergleiche im Zeitverlauf betrifft, so wurde das Nebeneinander von rasch 
wachsendem Pro-Kopf-BIP und konstantem Niveau des subjektiven Wohlbefindens als 
Hinweis darauf gewertet, dass größerer materieller Wohlstand die Menschen nicht 
zwangsläufig glücklicher macht (vgl. Abb. 2.8, rechter Teil, wo dieser Befund auf der 
Basis von Daten für ausgewählte OECD-Länder veranschaulicht wird). Die Stabilität des 
Indikators für das subjektive Wohlbefinden könnte jedoch z.T. darauf zurückzuführen 
sein, dass bei seiner Messung eine gebundene Variable verwendet wird (d.h. die 
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befragten Personen beurteilen ihre Lebenszufriedenheit anhand einer Skala -z.B. von 1 
bis 10-, die im Zeit verlauf konstant bleibt), während das Einkorn m en m it Hilfe ein er 
ungebundenen Variable (Pro-Kopf-BIP) berechnet wird. 

Während die Schlussfolgerungen, die sich aus den aggregierten Daten der einzelnen 
Länder bezüglich des Zusammenhangs zwischen Einkommen und subjektiver 
Lebenszufriedenheit ergeben, auch nicht unumstritten sind, besteht auf individueller 
Ebene größere Klarheit über die Bestimmungsfaktoren von Glücksempfinden und 
Lebenszufriedenheit. 

• Erstens lassen die individuellen Daten zwar einen Zusammenhang zwischen Einkom- 
men und Wohlbefinden erkennen, doch zeigen sie andererseits auch, dass sich die laut 
eigenen Aussagen bestehenden Differenzen zwischen verschiedenen Personen des sub- 
jektiven Wohlbefindens nicht proportional zu den jeweiligen Einkommensunter- 
schieden verhalten. Eine Veränderung des individuellen Einkommens führt nicht zu 
einer vergleichbaren Veränderung des subjektiven Wohlbefindens, wobei zudem viel 
von der Richtung der Einkommensänderung abhängt; so hat ein Verlust eine viel ein- 
schneidendere Wirkung als ein vergleichbarer Zuwachs. Das liegt verm utlich daran, dass 
sich die Menschen auf ein bestimmtes Einkommensniveau einstellen ("Tretmühle der 
Zufriedenheit") und ein höheres Einkommensniveau dann Erwartungen weckt, die 
schwerer zu erfüllen sind. Ein weiterer Faktor, der den positiven Effekt einer Einkom- 
menserhöhung auf das subjektive Woh lbe finden ein schränkt, ist der Wunsch, "mit den 
Nachbarn mitzuhalten" -obwohl soziale Vergleiche das subjektive Wohlbefinden 
zuweilen auch erhöhen können. 

• Zweitens fallen die Unterschiede beim persönlichen Einkommen in Bezug auf etwaige 
Differenzen bei der Selbsteinschätzung des Wohlbefindens weniger ins Gewicht als eine 
Reihe anderer Faktoren, wie z.B. Beruf und Arbeit, familiäre Beziehungen, Gesundheit 
und Au sbildu n g sow ie Einkorn m en sungleichheit (Di Telia und MacCu Hoch , 2005). Ein ige 
dieser Faktoren sind aber wiederum selbst mit den Differenzen des Pro-Kopf-BIP 
korreliert. 

6. Schlussfolgerungen 

Alles in allem besteht eine gewisse Kohärenz zwischen den vier Ansätzen zur 
Messu ng des Woh lbefin den s (Sozialin dikatoren , m onetäres Einkorn men,um verschiedene 
nichtm arktbestim m te Faktoren berichtigtes monetäres Einkommen sowie subjektive 
Messgrößen), was aber eine Reihe wichtiger Unterschiede nicht ausschließt. Wenn die 
Untersuchungen über soziale und subjektive Indikatoren auch noch in den Kinderschuhen 
stecken, zeigt doch allein schon die Einbeziehung solcher nichtmaterieller Faktoren, dass 
das monetäre Einkommen nicht der einzige relevante Faktor ist. Diese Untersuchungen 
bestätigen ferner die Richtigkeit dessen, was der englische Dichter John Donne bereits vor 
Jahrhunderten so formulierte: "Kein Mensch ist eine Insel, in sich selbst vollständig; jeder 
Mensch ist ein Stück des Kontinents". Das heiß t, dass das Glück des Einzelnen groß enteils 
von der Situation der größeren Gemeinschaft abhängt, in der er lebt, sowie von seinen 
Beziehungen zu dieser Gemeinschaft. Deshalb werden die in dieser und in den folgenden 
Ausgaben von Gesellschaft auf einen Blick dargestellten Sozialindikatoren aller Voraussicht 
nach eine zunehmend wichtige Rolle bei jeder Beurteilung des Wohlergehens des 
Einzelnen und der Gesellschaft spielen. 
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Anmerkungen 

1. Das ist aber natürlich nur eine der Funktionen der OECD-Sozialindikatoren. Neben der Messung 
des "sozialen Status" in den OECD-Ländern dienen sie dazu, den "sozialen Kontext" und die 
"Reaktionen der Gesellschaft" auf verschiedene Probleme zu beschreiben (auch kurz 
"Reaktion sin dikatoren " genannt) (vgl. Kap. 1). 

2. Dieses Kapitel lehnt sich an die Analyse in Boarini et al. (2006) an. 

3. Die vollständige Liste der in sämtlichen Ausgaben von Gesellschaft auf einen Blick veröffentlichten 
Indikatoren ist Tabelle 1.1 zu entnehmen. 

4. Diese Aussage ist noch eindeutiger, wenn die Analyse auf OECD-Länder mit einem Pro-Kopf-BIP 
von über 25 000 US-$ beschränkt wird; in diesem Fall ist keine der Korrelationen zwischen den 
Werten der Sozialin d ikatoren und dem Pro-Kopf-BIP statistisch signifikant. 

5. Eine praktische An leitu ng zur Kon struktion dieser Gesa m t in dikatoren finden sich in Hoffm an et al. 
(2005). 

6. Der Korrelationskoeffizient zwischen dem (standardisierten) Pro-Kopf-BIP und dem Medianwert 
des Gesamtindex beträgt 0,76. 

7. Die gleiche Berichtigung um die vom Staat und von gemeinnützigen Einrichtungen 
bereitgestellten Dienste kann auch beim verfügbaren Einkommen der privaten Haushalte 
vorgenommen werden. 

8. Ein umfassendes Konzept für die Entwicklung einer nichtm arktbestim mten Gesamtrechnung in 
den Bereichen Haushaltsproduktion, Hum an kapital, Um weit, Gesundheit und Bildung, Staat und 
gemeinnütziger Sektor wird beschrieben bei Abraham und Mackie (2005), wo die Ergebnisse eines 
Expertenpanels des, National Research Councilfor the United States zusam m en gefasst werden. 

9. Die Berücksichtigung der Freizeit nichterwerbstätiger Personen hätte kontroverse Hypothesen 
über den freiwilligen oder unfreiwilligen Charakter der Erwerbslosigkeit sowie eine Unterschei- 
dung zwischen der Haushaltsproduktion und der Freizeit von Hausfrauen vorausgesetzt. Eine 
bereits weiter zurückliegende Evaluierung des Effekts von Freizeit (und Einkommensungleichheit) 
auf das Wohlergehen stammt von Beckerman (1978). 

10. Praktische Anregungen zur besseren Integration physikalischer Messgrößen der Umweltbelastung 
in die Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen enthält das Handbook of Integrated Environmental 
and Economic Accounts (eine Gern ein sch aftsveröffen tlich u n g von Vereinten Nationen , Europäischer 
Kommission, IWF, OECD und Weltbank) von 2003. Solche Satellitenkonten stellen in den OECD- 
Ländern jedoch keine gängige Praxis dar. 

11. Nordhaus und Tobin (1973) ergänzen in ihrem wegweisenden Beitrag über die Messung des 
wirtschaftlichen Wohlergehens die Aggregate der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen um 
Freizeit, Sicherheitsausgaben und sonstige intermediäre Ausgaben, unbezahlte Hausarbeit sowie 
einige der verstädterungsbedingten Funktionsstörungen. Sie stellen fest, dass der von ihnen 
bevorzugte Indikator des auf Pro-Kopf-Basis ermittelten wirtschaftlichen Wohlergehens in den 
Vereinigten Staaten zwischen 1929 und 1965 um jährlich 1% zugenommen hat, verglichen mit 
einer Zuwachsrate von 1,7% für den privaten Pro-Kopf-Verbrauch und 1,6% für das Pro-Kopf- 
Nettosozialprodukt. 
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GE3. GEBURTENZIFFERN 
GEL MIGRATION 

GE5. EHESCHLIESSUNGEN UND SCHEIDUNGEN 



GE1 . PRO- KOPF- NATION ALEEV KOMMEN 
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A 4 



Definition und Messung 

Unter den verschiedenen Messgrößen des Systems der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (SNA) ist das 
Pro-Kopf-Nettonationaleinkommen (NNE) der am besten geeignete Indikator zum Vergleich des wirtschaftlichen 
Wohlergehens in verschiedenen Landern. Das Nettonationaleinkommen ist definiert als das Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) zuzüglich Nettoerwerbs- und Vermögenseinkommen aus dem Ausland, abzüglich der Wertminderung des 
Anlagevermögens (Wohnbauten, Gebäude, Maschinen, Transportmittel und Sachinfrastruktur) durch Verschleiß, 
Abnutzun g und Alteru ng.Schätzungen des Pro-Kopf-NNE sin d jedoch m it groß erer Un sicherh eit behaftet als solche 
des Pro -Kopf- BIP, des am häufigsten verw endeten Indikators des Nation alein kom m en s (der auch in früheren Au s ga- 
ben von Gesellschaft auf einem Blick herangezogen wurde), weil es in der Praxis schwierig ist, die internationalen 
Einkommensströme und die Wertminderung des Anlagevermögens zu messen. Wegen des Mangels an Daten zur 
Wertminderung liegen für Ungarn und Polen keine NNE-Schätzungen vor. Gemessen an ihrem Pro-Kopf-Brutto- 
nationaleinkommen (14 000 US-$ bzw. 11 000 US-$ im Jahr 2003) dürften beide Länder jedoch der unteren Hälfte des 
in Abbildung GE1 .1 aufgezeigten Ein kom m en s Spektrum s von 10 000-20 000 US-$ zuzurechnen sein. 

Für die Zwecke des Ländervergleichs werden die NNE-Werte in Landeswährung anhand von Kaufkraftparitäten 
(KKP) in eine gemeinsame Messgröß e u m gerech n et . Die Kaufkraftparitäten ent Sprech en dem Betrag in n ation aler 
Währung, der in den einzelnen Ländern erforderlich ist, um den gleichen Waren- und Dienstleistungskorb zu 
erstehen, der in den Vereinigten Staaten für 1 US-$ zu haben ist. Die KKP-Sch ätzun gen werden (von OECD und 
Eurostat gemeinsam)aufder Grundlage ein es Vergleich s der Preise von rd. 2 500 Posten in verschie denen Ländern 
berechnet (Schreyer und Koechlin, 2002). Zur Berechung des Pro-Kopf-NNE wird das NNE durch die Zahl der 
Einwohner des jeweiligen Landes geteilt, was sowohl die in Privathaushalten als auch die in Einrichtungen 
lebende Bevölkerung umfasst. Das NNE ebenso wie die KKP unterliegen statistischen Fehlern, weshalb Unter- 
schiede zwischen den Ländern von bis zu 5% nicht signifikant sind. 



Im Durchschnitt der 28 OECD-Länder, für die Daten 
vorliegen, belief sich das Pro-Kopf-NNE im Jahr 2004 auf 
rd. 24 000 US-S. In drei Ländern Uberstieg es in diesem 
Jahr 30 000 US-S -in Luxemburg, Norwegen und den 
Vereinigten Staaten -, während es sich in sechs Ländern 
unter 20 000 US-$ und in zwei Ländern (Mexiko und der 
Türkei) unter 10 000 US-$ bewegte (Abb. GE1 .1 ). Im 
Durchschnitt ist das Pro-Kopf-NNE in den OECD- 
Ländern seit 2000 um rd. 15% gestiegen und um doppelt 
so viel in Griechenland und der Slowakischen Republik. 
Über einen längeren Zeitraum betrachtet ging das 
Wachstum des Pro - Ko p f- NNE im OECD-Raum 
während der siebziger und achtziger Jahre mit einer 
deutlichen Verringerung der Länderunterschiede 
einher, in den neunziger Jahren kam diese Konver- 
genzbewegung jedoch zum Stillstand. In der Gruppe 
der großen Volkswirtschaften erhöhte sich in 
Deutschland, Frankreich, Italien und Japan seit 
Anfang der neunziger Jahre der Abstand gegenüber 
dem Pro-Kopf-NNE der Vereinigten Staaten (auf 
28-35%), wohingegen das Vereinigte Königreich eine 
merkliche Verringerung des Gefälles (auf weniger als 
20%) verzeichnete. 

OECD-Länder mit höherem Durchschnittsein- 
kommen geben in der Tendenz mehr für den sozialen 
Schutz aus (öffentliche sowie obligatorische private 
Ausgaben). Dieser Zusammenhang, der in der 
Ausgabe 2005 von Gesellschaft auf einen Blick für das 
Pro-Kopf-BIP belegt wurde, trifft auch für das Pro- 
Kopf-NNE zu. Besonders eng ist er bei den Gesund- 
heitsausgaben, er lässt sich aber auch bei anderen 



Ausgaben feststellen, allerdings in geringerem 
Um fang. Dafür gibt es m ehrere Erklärungen . Bei vielen 
Sozialausgaben handelt es sich um "Einkommens- 
ersatzleistungen", d.h. Transferzahlungen an 
Personen ohne Erwerbseinkommen oder an ältere 
Men sehen . Je reicher ein Lan d wird, um so groß zügiger 
werden auch die Transferleistungen. Andere Sozial- 
ausgaben dienen de facto dem Kauf von Dienstlei- 
stungen bei anderen Akteuren, z.B. von medizinischer 
Versorgung oder Kinderbetreuung. In dem Maße, wie 
der Verdienst dieser Dienstleister parallel zu dem der 
anderen Arbeitskräfte steigt, wachsen auch die Sozial- 
ausgaben (Arjona et al., 2001 ). 

Aus diesen Gründen nimmt die Nachfrage nach 
Sozialausgaben bei wachsendem Nationalein- 
kommen nicht ab. In der Tat werden die Menschen bei 
steigendem Einkommen möglicherweise einen 
größeren Teil davon für den Kauf von sozialen Dien- 
sten aufwenden (d.h. die Einkommenselastizität der 
Sozialausgaben kann größer als 1 sein). Die Daten für 
die OECD-Länder bestätigen dieses Muster: Der auf 
Sozialausgaben entfallende Teil des Nationaleinkom- 
mens nimmt mit steigendem Pro-Kopf-Einkommen 
zu, wenngleich hier große Unterschiede zwischen den 
Ländern bestehen. Dies gilt sowohl für Gesundheits- 
ais auch für andere Sozialausgaben (Abb. GE1.2). 
Dänemark und Schweden wenden wesentlich mehr 
für Sozialausgaben auf, als in Anbetracht ihres Pro- 
Kopf-Einkommens zu erwarten wäre; Mexiko, Korea 
sowie in geringerem Maße die Vereinigten Staaten 
geben umgekehrt wesentlich weniger aus. 
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GEL PRO- KOPF-NATIONALEINKOMMEN 



GEl.l. Das Nettonationaleinkommen pro Kopf variiert in den OECD- Ländern zwischen 7 000 US-$ und 40 000 US-$ 

NNE in US-$ zu laufenden Preisen und laufenden KKP von 2004 




Über Zwischen Zwischen Zwischen Unter 
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Quelle: OECD Annual National Accounts. 



GE1.2. Bei steigendem Pro-Kopf-Einkommen verwenden die OECD-Länder einen größeren Teil 

ihres Nationaleinkommens für Sozialausgaben 

Pro-Kopf-NNE und Anteil der nicht auf Gesundheit entfallenden Sozialausgaben sowie der gesamten Sozialausgaben 
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St at Link 2 http://dx.doi.org/10.l787/785615632641 

Weitere Informationen ■ Arjona, R., M. Ladaique und M. Pearson (2001), "Growth, Inequality and Social Protection", OECD Labour 
Market and Social Policy Occasional Paper, No. 5 1 , Paris . ■ OECD (2006), National A ccounts of OECD Countries: Main A ggregates, Volu m e I, 1 993- 
2004 (2nd Version), Paris. ■ Schreyer P. und F. Koechlin (2002), "Purchasing Power Parities -Measurement and Uses", OECD Statistics Brief, 
No. 3, März, Paris. 
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GE2. ABHÄNGIGEN QUOTIENTEN 




A 4 



Definition und Messung 

Die Abhängigenquotienten sind ein Maß der Altersstruktur der Bevölkerung. Zu ihrer Berechnung wird die Zahl 
der Personen, die in ihrem täglich en Leben normalerweise von der Un terstü tzun g anderer "abhängig"sind - d.h. 
junge und ältere Menschen -, der Zahl der Personen gegenübergestellt, die diese Unterstützung zu leisten 
imstande sind. Der na ch stehend verwendete Schlüsselindikator setzt die Zahl der Personen unter 20 und ab 
65 Jahren zur Zahl der Personen im Alter von 20 bis 64 Jah ren in Bezug. In diesem Absch nitt werden zudem zwei 
weitere Indikatoren vorgestellt, der Jun gen qu otien t (der sich auf die Personen unter 20 Jahren bezieht) und der 
Altenquotient (der sich auf Personen ab 65 Jahren bezieht), wobei beide Kennziffern im Verhältnis zur Zahl der 
Personen im Alter von 20 bis 64 Jahren berechnet werden. Zusammengenommen geben diese Quotienten 
Aufschluss über die in den OECD-Ländern bereits eingetretenen und in Zukunft zu erwartenden demographischen 
Verän deru n gen . 

Die in diesem Abschnitt verwendeten Projektionen der Abhängigenquotienten stützen sich auf die "mittlere 
Variante"derjüngsten von den jeweiligen OECD-Län dern erstellten Bevölkerungsvorausberechnungen,wie sie in 
der OECD Dem ographicand Labour Force Da t abäse erfasst sin d . Die se Schätzungen weichen von denen der voran - 
gegangenen Ausgaben von Gesellschaft auf einen Blick ab, die auf den Bevölkerungsprojektionen der Vereinten 
Nationen basierten. 



Die Abhängigenquotienten beeinflussen den 
globalen Kontext, in dem die Sozialpolitik operiert, 
und die Art von Bedürfnissen, denen sie gerecht 
werden muss. Ihre Entwicklung ist eine Funktion von 
Mortalität, Geburtenziffern und Nettomigration. Eine 
gestiegene Lebenserwartung und geringere Geburten- 
ziffern führten in allen OECD-Ländern im Zeitverlauf 
zu einer Zunahme des Altenquotienten und einer 
Abnahme des Ju n gen qu otien ten , wenngleich die 
erreichten Niveaus und das Ausmaß dieser Entwick- 
lungen in den einzelnen Ländern sehr unterschiedlich 
waren. 

Der Abhängigenquotient reichte 2005 von rd. 55% 
in Korea, der Tschechischen Republik und der Slowa- 
kischen Republik bis Uber 80% in Mexiko und der 
Türkei, wobei der Durchschnittswert für den OECD- 
Raum insgesamt 65% betrug (Abb. GE2.1). In Mexiko 
und der Türkei wird der Abhängigenquotient den 
Projektionen zufolge sinken (auf rd. 70%), wohingegen 
er in allen anderen OECD-Ländern deutlich steigen 
dürfte; für den OECD-Raum insgesamt wird mit einer 
Zunahme um 23 Prozentpunkte (rd. l A) gerechnet. Im 
Jahr 2050 dürfte dieser Quotient in Italien, Japan und 
Spanien bei über 100% liegen (d.h. die Zahl der 
"Abhängigen" wird höher sein als die derjenigen, die 
für sie sorgen können). 

Diese Veränderung des Abhängigenquotienten 
ist die Folge divergierender Trends an beiden Enden 
der Altersverteilung. Was die Älteren betrifft, so 
kamen 2005 im Durchschnitt 24 Menschen im Alter 
von 65 Jahren und darüber auf 100 20- bis 64-Jährige 
-um etwa ein Fünftel höheres Verhältnis als 1980. 



Zwischen den Ländern bestehen große Unterschiede 
(Abb. GE2.2, linker Teil): 30-35% in Deutschland, Grie- 
chenland, Italien und Japan gegenüber nur rd. 10% in 
Mexiko und der Türkei. Bis 2050 wird sich der Alten- 
quotient im OECD-Raum insgesamt den Projektionen 
zufolge mehr als verdoppeln (auf 52%) und in Mexiko 
und der Slowakischen Republik verdreifachen. 
2050 wird erin Italien, Spanien und Japan bei über70% 
liegen, während er in Dänemark, Island, Luxemburg, 
Mexiko, der Türkei und den Vereinigten Staaten unter 
40% verharren wird. Die OECD geht davon aus, dass 
dieser Anstieg des Altenquotienten zu höheren 
Ausgaben für Gesundheitsversorgung, Langzeitpflege 
und Renten führen wird. Allein für die Gesundheits- 
versorgung und die Langzeitpflege könnte sich der 
Au s ga b e n a n s t ieg je nach Szenario auf 3,5 bis 
6 Prozentpunkte des BIP belaufen (OECD, 2006b). 

Demgegenüber sank der Jungenquotient im 
Durchschnitt der OECD-Länder 2005 auf 41% - was im 
Vergleich zu seinem Niveau von 1980 einen Rückgang 
um 20 Prozentpunkte darstellt - und reichte von 31% 
in Italien und Japan bis 70% oder mehr in der Türkei 
und Mexiko (Abb. GE2.2, rechter Teil). In den meisten 
OECD-Ländern wird der Jungenquotient in Zukunft 
weiter sinken (und 2050 im OECD-Durchschnitt bei 
37% liegen), sich in einer großen Zahl von OECD- 
Ländern aber stabilisieren. Der leichte Rückgang des 
Ju n ge n qu ot ie n t en könnte zur Senkung der öffentli- 
chen Ausgaben im Bildungsbereich beitragen , diese 
Abnahme wird jedoch nicht ausreichen, um die 
höheren Aufwendungen für die ältere Bevölkerung zu 
kompensieren. 
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GE2.1. Der Abhängigenquotient wird sich in den nächsten 50 Jahren um rd. M erhöhen 

Anteil der Bevölkerung unter 20 und über 64 Jahren in Prozent der Bevölkerung zwischen 20 und 64 Jahren 
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GE2.2. Steiler Anstieg des Altenquotienten und stabile Entwicklung des Jungenquotienten 

Abhängigenquotienten in ausgew ählten OECD-Ländern (Projektionen von 2005) 
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B. Bevölkerung unter 20 Jahren In Prozent der Bevölkerung 
zwischen 20 und 64 Jahren 
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Weitere Informationen OECD (2006a), Live Longer, Work Longer, Paris. ■ OECD (2006b), "Projecting OECD Health and Long-term 
Care Expenditures: What are the main drivers?", OECD Economics Department Working Paper, No. 477, Paris. 
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GE3. GEBURTENZIFFERN 




A4 



Definition und Messung 

Die zu sam m en gefasste Geburtenziffer eines bestimmten Jahres ist die Gesamtzahl der Kinder, die von jeder 
Frau geboren würden, wenn diese bis zum Ende des gebärfähigen Alters leben und ihre Geburten wah rschein lieh - 
keit in jedem Alter der jeweiligen alters spezifischen Geburten Ziffer entspräche. Sie wird in der Regel durch Addi- 
tion der über einen Fünfjahreszeitraum berechneten altersspezifischen Geburtenziffern ermittelt. Bei einer 
zusam m engefassten Geburtenziffer von 2.1 Kindern je Frau bleibt die Bevölkerungszahl ohne Migration und bei 
unveränderten Sterberaten weitgehend stabil. 

Das durchschnittliche Alter bei Geburt des ersten Kindes entspricht dem Alter, in dem die Mütter im Durch- 
schnitt ihr erstes Kind zur Welt bringen, und liefert einen Anhaltspunkt für das Ausmaß der zeitlichen Verschie- 
bung der Mutter schaft. Es errechnet sich aus dem Mittelwert der verschie denen Altersgruppen , gewichtet mit der 
Geburtenziffer der jeweiligen Altersgruppen. Der Anteil der nichtehelichen Geburten entspricht der Zahl der in 
einem bestimmten Jahr außerhalb der Eh e gebor enen Kinder im VerhältniszurGesamtzahlderLebendgeburten 
des gleichen Jahres. 



Die zusam m engefasste Geburtenziffer liegt in den 
meisten OECD-Ländern unterhalb des Bestandserhal- 
tungsniveaus, die einzigen Ausnahmen sind Mexiko und 
die Türkei (2,2) sowie Island und die Vereinigten Staaten 
(wo sie rd.2,1 beträgt). 2004 lag die Geburtenziffer im 
OECD- Durch sch nittbei l,6,d.h.weitunterdem Niveau, ab 
dem stabile Bevölkerungszahlen gewährleistet sind; 
seit 2002 steigt sie aber wieder geringfügig. Hinter diesem 
Durchschnittswert verbergen sich große Unterschiede 
zwischen den Ländern wie auch Abweichungen in Bezug 
auf den Zeitpunkt und das Tempo des Rückgangs der 
Geburtenziffern. In Japan und Korea sind die Geburtenzif- 
fern stark und kontinuierlich gesunken, wohingegen sie in 
den Vereinigten Staaten und Dänemark (in beiden Fällen 
ab Mitte der achtziger Jahre) sowie in Frankreich (seit Mitte 
der neunziger Jahre) wieder gestiegen sind. Seit Anfang 
dieses Jahrzehnts ist auch in Australien, Deutschland, 
Italien, Norwegen, Schweden und Spanien erneut ein 
leichter Anstieg der Geburtenziffern zu beobachten 
(Abb. GE3.1). Die Gründe für diese Entwicklung sind unter- 
schiedlich, hier machen sich die Einführung spezifischer 
Maß nahmen in mehreren Ländern wie auch der Effekt der 
höheren Geburtenziffern der Zuwandererbevölkerung 
bem erkbar. 

Der Rückgang der Geburtenziffern hat eine Reihe 
negativer Konsequenzen für die Gesellschaft. Dazu gehören 
ein Verlust an reproduktivem Potenzial, das an der Zahl der 
Frauen im gebärfähigen Alter gemessen wird, eine 
Abnahm e der Zahl der Personen, die für ältere Fam ilienan- 
gehörige sorgen können, eine zunehmende Belastung der 
Personen im Erwerbsalter, die die Renten und die Gesund- 
heit sversorgu n g finanzieren müssen, eine ältere und 
weniger anpassungsfähige Erwerbsbevölkerung sowie eine 
Abnahm e der Inlandsersparnis. Fortgesetzt niedrige Gebur- 
tenziffern können auch zur Entstehung von "Niedrigfertili- 
tätsfallen" führen , wenn sich die Geburtenziffern auf einem 
Niveau von rd. 1,5 oder weniger stabilisieren (Lutz etat., 
2005). 

Gesunkene Geburtenziffern sind das Resultat von 
Veränderungen der individuellen Lebensstilpräferenzen 
und der im Alltagsleben auftretenden Schwierigkeiten, z.B. 
Arbeitsm arktun sicherh eit, Wohnungsnot, zu hohe Kinder- 



bet re uungs kosten, wie auch des Unvermögensder Politik, 
diesen Problem en durch geeignete Formen der Unterstüt- 
zung zu begegnen. Die positive (und sich vergrößernde) 
Differenz zwischen der Zahl der Kinder, die die Frauen 
laut eigenen Angaben haben möchten, und der Zahl der 
Kinder, die sie tatsächlich zur Welt bringen, lässt darauf 
schließen, dass diese Probleme ein wichtiger Erklärungs- 
faktor für den langfristigen Rückgang der Geburtenziffern 
sind, der in den meisten OECD-Ländern zu beobachten 
war (D'Addio und Mira d'Ercole, 2005). 

Der Trend zu niedrigeren Geburtenziffern ging mit 
einer Verschiebung des durchschnittlichen Alters bei 
Geburt des ersten Kindes einher. Das durchschnittliche 
Alter bei der ersten Geburt ist seit 1970 im Durchschnitt 
pro Jahrzehnt um ein Jahr gestiegen (Tabelle GE3.2). Abge- 
sehen davon, dass sie zu einem Rückgang der Geburten- 
ziffern führt, hat die Erhöhung des durchschnittlichen 
Er stgebäre n de n alter s noch andere dauerhafte Konse- 
quenzen: Mit ihr steigt die Wahrscheinlichkeit, dass 
Frauen kinderlos bleiben oder weniger Kinder haben als 
sie eigen t lieh m öch ten , und vergröß ert sich das Morbidi- 
tätsrisiko für Mutter und Kind. Etwa die Hälfte der Frauen 
mit Hoch sch u lab sch lu s s (im Alter von 35 Jahren) ist in 
Deutschland kinderlos und in der Schweiz sind es unter 
40-jährigen Frauen 40%. 

Der Rückgang der Geburtenziffern hängt z.T. auch 
mit Veränderungen beim Familienstand der Frauen 
zusammen. In den Ländern, in denen ein starker Zu sam - 
menhang zwischen Ehe und Mutterschaft besteht (in 
Japan, Korea sowie einigen südeuropäischen Ländern) 
könnte der gestiegene Anteil der unverheirateten Frauen 
die Geburtenziffern gedrückt haben. Allerdings hat sich 
auch das Geburtenverhalten der unverheirateten Frauen 
deutlich verändert. Aus diesem Grund und infolge einer 
gesunkenen Heiratsneigung werden in den nordischen 
Ländern heute Uber die Hälfte aller Kinder nichtehelich 
geboren, wohingegen dies 1960 nur für jedes zehnte Kind 
galt. 2004 lag der Anteil der nichtehelichen Geburten in 
Frankreich bei 47% und in den Vereinigten Staaten bei 
37%. Im Allgemeinen weisen die OECD-Länder mit einem 
höheren Anteil nichtehelicher Geburten auch höhere 
Geburtenziffern auf (Abb. GE3.3). 
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GE3.1. In den meisten OECD-Ländern liegen die zusammengefassten Geburtenziffern 
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GE3.2. Das Durchschnittsalter 
bei Geburt des ersten Kindes steigt weiter 
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Australien 


23.2 


26.8 






Belgien 


24.3 


27.3 






Dänemark 


23.8 


27.4 


27.7 


28.4 


Deutschland 


24.0 


27.5 


28.2 


29.0 


Finnland 


24.4 


27.2 


27.4 


27.8 


Frankreich 


24.4 


28.1 


27.9 


28.4 


Qiechenland 


25.0 


26.6 


27.5 


28.0 


Irland 




27.3 


27.6 


28.5 


Island 


21.3 


25.0 


25.5 


26.2 


Italien 


25.0 


28.0 






Japan 


25.6 


27.5 


28.0 


28.9 


Korea 








28.9 


Luxemburg 


24.7 


27.4 


28.4 


28.6 


Neuseeland 


23.5 


29.2 


28.0 


28.0 


Niederlande 


24.8 


28.4 


28.6 


28.9 


Norwegen 




26.4 


26.9 


27.6 


Polen 


22.8 


23.8 


24.5 


25.6 


Portugal 




25.8 


26.5 


27.1 


Österreich 




25.6 


26.4 


27.0 


Schweden 


25.9 


27.2 


27.9 


28.6 


Schweiz 


25.3 


28.1 


28.7 


29.3 


Slowak. Rep. 


22.6 


23.0 


24.2 


25.3 


Spanien 




28.4 


29.1 


29.2 


Tschech. Rep. 


22.5 


23.3 


25.0 


26.3 


Ungarn 


22.8 


23.8 


25.1 


26.3 


Ver. Königr. 




28.3 


29.1 


29.5 


Ver. Staaten 


24.1 


24.5 


24.9 


25.1 


OECD14 


23.9 


26.1 


26.7 


27.4 



1. 2001 für Neuseeland. 

2. 2003 für Finnland, Griechenland, Spanien und Vereinigtes 
Königreich. 2002 für die Vereinigten Staaten. 



GE3.3. In Ländern mit einem hohen Anteil 
nichtehelicher Geburten sind auch die Geburtenziffern 

höher 

Anteil der nichtehelichen Geburten und zusammengefasste 
Geburtenziffer, 2004 
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Quelle: Europarat (2006), Recent Demographic Development in 
Europe, 2004; Eurostat sowie nationale Statistikam ter. 

St at Link 2 http://dx.doi.org/10.1787/114055050US 



Weitere Informationen ■ D'Addio, A.C und M. Mira d'Ercole (2005), "Trends and Determinants of Fertility Rates in OECD Countries: 
the Role of Policies", OECD Social, Employment and Migration Working Paper, No. 27, Paris. ■ Lutz. W, V. Skirbekk und M.R. Testa (2005), 
"The Low Fertility Trap Hypothesis", European Dem ographic Research Papers, No. 01/06, Vienna In stitute of Dem ography, Wien . 
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GE4. MIGRATION 





Definition und Messung 

Geburtsland und Staatsangehörigkeit sind die beiden von den OECD-Ländern am häufigsten zur Definition der 
"zu gewanderten "Bevölkerung verwendeten Kriterien. Gern äß dem ersten Kriterium sin d Zu wan derer in einem Land 
ansässige, aber dort nicht geborene Personen, d.h. es handelt sich um Zuwanderer der ersten Generation. Gemäß 
dem zweiten Kriterium sind Zuwanderer Gebietsansässige, die die Staatsangehörigkeit ihres Herkunftslands besit- 
zen, aber u.U. im Aufnahmeland geboren sind. Im Ländervergleich festzustellende Unterschiede zwischen dem 
Um fangderim Au sland geborenen Bevölkerungundderausländischen Bevölkerunghängenmit den jeweils gelten- 
den Regelungen für den Erwerb der Staatsbürgerschaft zusammen. Schätzungen der Zuwandererbevölkerung, die 
sich aufdie im Au sland geborene Bevölkerung stützen, fallen im Allgem einen wesentlich höher aus als solche, die 
sich an der Staatsangehörigkeit orientieren. Während die Vergleichbarkeit der Zuwandererzahlen in den verschie- 
denen Ländern bislang durch Unterschiede in Bezug aufdie Definition der Zuwandererbevölkerung beeinträchtigt 
w urde, liefert diese Ausgabe von Gesellschaft auf einen Blick erstmals international vergleichbare, auf Zensusdaten 
beruhende Angaben zur im Ausland geborenen Bevölkerung (Dumont und Lemaltre, 2005). 

Der Wan de run gs saldo entspricht der Summe der zuziehenden Ausländer und der zurückkehrenden Migranten 
in einem gegebenen Jahr, abzüglich der Fortzüge von Aus- und Inländern im selben Jahr. Zwar sind die Zuzugs- 
und Fortzugsdaten im Allgemeinen nicht vergleichbar, in den Statistiken zum Wanderungssaldo, bei dem es sich 
um die Differenz zwischen Zuzügen und Fortzügen handelt, werden die Hauptursachen der Nicht vergleich barkeit, 
d.h . die kurzfristigen Wan derungsbewegu n gen,aberinderRegelherausgerechnet. Der jährlich ersch ein ende Inter- 
nationale Migrationsausblick der OECD liefert ein e Gesam tanalyse derjüngsten Trends und Zu wan deru ngspolitiken 
in den OECD-Ländern. 



Zwischen den OECD-Ländern bestehen große Unter- 
schiede in Bezugaufden Um fan g ih rer Zu wan d ererbe völ- 
kerung. Insgesamt waren 2004 rd. 10% der Bevölkerung 
des OECD-Raums im Ausland geboren. Am höchsten war 
dieser Anteil in Luxemburg, der Schweiz und Australien 
mit über 20%, gefolgt von Neuseeland und Kanada mit 
fast 18% sowie den Vereinigten Staaten, Österreich und 
Deutschland mit rd. 13% (Abb. GE4. 1 ). Dem gegen über war 
der Anteil in Mexiko und Polen unerheblich und in der 
Türkei und Italien lag er bei weniger als 2%. 

Die Daten zur im Ausland geborenen Bevölkerung 
liefern eine vergleichbare Momentaufnahme der Situa- 
tion zu einem bestimmten Zeitpunkt, ermöglichen 
jedoch keine Beurteilung der Trends im Zeitverlauf. 
Dazu sind Daten über Zuzüge und Fortzüge während 
eines bestimmten Zeitraums, d.h. den Wanderungs- 
saldo, notwendig. Der Wan deru n gs saldo erhöhte sich 
-in den 28 in Abbild u n g GE4. 2 dargestellten OECD- 
Ländern - in den ersten Jahren dieses Jahrzehnts im 
Vergleich zu dem Niveau der neunziger Jahre um rund 
ein Drittel. In ein igen Ländern war dieser An stieg jedoch 
begrenzt. In Irland, wo traditionell ein Abwan deru n gs- 
überschuss in das Vereinigte Königreich und andere 
klassische Einwanderungsländer verzeichnet wurde, ist 
seit 1996 ein hoher Zu wan deru n gsü berschu ss zu beob- 
achten, weil das starkeWirtschaftswachstum ehemalige 
Auswanderer zur Rückkehr bewegt. SU d eu rop ä isch e 
Länder wie Italien, Portugal und Spanien entwickelten 
sich Anfang dieses Jahrzehnts ebenfalls zu Zuwande- 
rungsländern, und auch in Australien, Kanada und 
Neuseeland wurden höhere Nettozu w an deru n gsra ten 
verzeichnet. Gering blieb die Nettozuwanderung demge- 
genüber in der Slowakischen Republik, der Tschechischen 
Republik und Ungarn, und in Polen war sie negativ 
(negative Wanderungssalden wurden allerdings einige 
Jahre lang auch in Island und Japan sowie in jüngerer 
Zeit in den Niederlanden verzeichnet), während sie in 



m ehreren europäischen Ländern (Dänem ark, Niederlande, 
Finnland, Griechenland, Deutschland und Schweiz) 
stabil blieb oder zurückging. 

Angesichts wachsender Zuwandererströme stehen 
die OECD-Länder vor der Herausforderung der wirtschaft- 
lichen und sozialen Integration der Migran ten . Der Integra- 
tionserfolg wird durch die Merkmale der Migranten 
beeinflusst. Harm on isierte Daten zu den erteilten Aufent- 
haltsgenehmigungen ermöglichen Vergleiche der 
Aufschlüsselung der langfristigen Zuwanderer nach 
Zu Wanderungskategorie. Die Daten in Abbildu n g GE4.3 
beziehen sich auf langfristige Zu wanderer, d.h . Personen , 
denen ein dauerhaftes Niederlassungsrecht eingeräumt 
wurde, Freizügigkeitsberechtigte (z.B. Bürger anderer 
EU-Länder) sowie Personen, deren Aufenthaltsgenehmi- 
gung mehr oder minder unbegrenzt verlängerbar ist. Die 
Zusammensetzung dieser langfristigen Zuströme ist von 
Land zu Land sehr unterschiedlich. Auf Farn ilienangehö- 
rige (die im Rahmen des Familiennachzugs oder 
zusammen mit einem Arb e it s m igr a n t e n einreisen) 
entfiel 2004 der größte Teil der dauerhaften Zuzüge 
(durchschnittlich rd. 60%), vor allem in den Vereinigten 
Staaten und in Schweden (OECD, 2006). Die Aufnahmen 
aus humanitären Gründen (einschließlich nachziehender 
Farn ilienm itglie der) sowie sonst igen Motiven (z.B. Abs tarn - 
mung)machten dem gegen über jewe ils 10%aus.Im Durch- 
schnitt handelte es sich bei rd. 20% aller langfristigen 
Zuwanderer um Arbe it s m igra n t e n , in Portugal und 
Dänemark bei fast 50%. Der Anteil der Arbeitsmigranten 
hat sich seit Ende der neunziger Jahre deutlich erhöht, 
nachdem in einigen OECD-Ländern Maßnahmen zur 
Begrenzung anderer Formen der Zuwanderung sowie 
(häufig auch) zur Förderung der Zuwanderung qualifi- 
zierter Kräfte verabschiedet wurden. Der Anteil der 
Arbeitsmigranten an den langfristigen Zuzügen stieg im 
Vereinigten Königreich zwischen 1995 und 2004 von 10% 
auf 35%und in Australien von 20% auf 32%. 
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GE4.1 . In Australien, Luxemburg und derSchweiz istmehr als jeder fünfte Ein w ohner im Ausland geboren 



Im Ausland geborene Bevölkerung in Prozent der Gesamtbevölkerung, 2004 
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I . Die Daten beziehen sich auf 2004 außer für Frankreich (1999), Mexiko und d ie Türkei (2000), Gr iechen land, Italien und Spanien (2001) sow ie Portugal (2002). 
Bei den Daten für Deutschland, Irland, Kanada, Luxemburg, Neuseeland, Portugal, die Schweiz und die Tschechische Republik handelt es sich um 
Schätzungen der OECD. 
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Jahresdurchsclmittliche Wanderungssalden, je 1 000 Einwohner, Durchschnitt 1991-99 (hell) und 2000-04 bzw. letzt er vorliegender Zeit räum (dunkel) 
14 
12 
10 





































































































































































































































l_ 

1 
































■ 


1 


1 




1 




1 


1 


1 


1 


1 


1 


III 






























1 












1 1 1 1 




1 


1 



# # # & 4> & ^ # <^ * ^ # # # # # ^ & ^ ^ # # # # ^ v # 



An in erkling: Die La n der sind in aufsteigender Reihenfolge nach den durch sehn ittlichen Wanderlingssalden im Zeitraum 2000-2004 dargestellt. 

GE4.3. Deutliche Unterschiede bei derZusammensetzung der langfristigen Zu wandererström e 

Aufschlüsselung der langfristigen Zuwandererströme nach Zuwanderungskategorie, 2004, Summe = 100% 



Arbeitsmigranten 

Humanitäre Migranten und Angehörige 



Familienangehörige 

Sonstige (ethnische Migranten, Rentner usw.) 
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0ECD17 
Deutschland 
Schweden 
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Norwegen 
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Anw erkling: Die Länder sind in absteigender Reihenfolge nach dem Anteil der Arbeit sm igranten an den Gesamtzuzügen im Jahr 2004 dargestellt. Die 
Angaben beruhen auf harm on isierten Zahlen, die sich zum eist auf Daten zu den erteilten Aufenthaltsgenehm igungen stützen. In der Gruppe der Farn i- 
lien an gehörigen sind sowohl Zuzüge im Rahm en des Farn ilien nach zu gs als auch m itreisende Farn ilien an gehörige von Arbeits m igranten erfasst. 
Quelle: OECD (2006), Internationaler Migration sau sblick. Paris (www. oecd.org/els/migration/imo2006). 

St at Link 2 http://dx.doi.org/10.1787/871482340543 

Weitere Informationen ■ Dumont, J-C. und G. LemaTtre (2005), "Counting Imm igrants and Expatriates in Countries: A New Perspec- 
tive", OECD Social, Employment and Migration Working Paper, No. 25, Paris. 
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GE5. EHESCHLIESSUNGEN UND SCHEIDUNGEN 



Definition und Messung 

Die rohe Heiratsrate entspricht der Zahl der Eheschließungen in einem bestimmten Jahr im Verhältnis zur 
Gesamtbevölkerung;analogdazu handelt es sich beider rohen Scheidungsrate um die Zahlder Ehen,die in einem 
Jahr aufgelöst wurden, im Verhältnis zur Gesamtbevölkerung. In beiden Messgrößen nicht berücksichtigt sind 
informelle Partnerschaften und andere Formen rechtskräftiger Lebensgemeinschaften (wie sie in einigen OECD- 
Ländern in jüngster Zeit eingeführt wurden) wie auch verheiratete, aber getrennt lebende Paare. Alle Angaben 
-vom Europarat, von Eurostat sowie aus nationalen Quellen - beruhen aufVerwaltungsregistern. 

Der nachstehend angegebene Indikator der Rate der nichtehelichen Lebensgemeinschaften misst die Häufigkeit 
dieser Partnerschaftsformen im Verhältnis zur Zahl der Verheirateten und der Ledigen. Die Daten zu den freien Part- 
nerschaften sind weniger zahlreich und lassen sich unter den verschiedenen OECD-Ländern auch weniger gut verglei- 
chen, was u .a. dadurch bedin gt ist, dass d iese Leben s gern ein schatten sehr unterschiedliche Formen haben können und 
der Grad der formellen Anerkennung durch die Rechtssysteme der einzelnen Länder ebenfalls variiert. Die nachste- 
henden Daten zu den n ich tehe lieh en Lebensgemeinschaften sind nurfürdie europäischen Länder vergleichbar, wo sie 
aus der Europäischen Sozialerhebungvon 2002 stammen und sich aufdie An gaben der Befragten stützen . 



Mit wenigen Ausnahmen sind die Eheschließungs- 
raten in allen OECD-Ländern im Zeitraum 1970-2004 
gesunken. 2004 lag die rohe Heiratsrate - im Durch sch n itt 
von 26 OECD-Ländern - bei 5,1 je 1 000 Einwohner, was 
das Niveau von 1970 um mehr als ein Drittel unterschritt. 
Der Rückgang der Heiratsraten vollzog sich in den 
einzelnen OECD-Ländern in unterschiedlichem Tempo. 
Besonders ausgeprägt war der Rückgang in Japan und 
Korea, während Spanien, Dänemark und Schweden seit 
Ende der neunziger Jahre stabile oder sogar steigende 
Eheschließungsraten aufweisen (Abb. GE5. 1 ). Parallel 
zum Rückgang der rohen Heiratsraten war in den m eisten 
OECD-Ländern ein Anstieg der Scheidungsraten zu 
verzeichnen. 2004 betrug die rohe Scheidungsrate durch- 
schnittlich 2,3 bezogen auf 1 000 Ein w oh n er, und war 
damit doppelt sohoch wie 1970undum 0,2 Prozen tpu n kte 
höher als 2000. Im Zeitraum 1999-2003 waren die Schei- 
dungsraten in Kanada, den Vereinigten Staaten, 
Finnland, Schweden, der Schweiz und den Niederlanden 
stabil oder rückläufig, wohingegen sie in Spanien und 
Korea weiter stiegen (Abb. GE5.2). Der Rückgang der 
Heiratsraten ging mit einer Tendenz zu einem späteren 
Heiratsalter einher. Das durchschnittliche Alter der 
Frauen bei der ersten Heirat erhöhte sich zwischen 1990 
und 2002-2003 von 24,8 auf 27,7 Jahre, wobei dieser 
Anstieg in Ungarn, der Tschechischen Republik und 
Island stärker ausfiel (Abb. GE5.3). 

Die Entscheidung zu heiraten oder sich scheiden zu 
lassen hängt sowohl von den Merkmalen der Einzelnen 
als auch der Gesellschaft ab. Wer wirtschaftlich gut 
gestellt ist, heiratet mit größerer Wahrschein lieh keit und 
bleibt auch mit größerer Wahrscheinlichkeit verheiratet 
(Smock, 2004). Die Heiratsentscheidung ist aber auch 
davon abhängig,ob die Betreff enden überzeugt s in d, dass 
ihre wirtschaftliche Situation eine dauerhafte Ehe ermög- 
licht. Die Ehe gilt daher häufig als eine Lebensphase, in 
die man erst eintritt, wenn eine gewisse wirtschaftliche 
Sicherheit erreicht ist (z.B. Woh n eigen tu m , finanzielle 
Stabilität usw.). Der gesellschaftliche Kontext hat auch 



Ein flu ss auf die En t sch eidu ng, sich scheiden zu lassen . Zu 
den Faktoren, die hier ins Gewicht fallen, gehört die 
bessere finanzielle Stellung erwerbstätiger Frauen, die 
zunehmende Sensibilisierung für den Konflikt zwischen 
der Rolle der Frau in Farn ilie und Beruf sowie die geringere 
Stigmatisierung im Fall einer Scheidung. Im Länderver- 
gleich festzustellende Unterschiede bei den Scheidungs- 
raten können auch auf unterschiedliche rechtliche 
Vorschriften bezüglich der Zeit bis zur Aussprechung 
einer Scheidung (die von null in den Niederlanden sowie 
einigen osteuropäischen Ländern bis zu vier Jahren in 
Irland und Griechenland reichen kann), besondere Regeln 
für Scheidungen im beiderseitigen Einvernehmen sowie 
Bestimmungen, die eine Eheberatung vorschreiben, 
zurückzuführen sein. In einigen Ländern (z.B. Polen) ist 
eine Scheidung nur möglich, wenn ein Verschulden 
seitens eines der Ehepartner vorliegt. 

Das Auseinanderbrechen einer Familie kann nega- 
tive Auswirkungen aufdie Kinder haben, insbesondere 
wenn sie noch klein sind. Dazu gehören ein größeres 
Risiko finanzieller Armut, schlechtere schulische 
Leistungen sowie eine höhere Scheidungswahrschein- 
lichkeit im späteren Leben (Diekmann und Schmidheiny, 
2006). Der Kausalzusammenhang lässt sich hier aller- 
dings schwer nachweisen, weil die schlechteren Entwick- 
lungsergebnisse von Kindern geschiedener Eltern auf 
nichtbeobachtete Faktoren zurückzuführen sein könnten; 
einige Untersuchungen lassen in der Tat darauf 
schließen, dass es für die Kinder besser ist, getrennte 
Eltern zu haben, als ständigen Konflikten zwischen den 
Eltern ausgesetzt zu sein (Morrison und Coiro, 1999). 

Parallel zum Rückgang der Eheschließungsraten war 
eine Zunahme der Häufigkeit anderer Lebensgemein- 
schaften zu beobachten. In den europäischen Ländern 
gaben durchschnittlich rd. 8% der Befragten an, in einem 
eheähnlichen Verhältnis zu leben, wobei dieser Prozentsatz 
in den nordischen Ländern sowie in der Altersgruppe 
der 20- bis 40- Jährigen wesentlich höher war 
(Tabelle GE5.4). 
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GE5. EHESCHLIESSUNGEN UND SCHEIDUNGEN 



GE5.1. Starke Abnahme der rohen Heiratsrate 
in vielen OECD-Ländern 

Eheschließungen je 1 000 Einw ohner, 1970-2004 
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GE5.2. A Ilm ählicher Anstieg 
der rohen Scheidungsrate 

Ehescheidungen je 1 000 Einw ohner, 1970-2004 
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GE5.3. Das Alter bei der ersten Heirat ist gestiegen 

Durchschnittsalter der Frauen bei der ersten Heirat, 1990 
(heller Farbton) und 2004 (dunkler Farbton) 
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GE5.4. Hohe Prävalenz nichtehelicher 
Lebensgemeinschaften und anderer 
Pa rt n e rs ch a f t s f o im e n 

Anteil der verheirateten, der unverheiratet zusammenlebenden 
und der alleinstehenden Erwachsenen, 2002 
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19.8 


34.7 


28 


35.4 


36.6 


Schweiz 


51.7 


9.9 


38.5 


48.9 


14.7 


36.4 


Spanien 


56 


2.1 


41.9 


51 .3 


3.2 


45.5 


Tschech. Fiep. 


53.9 


4.1 


42 


53.6 


6.1 


40.3 


Ungarn 


54.8 


6.7 


38.5 


49.6 


10.8 


39.6 


Ver. Königräch 


47.7 


8.6 


43.7 


38.8 


17.6 


43.5 


OECD20 


53.6 


8.1 


38.3 


45.3 


15.0 


39.6 



0 5 10 15 20 25 30 35 

Quelle: Eurostat NewCronos; Europarat: Recent Demographie Quelle: Hamplovä, D. (2005), "Educational Homogamy in Marriage 
Development in Europe: nationale Statistikämter. and Cohabitatlon in Se leeted European Countries", Treffen des Inter- 

national Sociological Association Research Comittee28on Social 
Stratification and Mobility zum Thema "Inequality and Mobility in 
Farn ily, School and Work", Los Angeles, 18.-21. August. 

St at Link 2 http://dx.doi.org/10.1787/436105386284 

Weitere Informationen Diekmann, A. und K. Schmidheiny (2006), "The Intergenerational Transmission of Divorce -A Fifteen- 
Coun try Study with the Fertility and Fam ily Survey", Arbeit sdoku m en t für das 2004 Ann ual Meetin g of the Popu lation Association of 
America. B Morrison, D. und M. Coiro (1999), "Parental Conflict and Marital Disruption: Do Children Benefit When High-Conflict Marriages 
are Dissolved?", Journal of Marriage and the Family, Vol. 61. ■ Sm ock, P. (2004), "The Wax and Wane of Marriage: Prospects for Marriage in 
the 2 Ist Century", Journal of Marriage and the Family, Vol. 66. 
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SSI. BESCHÄFTIGUNG 




Definition und Messung 

Nach der Definition der Internationalen Arbeitsorganisation gilt eine Person als "erwerbstätig", wenn sie minde- 
stens eine Stunde pro Woche gegen Entgelt oder im Rahmen einer selbstständigen oder mithelfenden Tätigkeit 
(gegen Geld- oder Sachleistung) arbeitet oder sich in einem Arbeitsverhältnis befindet, das sie wegen Krankheit, 
Urlaub oder Arbeitskonflikten vorübergehend n ich t ausübt.Die in diesem Abschnitt verwendeten Daten aus Arbeit s- 
kräfteerh ebungen der OECD- La n der basieren auf dieser Abgren zu ng. Der h ier für die Besch äftigun g heran gezogene 
Basisindikator ist das Verhältnis zwischen Beschäftigung und Bevölkerung (auch Erwerbstätigenquote genannt). 
Diese Quote gibt den Anteil der selbstständig oder abhängig Beschäftigten an der Bevölkerung im erwerbsfähigen 
Alter (Personen im Alter von 15 bis 64 Jahren) wieder. Die Erwerbstätigenquoten sind nach Alter, Geschlecht und 
Bildu n gsabsch lu ss aufgeschlü sselt. 

Dieser Absch n itt en th ält au ch Daten über die In zidenz der Teilzeitbesch äftigu n g in Prozent der Gesam tbesch äfti- 
gun g. Der Begriff Teilzeiterwerbstätigkeit bezieht sich auf Personen, die gewöhn lieh wen iger als 30 Woch en stunden 
an ihrem Hauptarbeitsplatz verbrin gen , u n d die Daten erfassen nurPersonen,die Fragen zu ihrernormalen Arbeits- 
zeit beantworteten. Die OECD-Daten über Beschäftigung stützen sich auf nationale Arbeitskräfteerhebungen. 



Die Erwerbstätigenquoten unter der Bevölkerung im 
erwerbsfäh igen Alter sind in den meisten OECD-Landern seit 
Mitte der neunziger Jahre gestiegen. In vielen OECD-Ländern 
bewegten sich die Erwerbstätigenquoten 2005 auf ihrem 
höchsten Stand seit den achtziger Jahren (Abb. SS 1.1). Die 
Zunahme der Erwerbstätigenquoten betrug in Finnland, 
Griechenland, Italien, Kanada und den Niederlanden mehr 
als 5 Prozentpunkte und in Irland und Spanien über 
10 Prozentpunkte. Dem gegenüber liegen die Erwerbstätigen- 
quoten in mehreren mittel- und osteuropäischen Ländern 
wie auch in der Türkei um etwa 5 Prozentpunkte unter 
ihrem Niveau von Mitte der neunziger Jahre. Nach wie vor 
sind bei den Erwerbstätigenquoten beträchtliche Unter- 
schiede zwischen den Ländern auszumachen, wobei die 
Spanne von 70% oder mehr in den Vereinigten Staaten, 
Australien, den Niederlanden, Kanada, dem Vereinigten 
Königreich und Schweden bis zu 60% oder weniger in der 
Türkei, Polen, Ungarn, Italien, der Slowakischen Republik 
und Mexiko reicht (Tabelle SSI. 3). 

Vom allgemeinen Anstieg der Erw erbstätigen qu oten 
h aben n ich t alle Gruppen gle ich erm aßen profitiert . Ju gen d - 
liehe, Frauen, ältere und weniger qualifizierte Arbeitskräfte 
sehen sich bei der Arbeitsuche nach wie vor größeren 
Schwierigkeiten gegenüber als Männer im besten 
Erwerbsalter. Die Erwerbstätigenquoten im Ausland gebo- 
rener Personen sind, vor allem bei Frauen, ebenfalls viel 
niedriger als die der im Inland geborenen Personen (OECD, 
2006). Der Anteil junger Menschen (zwischen 15 und 
24 Jahren) in bezahlter Beschäftigung ist im Zeitverlauf ste- 
tig zurückgegangen, was sich vor allem aus dem längeren 
Verbleib im Bildungssystem erklärt. Im Durch schnitt ist die 
Erwerbstätigenquote junger Menschen um ein Drittel nied- 
riger als die der Personen im Haupterwerbsalter, und in 
Luxemburg, der Tschechischen Republik, Frankreich, 
Ungarn und Belgien beträgt der Unterschied über 50%. Die 
Erwerbstätigenquoten älterer Menschen (zwischen 55 und 
64 Jahren) liegen im Durchschnitt ebenfalls 25 Prozent- 
punkte unter denen der Personen im besten Erwerbsalter. 
Eine effizientere Mobilisierung des potenziellen Arbeitsan- 
gebots älterer Menschen wird bei der Bewältigung der 
Bevölkerungsalterung in Zukunft eine ganz entscheidende 
Rolle spielen . 



Die Erwerbstätigenquoten der Frauen blieben 2005 um 
16 Prozentpunkte hinter denen der Männer zurück. In der 
Türkei, Mexiko, Italien, Griechenland und Polen erreichten 
sie weniger als 50%, in der Schweiz, Dänemark, Schweden, 
Norwegen und Island dagegen über 70%. In zahlreichen 
Ländern (Dänemark, Kanada, Norwegen, Island, Schweden 
und Finn lan d ) beträgt der Ab st an d bei den Erwerbstätigen- 
quoten von Männern und Frauen im Haupterwerbsalter 
weniger als 10 Prozentpunkte. Im Durchschnitt liegen die 
Erwerbstätigenquoten von Personen ohne Sekundarstufe- 
II-Abschluss um 17 Prozentpunkte unter denen von Perso- 
nen mit einem solchen Abschluss und um 27 Punkte unter 
denen von Personen mit Hochschul- oder sonstigem Ter- 
tiärabschluss. 

Höhere Erw erbst ätigen qu oten gingen in mehreren 
OECD-Ländern mit einer größeren Inzidenz der Teilzeitbe- 
schäftigung einher, insbesondere in Belgien, Deutschland, 
Irland, Italien, Japan und den Niederlanden (OECD, 2006). 
Die Bedeutung der Teilzeitarbeit ist in den einzelnen OECD- 
Ländern recht un tersch iedlich (Abb. SSI. 2). Im Allgemeinen 
ist sie unter älteren und jüngeren Arbeitskräften sowie 
Frauen stärker verbreitet. In elf OECD-Ländern übersteigt 
die Inzidenz der Teilzeitbeschäftigung unter der Bevölke- 
rung im erwerbsfähigen Alter 30%, hierzu zählen u.a. 
Australien, Dänem ark, Japan, Kanada, die Niederlande und 
das Verein igte Kön igreich ; u nter älteren Arbeitskräften liegt 
sie in Japan, den Niederlanden und dem Vereinigten 
Königre ich n ahe an diesem Niveau . Für jün gere Men sch en ist 
Teilzeitbeschäftigung eine Möglichkeit, Arbeit und Ausbil- 
dung miteinander zu kombinieren. Ebenso können Teilzeit- 
beschäftigungen es Frauen erleichtern, berufliche und 
familiäre Pflichten miteinander zu vereinbaren. 



Statusindikatoren: Arbeitslosigkeit (SS2), Erwerbstätige 
Mütter (SS3), Lohngefälle zwischen Männern und Frauen 
(EQ3). 

Reaktionsindikatoren: Steuer- und Abgabenkeil auf den 
Faktor Arbeit (SS5), Leistungen bei Erwerbslosigkeit (SS6). 
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SS 1 . 1 . Im Durchschnitt sind mehr Menschen 
in Beschäftigung 

Erw erbstätigenquote, Personen zwischen 15 und 64 Jahren 
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SSI. 2. Höhere Inzidenz der Teilzeitbeschäftigung 
unter älteren und unter jungen Menschen 

Inzidenz der Teilzeitbeschäftigung, nach Altersgruppe, 2005 1 
M 25-54 Jahre ♦ 15-24 Jahre • 55-64 Jahre 
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l. 2004 für Mexiko und Schweden. 



SSI. 3. Beschäftigungsindikatoren, 2005' 



FJrwerbstätigenquote nach: 



Inzidenzder Teilzeitbeschäftigung 





Bwerbstatigen- 
quote für die 


Alter 


Gäschlecht 


Bildungsabschluss 


in % der Beschäftigung 




Bevölkerung 
zwischen 15 
und 64 Jahren 


15-24 


25-54 


55-64 


Männer 


Frauen 


Ohne 
Sekundar- 
stufe-ll- 
Abschluss 


Sekundar- 
stufe-ll- 
Abschluss 


Tertiär- 
abschluss 


Insgesamt 


Männer 


Rauen 


Australien 


71.6 


63.6 


78.8 


53.7 


78.5 


64.7 


60.6 


78.8 


83.3 


27.3 


15.7 


41.7 


Belgien 


61.0 


26.6 


78.3 


32.1 


67.7 


54.1 


49.4 


73.1 


84.1 


18.1 


6.2 


33.1 


Dänemark 


75.5 


62.0 


83.9 


59.8 


80.1 


70.8 


62.0 


79.7 


86.5 


18.0 


12.0 


24.9 


Deutschland 


65.5 


42.6 


77.4 


45.5 


71.4 


59.6 


48.6 


69.5 


82.7 


21 .8 


7.4 


39.4 


Finnland 


68.0 


39.2 


81.7 


52.6 


69.4 


66.5 


57.0 


74.2 


84.5 


11.2 


7.9 


14.8 


Rankreich 


62.3 


26.0 


79.6 


40.7 


67.8 


56.9 


59.6 


75.4 


81 .7 


13.6 


5.3 


23.3 


Griechenland 


60.3 


25.3 


74.3 


41.6 


74.5 


46.2 


56.8 


69.0 


82.4 


6.1 


3.0 


11.1 


Irland 


67.1 


46.3 


78.0 


51.7 


76.2 


58.0 


57.2 


75.7 


86.1 


18.6 


6.8 


34.8 


Island 


84.4 


71.6 


88.2 


84.8 


87.4 


81.2 


80.5 


87.7 


93.3 


20.1 


10.2 


31.2 


Italien 


57.5 


25.5 


72.2 


31.4 


69.7 


45.3 


51.6 


73.5 


82.3 


14.7 


5.3 


29.2 


Japan 


69.3 


40.9 


79.0 


63.9 


80.4 


58.1 


66.7 


73.6 


79.2 


25.8 


14.2 


42.3 


Kanada 


72.5 


57.8 


81.3 


54.8 


76.7 


68.3 


57.1 


76.7 


82.2 


18.3 


10.8 


26.9 


Korea 


63.7 


29.9 


73.4 


58.7 


75.0 


52.5 


66.4 


70.1 


76.7 


9.0 


6.5 


12.5 


Luxemburg 


63.6 


25.0 


80.6 


31.7 


73.4 


53.7 


59.3 


68.5 


83.2 


14.0 


1.7 


31.1 


Mexiko 


59.6 


43.7 


68.7 


52.5 


80.2 


41.5 


64.8 


63.8 


82.2 


15.1 


8.1 


27.6 


Neuseeland 


74.6 


56.9 


82.0 


69.7 


81.5 


68.0 


65.1 


82.0 


83.9 


21.7 


10.2 


35.3 


Niederlande 


71.1 


61.9 


80.9 


44.9 


77.4 


64.8 


59.0 


77.7 


85.6 


35.7 


15.3 


60.9 


Norwegen 


75.2 


52.9 


83.2 


67.6 


78.3 


72.0 


62.1 


78.9 


89.3 


20.8 


10.0 


32.9 


Österreich 


68.6 


53.1 


82.6 


31.8 


75.4 


62.0 


52.2 


73.9 


82.5 


16.2 


4.8 


29.6 


Polen 


53.0 


20.9 


69.5 


29.1 


59.0 


47.0 


37.5 


61 .3 


82.3 


11.7 


7.1 


17.4 


Portugal 


67.5 


36.1 


80.8 


50.5 


73.4 


61.7 


71.9 


80.3 


88.0 


9.8 


5.9 


14.4 


Schweden 


73.9 


42.5 


83.9 


69.6 


75.9 


71.8 


67.0 


80.7 


85.4 




Schweiz 


77.2 


59.9 


85.1 


65.0 


83.9 


70.4 


66.1 


79.8 


89.7 


25.1 


8.0 


45.8 


Slowak. Rep. 


57.7 


25.6 


75.3 


30.4 


64.6 


50.9 


22.0 


70.3 


83.6 


2.6 


1.4 


4.1 


Spanien 


64.3 


41.9 


74.4 


43.1 


76.4 


51.9 


57.5 


73.0 


81 .9 


11.4 


4.2 


22.2 


Tschech. Rep. 


64.8 


27.3 


82.0 


44.6 


73.3 


56.3 


42.3 


74.8 


86.4 


3.3 


1.6 


5.5 


Türkei 


45.9 


31.2 


54.1 


30.8 


68.2 


23.7 


50.1 


61.5 


75.2 


5.8 


3.2 


13.4 


Ungarn 


56.9 


21.8 


73.7 


33.0 


63.1 


51.0 


36.9 


70.9 


82.7 


3.2 


1.8 


5.0 


Ver. Königreich 


72.6 


58.1 


81.1 


56.8 


78.6 


66.8 


53.0 


79.4 


88.8 


23.6 


10.0 


39.3 


Ver. Staaten 


71.5 


53.9 


79.3 


60.8 


77.6 


65.6 


56.5 


72.8 


82.0 


12.8 


7.8 


18.3 


OECD 


66.6 


42.3 


78.1 


49.4 


74.5 


58.7 


56.6 


74.2 


83.9 


15.7 


7.3 


26.5 



1 . 2004 für Deutschland, Niederlande und Schweden; 2004 für den Bildungsabschluss: Tälzeitbeschäftigung: 2004 für Mexiko und 2002 für Island. 
Qjeile:OECD (2006), OBOD-Beschältigungsausblick, Paris (www.oecd.org/els/employmentoutlook/BriCQ006). 

St at Link 2 http://dx.doi.org/10.l787/623335867553 

Weitere Informationen ■ OECD (2005), Live Longer, Work Longer, Paris. 
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SS 2. ARBEITSLOSIGKEIT 




Definition und Messung 

Der hierverwendeteBasisindikatorfürdieArbeitslosigkeitistdieErwerbslosenquote-d.h.der Anteil der Perso- 
nen ohne Beschäftigung an der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (15-64 Jahre). Die in diesem Abschnitt 
wiedergegebenen Daten stammen aus Arbeitskräfteerhebungen der Mitgliedsländer. Gemäß der ILO-Standard- 
definition, die diesen Erhebungen zu Grunde gelegt wird, gelten als erwerbslose Personen diejenigen, die in der 
Berichtswoche n ich t mindestens eine Stunde als abhängige Besch äft igte oder Selbstständige gearbeitet haben, für 
den Arbeitsmarkt verfügbar sind und in den vier Wochen vor der Erhebung aktive Schritte der Arbeitsuche unter- 
nommen haben. Dem zufolge werden beispielsweise Personen, die auf Grund physischer Behinderungen nicht 
arbeiten können,die nichtaktivnach einer Arbeit suchen,weil sie geringe Hoffn un g haben, eine Beschäftigungzu 
finden, oder die sich in einer Vollzeitbildungsmaßnahme befinden, nicht als erwerbslos betrachtet. Weiter unten 
werden die Daten nach verschiedenen Kriterien aufgeschlüsselt, d.h. Alter (15-24, 25-54 und 55-64 Jahre), 
Geschlecht und Bildungsabschluss sowie Dauer der Arbeitslosigkeitsperiode. 

Dieser Abschnitt enthält auch Daten über die Inzidenz der Langzeitarbeitslosigkeit unter allen Erwerbslosen. 
Für die Langzeitarbeitslosen gibt es zwei alternative Definitionen: Personen, die seit mindestens sechs Monaten 
erwerbslos sind,und Personen miteiner Arbeitslos ig keitsdauervon mindestenszwölf Mon aten . 



Nachdem die Erw erb slosen qu o te im OECD-Raum 
seit 2001 in vier aufeinander folgenden Jahren zugenom- 
men hatte, verringerte sie sich zwischen 2004 und 2005 von 
7,3% auf 7% (Abb. SS2.1). Die jüngste Entwicklung war in 
den einzelnen Ländern recht unterschiedlich, mit einem 
Rückgang der Arbeitslosigkeit in 19 Ländern - darunter 
Au stralien , Dänem ark, Fin n lan d , Griechenlan d, Island, Japan , 
Kanada, Luxemburg, Polen, der Slowakischen Republik, 
Spanien und den Vereinigten Staaten -und einem fortge- 
setzten Anstieg in zehn Ländern, vor allem Deutschland, 
Korea, Norwegen, Mexiko und der Schweiz. 

Im Jahr 2005 lagen die Erwerbslosenquoten in elf Län- 
dern bei unter 5% - darunter Dänemark, Island, Japan, 
Korea, Mexiko sowie Neuseeland - und in der Türkei, Polen 
und der Slowakischen Republik bei über 10% (Tabelle SS2.3). 
Im Durchschnitt sind junge Menschen, Frauen und gering 
qualifizierte Arbeitskräfte einem höheren Arbeitslosig- 
keitsrisiko ausgesetzt als andere. Auch im Ausland gebo- 
rene Personen sind im Vergleich zur im Inland geborenen 
Bevölkerung stärker von Arbeitslosigkeit bedroht, wobei es 
jedoch große Unterschiede zwischen den Ländern gibt. Die 
Erwerbslosenquote der Frauen ist nur geringfügig höher als 
die der Männer (durchschnittlich 1,1 Prozentpunkte), aller- 
dings mit sehr viel größeren Differenzen (von bis zu 
4 Prozen tp u n kt en oder mehr) in Italien, Spanien und 
Griechenland. Die Erwerbslosenquote junger Menschen ist 
wesentlich höher als die von Personen im Haupterwerbs- 
alter (durchschnittlich 9,3 Prozentpunkte) und von älteren 
Menschen (nahezu 1 1 Prozentpunkte), während die 
Erwerbslosen qu ote älterer Arbeitskräfte generell niedriger 
ist als die von Personen im Ha u p t e r w e rb sa lt e r, wobei 
Deutschland eine Ausnahme bildet. In allen OECD-Ländern 
besteht für Personen mit niedrigerem Bildungsabschluss 
eine höhere Wahrscheinlichkeit der Arbeitslosigkeit. Im 
Durchschnitt der OECD-Länder ist die Erwerbslosenquote 
bei Personen ohne S e ku n d a r s t u f e - II- Ab s ch lu s s um 
6 Prozen tp u n kte höher als bei Personen mit Tertiär- 
abschluss. Besonders hoch sind die Erw erbslosen qu oten 
unter Personen mit niedrigerem Bildungsabschluss in der 



Tschechischen Republik, Deutschland, der Slowakischen 
Republik und Polen. 

Im Durchschnitt war nahezu die Hälfte aller Erwerbs- 
losen mindestens sechs Monate und fast ein Drittel minde- 
stens ein Jahr ohne Beschäftigung, mit einer sehr viel 
höheren Inzidenz (50% oder mehr) in der Slowakischen 
Republik und Tschechischen Republik, Belgien, Deutschland, 
Italien und Polen. Bei älteren Menschen ist die Wahrschein- 
lichkeit der Langzeitarbeitslosigkeit größer als bei Personen 
anderer Altersgruppen (Abb. SS2.2) auf Grund größerer 
Schwierigkeiten in Bezug auf die Teilnahme an Weiterbil- 
dungs- und Um Schulungskursen und möglicherweise auch 
wegen Altersdiskriminierung. Zwar sind die Arbeitslosig- 
keitsphasen junger Menschen häufig von kurzer Dauer, doch 
kann ein wiederholter Wechsel zwischen Arbeitslosigkeit 
und Kurzzeitjobs zu einer Verschlechterung von Kompeten- 
zen, Fertigkeiten und Motivation führen. 

Die Ursachen der Erwerbslosigkeit sind komplexer 
und vielfältiger Natur. So können Politikmaßnahmen und 
Institutionen den Effekt nachfrage- und angebotsseitiger 
Schocks auf die Arbeitslosigkeit m indem, genauso gut aber 
auch verstärken (OECD, 2006). Arbeitslosigkeit ist nicht nur 
eine persönliche Tragödie, sie hat auch Auswirkungen auf 
die Ge se lisch aft in sge sam t , da ein e Besch äft igu n g n ich t nur 
Einkommen und finanzielle Sicherheit mit sich bringt, son- 
dern auch soziale Integration. Die Wahrscheinlichkeit, dass 
Arbeitslosigkeit zu sozialer Ausgrenzung führt, nimmt mit 
wachsender Dauer der Arbeitslosigkeitsepisode zu, da die 
Erwerbslosigkeit m ö glich erw eise m it einem Verlu st an Qu a- 
lifika t ion e n , Gesundheitsproblemen, einem geringen 
Selbstwertgefühl und sozialer Isolation einhergeht. 



Statusindikatoren: Beschäftigung (SSI), Armutspersi- 
stenz (EQ7). 

Reaktionsindikatoren: Leistungen bei Erwerbslosigkeit 
(SS6), Öffentliche Sozialausgaben (EQ5). 
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SS2.1. Die OECD-weite Erwerbslosenquote verharrt 
bei etw a 7 % 

Erwerbslosenquote für die Altersgruppe 15-64 Jahre, in Prozent 
der Erw erbsbev ölkerung, 1980-2005 
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SS2.2. Ältere Personen bleiben länger erwerbslos 

Personen mit einer A rbeitslosigkeitsdauervon mindestens 12 Monaten 
in Prozent aller Erwerbslosen, nach Altersgruppen, 2005 1 

H 25-54 Jahre ♦ 15-24 Jahre • Über 55 Jahre 
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1 . 2004 für Australien , Island und Schweden . 



SS2.3. Arbeitslosigkeitsindikatoren, 2005 



Erwerbslosenquote 
für die Bevölkerung 
zwischen 15 
und 64 Jahren 


Erwerbslosenquote nach: 


Inzidenzder Langzeit- 
arbeitslosigkeit in % der 
Gesamt arbeitslosi gkeit 


Alter 


Geschlecht 


Bildungsabschluss 


15-24 


25-54 


55-64 


Männer 


Rauen 


Ohne Sekundär- Sekundarstufe- 
stufe-ll-Abschluss Il-Abschluss 


Tertiär- 
abschluss 


Mindestens 
6 Monate 


Mindestens 
1 2 Monate 


Australien 


5.2 


10.8 


3.9 


3.2 


5.0 


5.3 


6.2 


3.9 


2.8 


30.2 


17.7 


Belgien 


8.1 


19.9 


7.2 


4.4 


7.4 


9.0 


11.7 


6.9 


3.9 


68.3 


51.6 


Dänemark 


4.9 


7.9 


4.2 


4.9 


4.2 


5.6 


7.8 


4.8 


3.9 


43.8 


25.9 


Deutschland 


11.3 


15.2 


10.4 


12.7 


11.5 


11.0 


20.5 


11.2 


5.5 


71.0 


54.0 


Finnland 


8.5 


19.9 


6.9 


6.8 


B.3 


8.7 


12.0 


8.2 


4.7 


41.8 


24.9 


Frankreich 


9.9 


22.8 


8.7 


6.8 


9.0 


10.9 


12.1 


7.6 


6.2 


61.2 


42.5 


Qiechenland 


9.8 


25.3 


8.9 


3.4 


5.9 


15.3 


8.4 


9.7 


6.9 


72.6 


53.7 


Irland 


4.3 


8.3 


3.7 


2.9 


4.7 


3.8 


6.4 


3.2 


2.1 


52.6 


34.3 


Island 


2.7 


7.2 


1.7 


1.5 


2.7 


2.7 


3.1 


2.8 


1.0 


21.3 


11.2 


Italien 


7.8 


24.0 


6.7 


3.5 


6.3 


10.1 


7.8 


5.3 


4.8 


67.7 


52.2 


Japan 


4.6 


8.7 


4.2 


4.1 


4.7 


4.4 


6.7 


5.4 


3.7 


49.1 


33.3 


Kanada 


6.8 


12.4 


5.8 


5.4 


7.1 


6.5 


9.9 


6.1 


4.7 


17.2 


9.6 


Korea 


3.9 


10.2 


3.4 


2.5 


4.1 


3.6 


2.6 


3.5 


2.9 


11.6 


0.8 


Luxemburg 


4.5 


13.7 


3.9 


2.1 


3.5 


5.9 


5.0 


3.8 


3.0 


(51.0) 


(26.3) 


Mexiko 


3.6 


6.6 


2.8 


2.0 


3.5 


3.7 


1.9 


2.8 


3.0 


6.8 


2.4 


Neuseeland 


3.8 


9.4 


2.7 


1.9 


3.5 


4.1 


4.2 


2.4 


2.4 


21.5 


9.4 


Niederlande 


5.2 


9.6 


4.4 


4.5 


4.9 


5.6 


5.7 


3.9 


2.8 


59.9 


40.1 


Norwegen 


4.7 


12.0 


4.0 


1.7 


4.9 


4.4 


3.6 


3.8 


2.4 


25.3 


9.5 


Österreich 


5.2 


10.3 


4.4 


3.6 


4.9 


5.5 


7.8 


3.8 


2.9 


43.2 


25.3 


Polen 


18.0 


37.8 


16.0 


11.2 


16.9 


19.4 


27.8 


17.4 


6.2 


71.6 


52.2 


Portugal 


8.1 


16.1 


7.3 


6.2 


7.1 


9.2 


6.4 


5.6 


4.4 


69.3 


48.6 


Schweden 


7.8 


22.3 


6.2 


4.5 


7.9 


7.6 


6.5 


5.8 


4.3 


37.3 


18.9 


Schweiz 


4.5 


8.8 


3.8 


3.8 


4.0 


5.2 


7.2 


3.7 


2.8 


59.2 


38.8 


Slowak. Rep. 


16.2 


29.9 


14.4 


13.2 


15.4 


17.2 


47.7 


14.6 


4.8 


81.4 


68.1 


Spanien 


9.2 


19.7 


8.0 


6.1 


7.1 


12.2 


11.0 


9.5 


7.3 


47.7 


32.6 


Tschech. Rep. 


8.0 


19.3 


7.1 


5.2 


6.5 


9.8 


23.0 


6.4 


2.0 


72.7 


53.6 


Türkei 


10.5 


19.3 


8.7 


3.4 


10.5 


10.6 


8.1 


10.1 


8.2 


55.6 


39.6 


Ungarn 


7.3 


19.4 


6.4 


3.9 


7.0 


7.5 


10.8 


5.0 


1.9 


63.4 


46.1 


Ver. Königreich 


4.6 


11.8 


3.5 


2.7 


5.1 


4.1 


6.6 


3.7 


2.2 


38.2 


22.4 


Ver. Staaten 


5.1 


11.3 


4.1 


3.3 


5.1 


5.2 


10.5 


5.6 


3.3 


19.6 


11.8 


OECD 


7.1 


15.7 


6.1 


4.7 


6.6 


7.8 


10.3 


6.2 


3.9 


47.6 


32.1 



l. 2004 für Deutschland, Niederlande und Schweden; 2004 für die Daten nach Bildungsabschluss; die Daten in Klammern für Luxemburg 

basieren auf kleinen Stichproben, bei der Interpretation ist daher Vorsicht geboten. 
Quelle: OECD (2006), OECD-Beschäftigu n gsctusblick , Paris (w \v \v. oecd.org/els/em plovm entoutlook/Ein O2006). 

St at Link 2 http://dx.doi.org/10.1787/043252338503 

Weitere Informationen ■ Bassanini, A. und R. Duval (2006), "Employment Patterns in OECD Countries: Reassessing the Role of 
Policies and Institutions", OECD Social, Employment and Migration W orkin g Paper, No. 35, Paris. ■ OECD (2005), Lire Longer, Work Longer, Paris. 
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SS3. ERWERBSTÄTIGE MÜTTER 




Definition und Messung 

In allen OECD-Ländern sind Mütter mit Schwierigkeiten konfrontiert, wenn sie ihre familiären Pflichten mit 
einer Erwerbstätigkeit in Einklang zu bringen suchen. Um zu veranschaulichen, wie groß die bestehenden Hinder- 
nisse sind, werden in diesem Abschnitt Messungen der Erwerbstätigenquoten von Müttern nach der Kinderzahl 
(ein Kin d bzw. zwei oder mehr Kinder)und dem Kinderalter (unter 3, zwischen 3 und 6 sowie zwischen 6 und 
14Jahren)präsentiert und mit den Qu oten von kin der losen Frauen verglichen. Die Kategorie erwerbstätige Frauen 
umfasst auch Teilzeitbeschäftigte, und die Daten sind nicht in Vollzeitäquivalenten ausgedrückt. 

Die Daten zu den Erwerbstätigenquoten sind nationalen Arbeitskräfteerhebungen entnommen und erstrecken 
sich generell auf das Jahr 2003. Die hier wiedergegebenen Daten beziehen sich auf Frauen, die in einem Beschäf- 
tigungsverhältnis stehen (also auch Frauen, die in Mutterschutz oder aus sonstigen Gründen kurzfristig von ihrem 
Arbeitsplatz abwesend sind)und n ich t auf Frauen , die als "erwerbstätig" eingestuft sind (d.h. solche, die angeben, 
in der Berichtswoche der Erhebung mindestens eine Stunde gearbeitet zu haben). Der Unterschied zwischen 
diesen beiden Messgrößen der Erwerbstätigenquoten dürfte in Ländern mit Regelungen für lange Elternurlaube, 
wie z.B. Finnland, Österreich und Schweden, besonders ausgeprägt sein. 



Die Erwerbstätigenquoten der Frauen sind in den ver- 
gangenen zehn Jahren in nahezu allen Ländern gestiegen: 
Im Jahr 2003 reichten sie von weniger als 30% in der Türkei 
bis zu über 80% in Island. Jedoch liegen die Erwerbstätigen- 
quoten von Müttern im Allgemeinen deutlich unter denen 
kinderloser Frauen, vor allem bei Müttern mit zwei oder 
mehr Kin dern (unter 14 Jahren ). Im Du ich sch n itt der OECD- 
Länder beträgt die Differenz bei den Erwerbstätigenquoten 
etwa 4 Pro z e n t p u n kt e bei Müttern mit einem Kind 
(Abb. SS3.1) und 13 Prozentpunkte bei Müttern mit zwei 
oder mehr Kindern (Abb. SS3.2). Diesbezüglich gibt es große 
Unterschiede zwischen den Ländern. In sieben Ländern 
(darunter Dänemark, Portugal und Frankreich) sind die 
Erwerbstätigenquoten von Müttern mit einem Kind höher 
als die kinderloser Frauen (Abb. SS3.1), in Schweden wie 
auch in Kanada bestehen zwischen den Erwerbstätigen - 
quoten dieser beiden Frauengruppen nur geringfügige 
Unterschiede. BeiMüttern mitzweiodermehr Kindern hin- 
gegen ist die Erw erb stät igen qu ote nur in Portugal und 
Schweden mit der kinderloser Frauen vergleichbar (oder 
höher). Besonders groß sind die Disparitäten bei den 
Erwerbstätigenquoten in Irland, Neuseeland und der 
Tschechischen Republik bei Müttern mit nur einem Kind 
(etwa 15 Prozentpunkte) ebenso wie bei Müttern mit zwei 
oder m ehr Kindern (wo der Abstand über 20 Prozentpunkte 
beträgt). Letzteres gilt auch für Ungarn und Deutschland. 

Die Erwerbstätigenquoten der Mütter hängen auch 
vom Alter des jüngsten Kindes ab (Tabelle SS3.3). Im Durch- 
schnitt gehen Mütter eher einer Erwerbstätigkeit nach, 
wenn die Kinder älter werden. In Neuseeland, der Tschechi- 
schen Republik und Finnland übersteigen die Erwerbstäti- 
genquoten von Müttern, deren jüngstes Kind zwischen 3 
und 5 Jahren ist, die der Mütter mit einem Kind von unter 
3 Jahren um 15 Prozentpunkte oder mehr. In den gleichen 
Ländern übertreffen die Erwerbstätigenquoten von Müt- 
tern, deren jüngstes Kind zwischen 6 und 14 Jahre alt ist, 
die von Müttern mit einem Kind unter 3 Jahren um über 
30 Prozentpunkte. 

Hohe oder steigende Erwerbstätigenquoten von Müt- 
tern werden durch eine Kombination von Politikinstrumen- 



ten erleichtert, die je nach Land mehr oder weniger 
ausgeprägt sind: Der Zugang zu erschwinglicher Kinder- 
betreuung, die Großzügigkeit des Elternurlaubs, Steuer- 
und Transfersysteme, die den Anreiz zur Aufnahme einer 
Beschäftigung nicht nehmen, sowie die Prävalenz flexibler 
Arbeitszeitregelungen. Die Großzügigkeit der Eltern- 
u rlaubsregelun gen und der staatlichen Leistungen für Kin- 
derbetreuung erklärt die hohen Erwerbstätigenquoten der 
Mütter in den nordischen Ländern, während es in den Nie- 
derlanden, dem Vereinigten Königreich und Australien vor 
allem flexible Arbeitszeitregelungen und Teilzeitbeschäfti- 
gungen sind, die den Frauen die "Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf" ermöglichen (selbst wenn die Kinderbetreu- 
ungskapazitäten in den letzten Jahren in allen drei Ländern 
rasch ausgebaut worden sind). Starke finanzielle Anreize 
für die Au sü bung einer Erwerbstätigkeit un d die verbreitete 
Nutzung von informellen Betreuungsmöglichkeiten begün- 
stigen hohe Erwerbstätigenquoten von Frauen mit Kindern 
in den Vereinigten Staaten. 

Mehr und mehr sucht die staatliche Politik, beide 
Elternteile, und insbesondere die Mütter, aus einer Reihe 
von Gründen, zu einem Verbleib im Erwerbsleben zu bewe- 
gen; dazu gehören die Förderung der Geschlechtergleich- 
stellung, eine bessere Nutzung der Arbe it sm arktressourcen 
und die Bekämpfung der Armut (OECD, 2005). Dieselbe 
Kombination von Maßnahmen, die sich bei der Erhöhung 
der Erwerbstätigen qu oten der Frauen als effizient erwiesen 
hat, dürfte auch zu einer Steigerung der Geburtenziffern 
beitragen . In der Tat verzeichnen OECD-Länder m it höheren 
Frauenerwerbstätigenquoten auch höhere Geburtenziffern 
(D'Addio und Mira d'Ercole, 2005). 



Statusindikatoren: Beschäftigung (SSI), Kinderbetreu- 
ungskosten (SS4), Lohngefälle zwischen Männern und 
Frauen (EQ3). 

Reaktionsindikatoren: Öffentliche Sozialausgaben (EQ5). 
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SS3.1. Differenz zwischen SS3.2. Differenz zwischen 

den Erwerbstätigenquoten von kinderlosen Frauen den Erwerbstätigenquoten von kinderlosen Frauen 

und Frauen ni it einem Kind, 20 03 und Frauen mit zwei odermehrKindern, 2003 




-15 -10 -5 0 5 10 15 20 25 30 -15 -10 -5 0 5 10 15 20 25 30 

Anmerkung: Eine positive Differenz bedeutet, dass kinderlose Frauen höhere Erwerbstätigenquoten aufweisen als Frauen in den anderen Gruppen. 
Quelle: Nationale Arbeitskräfteerhebungen aus dem Jahr 2003. 



SS3.3. Niedrigere Erwerbstätigenquoten von Müttern, deren jüngstes Kind noch keine drei .fehre alt ist 

Erw erbstätigenquoten der Mütter nach dem Alter des jüngsten Kindes, 2002 1 , in Prozent der Altersgruppe 15-64 Jahre 







Alter des jüngsten Kindes 








Alter des jüngsten Kindes 




Unter 3 2 


3-5 


6-14 3 




Unter 3 2 


3-5 


6-14 3 


Belgien 


70.4 


67.4 


68.6 


Neuseeland 


43.2 


58.2 


74.7 


Dänemark 


71 .4 


77.5 


79.1 


Niederlande 


74.2 


68.2 


70.1 


Deutschland 


56.0 


58.1 


64.3 


Österreich 


80.1 


70.3 


69.8 


Finnland 


32.2 


74.7 


85.3 


Portugal 


75.3 


81.9 


76.3 


Rankreich 


66.2 


63.2 


67.5 


Schweden 


72.9 


82.5 


77.4 


Giechenland 


47.9 


50.9 


53.5 


Schweiz 


58.2 


64.5 


77.8 


Italien 


54.4 


51 .7 


49.4 


Tschech. Rep. 


16.8 


36.5 


69.2 


Kanada 


58.7 


68.1 


76.3 


Ver. Königreich 


57.2 


56.9 


67.0 


Luxemburg 


70.6 


63.1 


58.2 


Ver. Staaten 


56.6 


60.0 


69.4 




OECD18 


59.0 


64.1 


69.7 



1 . 200 1 für Dänemark, Irland, Japan, Kanada, Neuseeland und die Verein igten Staaten. 

2. Bei den Angaben sind Mü tter in kurzem und langem Mutterschafts- oder Eltern Urlaub m it berücksichtigt. Eine Au skia m m erung dieser Mütter könn- 
te einen signifikanten Effekt auf die gern essen en Beschäftigungsquoten haben ; beispielsweise würden die Beschäftigungsquoten für Mütter, deren 
jüngstes Kind unter 3 Jahre alt ist, deutlich niedriger ausfallen und dann in Österreich 40,1 %, in Finnland 33,8% und in Schweden 45,1% betragen . 

3. 6- bis 13- Jährige in den Vereinigten Staaten; 6- bis 16- Jährige in Finnland, Kanada, Schweden; 6- bis 17- Jährige in Neuseeland. 

St at Link 2 http://dx.doi.org/10.1787/62024858078i 



Weitere Informationen ■ D'Addio, A. und M. Mira d'Ercole (2005), "Trends and Determinants of Fertility Rates in OECD Countries: 
The Role of Policies". OECD Social, Employment and Migration W orkin g Paper, No. 27, Paris. ■ OECD (2005), Extending Opportunities - How Active 
Labour Market Policies Can Benefit Us All, Paris. 
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SS4. KINDERBETREUUNGSKOSTEN 



Definition und Messung 

Dieser Indikator quantifiziert den Kostenbeitrag der Eltern für die institutionelle Kinderbetreuung. Dieser 
Posten setzt sich aus einer Vielzah 1 von Komponenten zusammen, darunter den Gebüh ren , die die Kin de rbe treu - 
u n gse in rieh tu n gen in Rechnung stellen, sowie den steuerlichen Vergünstigungen und Geldleistungen, die die 
Eltern für die Betreuung von Kindern erhalten können. Erm ittelt wird der Kostenbeitrag durch einen Vergleich des 
verfügbaren Einkommens nach Abzug der Ausgaben für die Kinderbetreuung einer Familie, die keine institutio- 
nelle Kinderbetreuung in Anspruch nimmt, mit dem einer ansonsten gleichgestellten Familie, die dies tut. Die 
Schätzungen der Kinderbetreuungskosten werden aufgeschlüsselt, um die verschiedenen Politikin strum ente zu 
identifizieren, die von staatlicher Seite zur Reduzierung der Kosten eingesetzt werden, und unter Berücksichti- 
gung unterschiedlicher Merkmale von Personen und Haushalten präsentiert, wobei vor allem solche Eltern 
betrachtet werden, deren Entscheidung für eine Erwerbstätigkeit in besonderem Maße durch finanzielle Anreize 
be ein flu sst wird : Alle in erzieh en de un d Zweit verdien er m it klein en Kin dern , die Betreuung benötigen. 

Die Berechnungen bezieh en sich aufdie Kosten einerVollzeitbetreuungfürzweiKinderim Alter von zwei und drei 
Jahren in einer klassischen Betreuungseinrichtung. Die Nettobe treuu n gskosten ergeben sich aus der Differenz 
zwischen den Gebühren (Bruttobeträge, die den Eltern für einen Monat Vollzeitbetreuung unter Berücksichtigung 
etwaiger Subventionen für den Anbieter in Rechnun g gestellt werden ) und allen Arten von Geldleistungen, die die 
Eltern für Kin derbetreuung erh alten , darunter auch steuerliche Vorteile oder Nach lässe für die Kin derbe treuu n g. Die 
Daten beziehen sich auf das Jahr 200 1 , au ß er für Kan ada (1998), Portugal (2000), Neu Seeland , Span ien , Schweden und 
die Vereinigten Staaten (2002) sowie Belgien, Frankreich und das Vereinigte Königreich (2003). Bei einigen Ländern 
betreffen die verfügbaren In form ationen eine best im m te Region oder Stadt: Ost erreich (Wien), Belgien (Wallon ien ), 
Kanada (Ontario), Deutschland (Nordrhein-Westfalen), Island (Reykjavik), Schweiz (Zürich), Vereinigte Staaten 
(Michigan ). Nähere Einzelheiten finden sich in den Anh angst a bellen A1-A2 in Im m er voll und Barber (2005). 



Die Kinderbetreuungskosten können ein wichtiges Hin- 
dernis für die Au fnahme einer Erwerbstätigkeit darstellen . Im 
Durchschnitt belaufen sich die aufzubringenden Kosten für 
die Vollzeitbetreuung von zwei Kindern auf 17% des Netto- 
haushalt sein kom mens, und zwar sowohl für einen Allein - 
erziehenden mit dem Verdienst eines Durch sehn ittsarbeiters 
als auch für einen Doppelverdienerhaushalt, in dem ein 
Ehepartner den Du ich sch n itts verdien st bezieht und der 
andere auf zwei Drittel des Du rch sehn itts verdien st s kom m t 
(Abb. SS4.1). Im Ländervergleich gehen die Kostenschätzun- 
gen weit auseinander. Am teuersten ist die institutionelle 
Kindelbetreuung in den en glisch sprach igen Län dern , Portugal 
und der Schweiz, wo die von Eltern m it zwei kleinen Kindern 
zu zahlenden Kosten nicht weniger als 20-34% des gesamten 
Familienbudgets ausmachen können. Am anderen Ende des 
Spektrums befindet sich eine Gruppe größtenteils ost- und 
nordeuropäischer Länder, in denen die Betreuungskosten für 
zwei Kinder per saldo etwa 10% oder weniger des gesamten 
Nettoein kommens der Farn ilie bean spru chen . 

Kostenerwägungen fallen bei Alleinerziehenden, die 
ohne Hilfe eines Partners auskommen müssen und deshalb 
in stärkerem Maße auf externe Kinde rbe treu ung angewiesen 
sind, bei der Entscheidung über die Aufnahme einer 
Erwerbstätigkeit natürlich sehr viel mehr ins Gewicht. Auch 
wenn öffentliche Zuwendungen für alleinerziehende Eltern 
die selbst zu tragenden Kosten der Eltein in Kanada, Portu- 
gal, Neuseeland, den Vereinigten Staaten und Irland erheb- 
lich reduzieren, müssten Allein erzieh ende m it zwei Kindern 
bei Entscheidung für eine Erwerbstätigkeit in der Regel mehr 
als ein Viertel ihres verfügbaren Einkommens für Kinder- 
betreuung ausgeben - ein Betrag, den viele von ihnen wahr- 
scheinlich nicht aufbringen könnten. Hier ist die Rangfolge 
der Länder ganz anders als bei Haushalten mit zwei 



Verdienern. Zum Beispiel liegen die Kinderbetreuungskosten 
für Alle in erzieh en de im Vereinigten Königreich unter dem 
Durchschnitt, während sie für Doppelverdienerhaushalte sehr 
hoch sind, was sich daraus erklärt, dass Alleinerziehende 
mit niedrigem Einkommen in diesem Land großzügige 
Nachlässe oder Geldleistungen für die Kin d e rbe t re u u n g 
erhalten . 

Unterstützungsleistungen für die Kinderbetreuung 
sind hau fig, aber nicht immer auf Niedrigein kommensfami- 
lien zugeschnitten. In Dänem ark, Irland, Island, Korea, Neu- 
seeland, Osterreich, der Slowakischen Republik, Ungarn und 
den Vereinigten Staaten wenden Doppelverdienerhaushalte 
auf allen in Tabelle SS4.2 aufgeführten Verdienststufen die 
gleichen Beträge für Kinderbetreuungskosten auf (2. Teil der 
Tabelle). Generell müssen Familien mit geringerem Brutto- 
einkommen somit einen größeren Anteil ihres Nettohaus- 
h alt sein kom m en s für Kinderbetreuung aufbringen als 
fin an z ie 11 besser gestellte Farn ilie n (1. Teil von Tabelle SS4.2). 
Der auf Kin derb et reu un g en tfallen de Anteil am Farn ilien ein - 
kommen wird nicht nur durch die Höhe der Kinderbetreu- 
ungskosten, sondern auch die Steuerbelastung der Familien 
bestimmt. So sind beispielsweise in Belgien die Kinder- 
betreuungskosten in Prozent des Durchschnittsverdiensts 
niedriger als in Korea, wegen der wesentlich höheren 
Besteuerungdes Familie nein kom mens müssen die meisten 
belgischen Familien aber letztlich einen größeren Teil ihres 
Nettoeinkommens für die Kinderbetreuung aufwenden als 
koreanische Familien. 

Statusindikatoren: Erwerbstätige Mütter (SS3). 
Reaktionsindikatoren: Öffentliche Sozialausgaben (EQ5). 
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SS4.1 Kinderbetreuungskosten machen einen großen Teil des Nettoeinkommens 
von Doppelverdiener- und Alleinerzieherhaushalten aus 

Kinderbetreuungskosten einschließlich Transfers und Steuervergünstigungen für einen Doppelverdienerhaushalt 
mit einem Vollzeitarbeitseinkomm en von 167% und für einen Alleinerzieherhaushalt mit einem Vollzeitarbeitseinkommen 
von 100% des Verdiensts eines Durchschnittsarbeiters, beide mit zw ei Kindern 




SS4.2 Kinderbetreuungskosten stellen für Niedrigeinkom m ensfam ilien in mehreren 
OECD-Ländern eine starke Belastung dar 

Kinderbetreuungskosten für Doppelverdienerhaushalte mit zwei Kindern auf drei Verdienststufen, 
in Prozent des Nettohaushaltseinkomm ens und des Verdiensts eines Durchschnittsarbeiters 
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Quelle: Immervoll, H. und D. Barber (2005), "Can Parents Afford To Work? Childcare Costs, Tax-Benefit Policies and Work Incentives", OECD 
Social, Employment and Migration Working Paper, No. 31, Paris (www.oecd.org/els/workingpapers). 

St at Link 2 http://dx.doi.org/10.1787/082 738183216 



Weitere Informationen ■ OECD (2006), Storfing Strong, Paris (u \v\v.oecd.org/edu/earlychildhood).MOECD (2007), Benefits and 
Wages - OECD lndicators , Paris {ww w .oecd.org/els/social/w orkincentiv es). 
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SS5. STEUER- UND ABGABEN KEIL AUF DEN FAKTOR ARBEIT 



Definition und Messung 

Die in diesem Abschnitt dargelegte Messgröße des Steuer- und Abgabenkeils wird definiert als die Differenz 
zwischen den dem Arbeitgeber für einen alleinstehenden Durch sch n ittsarbeiter entstehenden Lohnkosten und der 
Höhe des verfügbaren Ein kommens (Netto lohn)dieses Arbeiters. Bei den h ier berücksichtigten Steuern und Abgaben 
handeltes sich um Einkommensteuern, Arbeitgeber- und Arbeitn eh m erp flicht beitrage zur Sozialversicherun g sowie 
Loh n su m m en steuern für die wenigen Länder, in denen solche Steuern existieren. Die Höhe dieser Steuern und 
Abgaben wird in Prozent der Gesam tarbeitskosten der Unternehm en ausgedrückt (d.h. Bruttolohn plus Arbeitgeber- 
sozialabgaben und Lohnsummensteuer). Der "Durch sehn ittsarbeiter "ist definiert als ein vollzeitbeschäftigter 
Arbeitnehm er in den Wirtschaftszweigen C-K der Internationalen Wirtschaftssystematik ISIC, Rev. 3. 

Dieser Indikator ist abgeleitet aus dem OECD- Bericht Taxing Wages, Ausgabe 2005. Dieser Bericht enthält Daten 
über die von verschiedenen Arbeits kr äftekategorien en trich teten Steuern und Abgaben (Allein stehen de, aber auch 
verheiratete Paare mit unterschiedlicher Kinderzahl und unterschiedlichem Verdienstniveau), die mit Hilfe der 
OECD-Steuer- und -Transfermodelle ermittelt wurden. Diese Modelle legen die steuerlichen Bestimmungen jedes 
Landes zu Grunde und beruhen auf gemeinsamen Typologien und Definitionen deruntersch ied liehen Steuerarten. 
Anzumerken ist, dass ab 2005 eine neue und umfassendere Definition des Durchschnittslohns verwendet wird, 
was zur Folge hat, dass die hierfürdie Jahre 2000-2005dargelegten Werte fürden Steuer-und Abgaben keil auf den 
Faktor Arbeit nicht mit denen in früheren Ausgaben von Gesellschaft auf einen Blick vergleichbar sind. 



Der Steuer- und Abgabenkeil auf den Faktor Arbeit gibt 
Aufschluss darüber, inwieweit das Steuersystem die 
Beschäftigung hemmt. Im Durchschnitt der 30 OECD-Län- 
der machte die Steuer- und Abgabenbelastung für einen 
alleinstehenden Du rch sch n ittsarbeiter 2005 etwa 37% der 
Arbe its kosten aus, wobei die Spanne von 50% oder mehr in 
Deutschland, Belgien und Ungarn bis zu weniger als 20% in 
Korea und Mexiko reichte (Tabelle SS5.1). Im Durchschnitt 
ist dieser Steuer- und Abgabenkeil seit 2000 um rund 
l h Prozentpunkt gesunken, mit Rü ckgängen von über 
3 Prozentpunkten in Dänemark, Finnland, Irland und der 
Slowakischen Republik und Zunahmen um mindestens 
2 Prozentpunkte in Island, Japan und der Türkei. Die jewei- 
lige Kombination aus Steuern und Sozialversicherungs- 
abgaben ist ebenfalls unterschiedlich. Die Einkorn m ensteuer 
m achte in Korea und Griechenland 2004 weniger als 5% der 
Gesam tarbeitskosten aus, in Dänemark hingegen über 30% 
(Abb. SS5.2). Was die Arbeitnehmerbeiträge zur Sozialversi- 
cherung betrifft, gibt es zwischen den Ländern eine große 
Variationsbreite, die sich von null in Australien und 
Neu Seeland bis zu annähernd 20% in den Niederlanden und 
Polen erstreckt. Die Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversiche- 
rung sind die bedeutendste Komponente des Steuer- und 
Abgabenkeils auf den Faktor Arbeit (sie machen im Durch- 
schnitt etwa 15% der Gesam tarbeitskosten aus), hier reicht 
die Palette von nahezu null in Neuseeland und Dänemark 
über 20% oder mehr in verschiedenen europäischen Ländern 
(Slowakische Republik, Griechenland, Spanien, Tschechische 
Republik, Italien, Osterreich, Schweden, Ungarn und Belgien) 
bis zu fast 30% in Frankreich. 

Die Steuern auf den Faktor Arbeit sind eine wichtige 
Komponente der Gesamtstaatseinnahmen. In OECD-Län- 
dern mit einem höheren Steuer- und Abgabenkeil auf den 
Faktor Arbeit ist im Allgemeinen auch die Gesamtsteuer- 
belastung (gemessen anhand der gesamten Staatseinnah- 
men im Verhältnis zum BIP, Abb. SS5.3) höher. Es besteht 
jedoch eine große Variationsbreite. So können Länder mit 
ähnlichem Niveau der Staatseinnahmen (z.B. Island und 



Italien) ganz erhebliche Unterschiede beim Steuer- und 
Abgaben keil auf den Faktor Arbeit aufweisen (der im zwei- 
ten Land um 16 Prozentpunkte höher ist als im ersten). 
Dieser Unterschied, der die Bedeutung anderer Steuer- 
arten -indirekte Steuern, Umweltsteuern, Alkohol- und 
Tabaksteuern - widerspiegelt, kann sich insofern auf die 
Arbeitsmarktergebnisse auswirken, als Steuern, die nicht 
direkt auf den Faktor Arbeit erhoben werden, weniger ver- 
zerrende Effekte a u f Be sch äft igu n gsen t sch e id u n ge n 
haben. 

Der Steuer- und Abgabenkeil auf den Faktor Arbeit ist 
eine wichtige Bestimmungsgröße der Arbeitslosigkeit in 
den OECD-Ländern (OECD, 2006). Bei einer umfassenden 
Evaluierung der Effekte von Steuern auf den Arbeitsmarkt 
müssen indessen die Verteilung der Steuerlast sowie die 
Verwendung der Steuereinnahmen berücksichtigt werden. 
So können Steuern und Abgaben auf den Faktor Arbeit der 
Finanzierung von Program men dienen, die Einkorn m en an 
andere Personen umverteilen (eine Steuer im eigentlichen 
Sinne) oder von Leistungen.aufdie dereinzelne Arbeitn eh - 
merin einer anderen Lebensphase An spruch hat (eine Form 
des Sparens). Schätzungen der Größenordnung der Um - 
verteilungs- und der Rückstellungskomponente bei den 
Beiträgen zu öffentlichen Rentensystemen (d.h.des Anteils 
der Arbeitsverdienste, der zur Finanzierung der laufenden 
Ausgaben der gesetzlichen Rentenversicherung benötigt 
wird, ohne Budgetzuschüsse oder Aufstockung bzw. Abbau 
der Rentenmittel) legen den Schluss nahe, dass die Um ver- 
teilungsteuer weniger als ein Viertel des Gesamtbetrags 
ausmacht (Disney, 2004). 



Statusindikatoren: Beschäftigung (SSI), Arbeitslosigkeit 
(SS2). 

Reaktionsindikatoren: Leistungen bei Erwerbslosigkeit 
(SS6), Öffentliche Sozialausgaben (EQ5). 
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SS5. STEUER- UND ABGABENKEIL AUF DEN FAKTOR ARBEIT 



SS5. 1 Weitgehende Stabilität des Steuer- und Abgabe nkeils auf den Faktor Arbeit 
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An in erkling: Der Steuer- und Ab gaben keil auf den Faktor Arbeit ist definiert als die Summe aus Einkommensteuern und Arbeitnehmer- sowie 
Arbeitgeberpflichtbeiträgen zur Sozialversicherung für eine alleinstehende Person mit dem Verdienst eines Durchschnittsarbeiters. Dieser 
Steuer- und Abgabenkeil wird in Prozent der Arbeitskosten ausgedrückt. 



SS5.2 Große Unterschiede zwischen den Ländern 
bei der Zusammensetzung des Steuer- 
und Abgabenkeils auf den Faktor Arbeit 

Einkorn m ens leuern, A rbeitnehm er- und A rbeitgeberbeiträge 
zur Sozialversicherung, in Prozent der Arbeitskosten, 
für eine alleinstehende Person mit Durchschnittsverdienst, 2005 
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Anmerkung: Die Länder sind in absteigender Reihenfolge nach dem 
Steuer- und Abgabenkeil von 2005 angeordnet. 



SS5.3 Länder m it ähnlichem Steuer- 
und Abgabenkeil auf den Faktor Arbeit können 
eine ganz unterschiedliche Steuerbelastung haben 

Steuer- und Abgabenkeil auf den Faktor Arbeit, 
in Prozent der Arbeitskosten sowie Gesamtstaatseinnahmen 
in Prozent des BIP, letztes verfügbares Jahr 

Gesamtstaatseinnahmen, in % des BIP, 2004 
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Steuer- und Abgabenkeil auf den Faktor Arbeit, in % der Arbeitskosten, 2005 



Anmerkung: Der Steuer- und Abgabenkeil auf den Faktor Arbeit 
bezieht sich auf eine alleinstehende Person m it dem Verdienst eines 
Durchschnittsarbeiters. 

Quelle: OECD (2006), Taxing Wages 2004-2005, Paris (www.oecd.org/ctp/taxingwages) und OECD (2006), Revenue Statistics 1965-2004, Paris 
(w ww.oecd.org/ctp/statistics). 

St at Link 2 http://dx.doi.org/10.l787/725757462120 

Weitere Informationen ■ Disney, R. (2004), "Are Contributions to Public Pension Programmes a Tax on Em ploym en t?". Economic 
Poticy, Juli. ■ OECD (2006), "Neubewertung der Rolle von Politiken und Institutionen für die Arbeitsmarktergebnisse: eine quantitative 
Analyse", Kapitel 7 in OECD-Beschäftigungsausblick, Paris. 
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SS6. LEISTUNGEN BEI ERWERBSLOSIGKEIT 



Definition und Messung 

Die Leistungen bei Erwerbslosigkeit werden gern essen als Differenz zwischen dem Nettoeinkommen eines Erwerbs- 
losen und eines Erwerbstätigen. Der hier dargelegte Hauptindikator ist die Nettoersatzquote, definiert als Verhältnis 
zwischen dem Nettohaushaltseinkom m en bei Erwerbslosigkeit und dem früheren Einkommen bei Erwerbstätigkeit 
des Familienvorstands. Eine Betrachtung der effektiven Grenzsteuersätze liefert ähnliche Informationen in anderer 
Form, denn diese Sätze geben Aufschluss überfinanzielle Konsequenzen der Aufn ah m e oder Au sweitung einer 
Erwerbstätigkeit (d.h. sie messen den prozentualen Anteil der zusätzlichen Arbeitsverdienste, der durch eine Kombi- 
nation von reduzierten Leistungen und höheren Einkommensteuern "weggesteuert" wird). Der hier dargelegte Indika- 
tor der effektiven Steuersätze bezieht sich auf Personen, die zum Zeitpunkt der Wiederaufnahme eines 
Besch äftigungs Verhältnisses aufuntersch iedlichem Verdien stn iveau weniger als 60 Monate erwerbslos waren . 

Diese Schätzungen der Lohnersatzquoten bei Erwerbslosigkeit und der effektiven Steuersätze basieren auf den 
Steuer- und Transferm odellen der OECD für die einzelnen Länder, bei denen Personen in einer Reihe von "typischen" 
Situationen betrachtet werden . Folgende Fam ilien typen werden untersucht: Ein - und Zweipersonen haushalte m it und 
ohne Kinder (zwei Kin der im Alter vo n 4und6 Ja hren)unterder An nähme, dassder Eh epartnerwedererw erbstätig ist 
noch Arbeitslosengeldleistungen bezieht, und ohne Berücksichtigung von Kindergeldleistungen und Kinderbetreu- 
ungskosten. Die Ersatzquoten bei Erwerbslosigkeit können je nach Dauer des Leistungsbezugs unterschiedlich sein. 
Anhand des Durchschnitts dieser Ersatzquoten für die gesam te Dauer der Arbeitslosigkeit und für unterschiedliche 
Familientypen wird ein Gesamtindikator berechnet: Diese synthetische Messgröße ist ein einfacher Durchschnitt 
derNettoersatzquoten,zu dessen BerechnungjederLeistungsmonat in einem Fün fjah res Zeitraum für vier Fam ilien - 
typen und zwei frühere Verdienstniveaus (100% und 66,7% des Verdiensts eines Durchschnittsarbeiters) zu gleichen 
Anteilen gewichtet wird. Es werden separate Schätzungen für Personen m it und ohne Anspruch auf zusätzliche Sozi- 
alh ilfeleistun gen aufgezeigt. Ab 2005 basieren die hier dargelegten Indikatoren aufeiner neuen undumfassenderen 
Definition des "Durch sch nittsarbeiters"; infolgedessen weichen die in dieser Ausgabe wiedergegebenen Indikatoren 
von denen früherer Ausgaben von Gesellschaft auf einen Blick ab. 



Die Festlegung des "richtigen" Leistungsniveaus für 
erwerbslose Personen stellt die Regierungen vor ein 
Dilem m a: Ein sehr niedriges Leistungsniveau kann die Emp- 
fänger in eine wirkliche Notlage bringen und es für Arbeit- 
suchende schwierig machen, der Suche nach einem 
geeigneten und dauerhaften Arbeitsplatz die notwendige 
Zeit zu widmen; umgekehrt bieten sehr großzügig bemes- 
sene Leistungen dem Einzelnen u.U. nur wenig Anreize für 
die Arbeitsuche. Die Arbeitslosenunterstützungssysteme in 
den OECD-Ländern weisen große Unterschiede auf. In den 
meisten Ländern wird das zeitlich befristete Arbeitslosen- 
geld nach Erlöschen des Anspruchs auf Arbeitslosen versi- 
eh erun gsle istu n gen durch zusätzliche Sozialhilfeleistungen 
ergänzt; diese zusätzlichen Sozialhilfeleistungen, die bei 
langen Arbeitslosigkeitsperioden stärker ins Gewicht fallen, 
können in einigen Ländern auch in den Anfangsphasen der 
Arbeitslosigkeit als Ergänzung zum Familieneinkommen 
gezahlt werden, obwohl dies nicht die Regel ist (die Ein- 
künfte der Betreffenden liegen während dieses Zeitraums 
häufig Uber den geltenden Schwellenwerten). Andere Län- 
der (wie z.B. Australien und Neuseeland)bieten Arbeitslosen 
Einkommenserhalt über eine zeitlich unbefristete Sozial- 
hilfeleistung bei Arbeitslosigkeit. Im Durchschnitt der 
OECD-Länder lag die synthetische Messgröße der bei 
Erwerbslosigkeit zur Anwendung kommenden Ersatz- 
quoten 2004 bei 57%, wenn davon ausgegangen wird, dass 
die arbeitslose Person während der gesamten Arbeitslosig- 
keitsperiode auf alle existierenden Arten von Sozialhilfe- 
leistungen Anspruch hat, und bei 41%, wenn nur die 
Arbeitslosenleistungen (Arbeitslosengeld und Arbeitslosen- 
hilfe) berücksichtigt werden (Abb. SS6.1). Der synthetische 
Indikator der Lohnersatzquoten bei Erwerbslosigkeit unter 
Berücksichtigung aller zusätzlichen Arten von Sozialhilfelei- 
stungen ist am höchsten in Dänemark und der Schweiz 
(80%) und übersteigt 70% in Finnland, Deutschland, Island, 
Luxemburg, Niederlande und Sch weden ; währen d die nied- 
rigsten Werte (30% oder weniger) in Griechenland, Ungarn, 
Italien und den Vereinigten Staaten verzeichnet werden. 



In einigen und insbesondere mehreren kontinentaleuro- 
päischen Ländern kann die Aufnahme einer Beschäftigung mit 
großen, ja schwerwiegenden finanziellen Nachteilen verbunden 
sein (bei effektiven Steuersätzen von über 100%), vor allem bei 
Arbeitsverdiensten, die sich auf ein bis zwei Drittel des Durch- 
schnittsverdiensts belaufen (Abb. SS6.2). Die negativen finanzi- 
ellen Anreize für die Aufnahme einer Beschäftigung können 
durch berufsbezogene Ausgaben (z.B. Fahrt- oder Kinderbetreu- 
ungskosten) und auf lokaler Ebene gebotene Leistungen (z.B. 
vergünstigte Tarife für Arbeitslose im Regionalverkehr) noch 
verstärkt werden. In mehreren Ländern schwanken die effekti- 
ven Steuersätze auch je nach Fam ilien struktur. So sind sie in 
den Vereinigten Staaten , aber auch in Belgien , der Slowakischen 
Republik und bei geringerem Verdienstniveau in Polen und dem 
Vereinigten Königreich für kinderlose Personen wesentlich 
höher als für Einverdienerhaushalte mit Kindern. Umgekehrt 
sind die durchschnittlichen effektiven Steuersätze in Australien, 
Österreich, Finnland, Irland und der Schweiz für Paare mit 
Kindern höher als für Alleinstehende. 

Die Leistungen bei Arbeitslosigkeit stellen wichtige 
Bestimmungsfaktoren für die finanziellen Anreize einzelner 
Personen zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit dar, daneben 
fallen aber noch andere Faktoren ins Gewicht. Hierzu zählen 
Überprüfungen der Arbeitsbereitschaft, die nach den Arbeits- 
losengeld- und Sozialhilferegelungen vorgeschrieben sind, das 
mit Nichterwerbstätigkeit verbundene Stigma wie auch lang- 
fristige Überlegungen hinsichtlich Verdienst- und Karriere- 
aussichten, die Arbeitslose dazu bewegen können, ein 
Stellenangebot anzunehmen, selbst wenn dies kurzfristig eine 
Reduzierung des Fam ilien e in kom mens bedeutet. 



Statusindikatoren: Arbeitslosigkeit (SS2), Armutspersi- 
stenz (EQ7). 

Reaktionsindikatoren: Öffentliche Sozialausgaben (EQ5). 
Gesamtsozialausgaben (EQ6). 
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SS6. LEISTUNGEN BEI ERWERBSLOSIGKEIT 



SS6.1 Arbeitslosenleistungen ersetzen im Durchschnitt 40%des zuvor bezogenen Verdiensts 

Durchschnittliche Nettoersatzquoten in einem Zeitraum von 60 Monaten der Erw erbslosigkeit im Jahr 2004, 
für vier Familientypen und zwei Verdienstniveaus, in Prozent 

Arbeitslosenleistungen plus zusätzliche Sozialhilfeleistungen nur Arbeitslosenleistungen 





# # # ^ ^ # # # ^ # # # «fr # ^ <^ v <# # # 4 # # # # <£ v # <fr 



SS6.2 Die Aufnahm e einer Erwerbstätigkeit kann in einigen Ländern m it groß en finanziellen Nachteilen 

verbunden sein 

Durchschnittliche effektive Steuersätze (AETR)fiir Kurzzeitarbeitslose bei Wiederaufnahme einer Beschäftigung, 2004, in Prozent 
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Quelle: OECD (2007), Benefits and Wages, ersehe in t dem n ach st, Paris (w w w. oecd.org/ 'eis/ ' social/ w orkincentives). 

St at Link 2 http://dx.doi.org/10.1787/176515702117 

Weitere Informationen ■ Immervoll, H. (2004), "Average and Marginal Effective Tax Rates Facing Workers in the EU. A micro- 
level analysis of levels, distributions and driving factors", OECD Social, Employment and Migration Working Paper, No. 19, Paris. 
■ Carone. G., H. Immervoll, D. Paturot und A. Salomäki (2004), "Indicators ofUnemployment and Low -wage Traps", OECD Social, 
Employment and Migration Working Paper, No. 18, Paris. 
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SS 7. SCHÜLERLEISTUNGEN 




Definition und Messung 

Die Schülerleistungen lassen sich anhand der Ergebnisse der von der OECD getragenen Internationalen Schul- 
leistun gsstu die PISA beurteile n,dasbisherumfassendste und weit reich en dste internationale Projekt zur Messung 
der Kenntnisse und Fähigkeiten von Schülerinnen und Schülern gegen Ende ihrer Pflichtschulzeit. Mehr als eine 
viert el Million 15-jährige Schülerinnen und Schüler in 41 Ländern nahmen am PISA-Testzyklu s 2003 teil. Die Tests 
wurden unter unabhängiger Aufsicht durchgeführt, um die Kompetenzen der Schülerinnen und Schüler in 
verschiedenen Bereichen zu evaluieren und die Vergleichbarkeit zwischen den Ländern zu gewährleisten. In der 
PISA-Erhebungsrunde 2003 entfielen 3'/2 Stunden Testzeit auf den Bereich Mathematik und jeweils IV2 Stunden 
auf die Bereiche Lesekompetenz, Naturwissenschaften und Problemlösung. Die PISA-Tests sind nicht an 
bestimmte nationale Lehrpläne gekoppelt; vielmehr wird von den Schülerinnen und Schülern verlangt, in der 
Schule erworbenes Wissen auf Situationen anzuwenden, denen sie in der realen Welt begegnen könnten, wie die 
Planung ein er Reiseroute, die Interpretation der Gebrauch san leitun g für ein elektrisches Gerät oder das Auffinden 
von Informationen in einer graphischen Darstellung. Alle Ergebnisse sind standardisiert, so dass in den OECD- 
Ländern die m ittlere Pun ktzah 1 für jeden Bereich bei 500 liegt. In den Bereichen Lesekompetenz und Naturwissen- 
schaften sind Ergebnisvergleiche zwischen PISA 2003 und PISA 2000 m öglich, obgleich Unterschiede zwischen den 
Erhebungen mit Vorsicht interpretiert werden sollten. 

Neben den mittleren Punktzahlen, die die Schüler in jedem Land in den drei Grundbildungsbereichen (Mathe- 
matik, Lesekompetenz und Naturwissenschaften) erzielten, präsentiert dieser Abschnitt eine Messgröße der 
Ungleichheit bei den Testergebnissen in Mathematik, definiert als Verhältnis zwischen der durchschnittlichen 
Punktzahl der Schülerinnen und Schüler im obersten Quartil und im untersten Quartil der Leistungsskala. 



Dafür Sorge zu tragen, dass Kinder eine gute Bildung 
erh alten , ist in allen OECD-Län d ern ein e Politikpriorität . Mit 
der Zunahme der Hoch schu lbesu ch squ oten hat sich die 
Aufmerksamkeit der Politikverantwortlichen nach und 
nach auf die Beurteilung der in der Schule erworbenen 
Kompetenzen verlagert. Wie aus Abbildung SS7.1 hervor- 
geht, bestehen zwischen den Ländern große Unterschiede 
beim Leistungsniveau, das die Schülerinnen und Schüler 
gegen Ende der Pflicht Schulzeit aufweisen. 2003 überstiegen 
die Durch sehn itt sie ist un gen der drei be stp lat zierten OECD- 
Länder auf der Gesamtskala Mathematik (Finnland, Korea 
und Niederlande) die entsprechenden Leistungen der drei 
am unteren Ende der Skala angesiedelten Länder (Mexiko, 
Türkei und Griechenland) um etwa 120 Punkte, was in 
Schuljahren ausgedrückt einer Differenz von nahezu drei 
Jahren entspricht. In den Bereichen Le se kom p e ten z und 
Naturwissenschaften sind die Unterschiede bei den Schü- 
lerleistungen ähnlich groß . Generell schneiden Länder, die 
in einem Bereich ganz oben auf der Skala stehen, auch in 
anderen Bereichen gut ab, wie eine Korrelation von 
über 0,80 zwischen Mathematik und Lesekompetenz bzw. 
Mathematikund Naturwissenschaften in der Rangfolge der 
Länder verdeutlicht. 

Im Ländervergleich bestehende Unterschiede bei den 
durchschnittlichen Schülerleistungen erklären sich haupt- 
sächlich durch Disparitäten bei den leistungsschwachen 
Schülern. In Mathematik sind die Länderunterschiede bei 
den Schülerleistungen im untersten Quartil der Leistungs- 
skala um rd. 20% höher als im obersten Quartil und um fast 
60% bei einem Vergleich des unteren und oberen Dezils 
aller Schülerinnen und Schüler. Daher weisen OECD-Länder 
mit einer sehr unausgewogenen Verteilung der Testergeb- 
nisse der Schüler in Mathematik auch niedrige durch- 
schnittliche Punktwerte auf (Abb. SS7.2). 

Diese großen Unterschiede zwischen den Ländern bei 
den Lernergebnissen der Schülerinnen und Schüler hängen 



z.T. mit den Merkmalen des Bildungssystems der einzel- 
nen Länderzusammen. Zw isch en den Au sgaben pro Sch ü - 
ler im Alter von 6-15 Jahren und den Schülerleistungen 
besteht nur ein schwach positiver Zusammenhang. Mehr 
Belege gibt es indessen dafür, dass die Ungleichheiten bei 
den Lernergebnissen umso größer und die Du ich sch n itt s- 
le istungen um so niedriger sind, je früher eine Verteilung 
auf versch ieden e Schultypen erfolgt. 

Diese Unterschiede bei den Schülerleistungen können 
langfristige Auswirkungen für die jungen Menschen bei 
ihrem Übergang ins Erw ach sen en leben wie auch für die 
Gesamtgesellschaft haben. Schwache Lern ergebn isse am 
Ende der Pflichtschulzeit können zu einer höheren Wahr- 
scheinlichkeit des Schulabbruchs vor Abschluss der 
Sekundarstufe fü hren, sch lech teren Verdien st- und Karriere- 
aussichten beim Eintritt in den Arbeitsmarkt, geringeren 
Chancen auf einen betrieblichen Ausbildungsplatz und im 
extremsten Fall einer größeren Wahrscheinlichkeit, im 
Erwach sen en leben von Sozialhilfe abhän gig zu sein. Bildung 
kann den Aufstieg aus sozialer Benachteilung erm öglich en, 
sie ist aber auch ein Motor der sozialen Selektion (Machin, 
2006). In dem Maße, wie die Sozialpolitik der Arbeits- 
marktintegration als dem wichtigsten Instrument zur 
Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung zuneh- 
mende Bedeutung beimisst, müssen die Politikverantwort- 
lichen den Lernergebnissen der Schülerinnen und Schüler 
am unteren En de derlxistungsskala größere Au fm erksam - 
keit widmen. 



Status Indikatoren : Beschäftigung (SSI), Verdienst- 
ungleichheit (EQ2), Generationenmobilität (EQ4). 
Reaktionsindikatoren: Öffentliche Sozialausgaben (EQ5). 
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SS7. SCHÜLERLEISTUNGEN 



SS7.1 Große Unterschiede bei den Schülerleistungen in den OECD-Ländern 

Mittelw erte auf den Skalen Mathematik, Lesekompetenz und Naturwissenschaften, PISA 2003 und 2000 
■ PISA 2003 H PISA 2003 H PISA 2000 H PISA 2003 ■ 
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Anw erkung: Die Länder sind von oben nach unten in absteigender Reihenfolge der Schülerleistungen in Mathematik angeordnet. Die angege- 
benen Werte beziehen sich auf die Differenz des Mittelwerts jeden Landes gegenüber dem OECD-Durchschnitt (500). 





SS7.2 Höheres Leistungsniveau der Schüler 
in Ländern mit geringerer Ungleichheit 
bei den Testergebnissen der Schüler 

Durchschnittsleistungen in Mathematik und Ungleichheit 
bei den Schülerpunktzahlen in Mathematik, 2003 
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SS7.3 Die durchschnittlichen Schülerleistungen 
verbessern sich mit höheren Ausgaben 
je Schüler nur geringfügig 

Durchschnittsleistungen in Mathematik und Ausgaben 
für Bildungseinrichtungen (je Schüler bis 15 Jahre), 2003 1 
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Ausgaben je Schüler zwischen 6 und 15 Jahren (US-$ in KKP) 
1. Die tatsächlichen Ausgaben je Schüler im Jahr 2002 werden 
ermittelt durch Multiplikation der öffentlichen und privaten 
Ausgaben je Schüler auf jeder Bildungsstufe mit der theoreti- 
schen Verwe ild au er au f dieser Stufe, bis zum Alter von 1 5 Jahren . 
Quelle: OECD (2004), Lernen für die Welt von morgen - Erste Ergebnisse von PISA 2003, Paris (w w w. pisa.oecd.org). 

St at Link 2 http://dx.doi.org/10.1787/787232 8412 55 



Weitere Informationen ■ Machin, S. (2006), "Social Advantage and Education Experiences", OECD Social, Employment and Migration 
Working Paper, No. 32, Paris. 
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EQ7. ARMUTSPERSISTENZ 
EQ8. WOHNKOSTEN 

EQ9. ERSATZQUOTEN DER ALTERSRENTE 



EQ1 . MATERIELLE ENTBEHRUNG 



Definition und Messung 

Messgrößen der materiellen Entbehrung ergänzen das Bild der Armutssituation, das anhand konventioneller 
Einkommensmessgrößen gezeichnet werden kann. Mit materieller Entbehrung ist die Unfähigkeit einer Person 
bzw.einesHaushaltsgemeint,dieKonsumgüterund Aktivitäten zu finanzieren,die in einerGesellschaft zu einem 
bestimmten Zeitpunkt üblich sind,ohneBerücksichtigungderindividuellen Präferenzen in Bezug aufdiese Güter 
oder Aktivitäten . Für eine Reihe von Ländern können Indikatoren der materiellen Entbehrung Haushaltserhebun- 
gen entnommen werden, am Einkommen orientierteArmutsmaße liegen jedoch für mehr Länder vor. 

Die nach stehenden Daten beziehen sich auf den Anteil derHaushalte,die sich best im m te Güter und Aktivitäten 
laut eigener Angabe nicht leisten können. Darau s lässt sich in zweiSch ritten ein einfachersummarischerlndika- 
tor der materiellen Entbehrung ableiten. Nach Erfassu n g von Daten zur Häufigkeit bestimmterFormen der Depri- 
vation, die in sechs große Kategorien eingeteilt sind (Gru n d be d a rf, grundlegende Fre ize it a kt ivit ä t e n , 
Gebrauch sgüter, Woh n bedingungen,finanzielleBelastungund Abh än gigkeit von der Unterstützung durch an dere) 
wird zunächst für jede dieser sechs Kategorien ein Durch sch n itt swert berech net. An sch ließ en d w ird aus diesem 
einfach en Durch schnitt der sechs Aggregate ein summarischerGesamtindex konstruiert. Die Vergleichbarkeit der 
Daten der verschiedenen Länder wird durch die unterschiedliche Formulierung der Fragebogen, durch abwei- 
chende Erhebungsmerkmale (z.B. Stichproben groß e, Heranziehung von Proxy-Befragten usw.) sowie möglicher- 
weise in manchen Ländern durch fehlende Angaben zu bestimmten Gütern beeinträchtigt. Detailliertere 
Informationen zu diesen Messgrößen sind Boariniund Mira d 'Ercole (2006)zu entnehmen. 



In allen OECD-Ländern sieht sich ein sign ifikanter Teil 
der Haushalte laut eigenen Angaben m it verschiedenen For- 
men materieller Entbehrung konfrontiert. Tabelle EQ1.1 lie- 
fert In form ationen zu einigen dieser Formen. Anfang dieses 
Jahrzehnts waren in den OECD- Lä n d e rn , die in der 
Tabelle EQ1.1 erfasst sind, insgesamt rd. 10% der privaten 
Haushalte nicht in der Lage, ihren Grundbedarf zu decken 
- d.h. ihre Wohnung ausreichend zu heizen, gesund zu 
essen oder Zugang zu Gesundheitsversorgung zu erlangen 
und rund ein Drittel konnte es sich nicht leisten, in den vor- 
angegangenen zwölf Monaten wenigstens eine Woche in 
Urlaubzu fahren.Wasdie Geb rauch sgüter anbe langt, verfüg- 
ten nur wenige Haushalte nicht über einen Fernseher oder 
ein Telefon, aber rund ein Fünftel hatte keinen Computer. 
Zwar verfügen die meisten Haushalte in den genannten 
OECD-Ländern über eine Innentoilette, aber jeder zehnte 
Haushalt gab an, dass das Haus reparaturbedürftig, und 13%, 
dass es Umweltbelastungen ausgesetzt sei. Weniger als 10% 
der Haushalte waren laut eigener Angaben im vorangegan- 
genen Jahr in Zahlungsrückstand geraten, aber immerhin 
20% gaben an, dass sie nurmitNot überdie Runden kommen 
bzw. gelegentlich nicht in der Lage sind, wichtige Ausgaben 
zu tätigen . 

In Bezug auf die Verbreitung materieller Entbehrung 
bestehen große Unterschiede zwischen den Ländern. Laut 
einem summarischen Index der materiellen Entbehrung 
-dem einfachen Durchschnitt der Entbehrungsindikatoren 
der sechs in Tabelle EQ1.1 behandelten Kategorien - sind in 
Griechenland, Polen, der Türkei und Ungarn über 20% der 
Haushalte mit verschiedenen Formen von Entbehrung kon- 
frontiert, wohingegen dieser Anteil in Dänemark, Luxem- 
burg und Schweden nur 5% beträgt. Bei Betrachtung aller 
OECD-Länder, für die Daten vorliegen, lässt sich nur ein 
schwacher Zusammenhang zwischen dem summarischen 
Index der materiellen Entbehrung und der Verbreitung von 



Einkommensarmut feststellen (die anhand einer bei der 
Hälfte des Me d ian ein ko m m en s angesetzten Armuts- 
schwelle gemessen w ird ), im Verh ältn is zu m Pro- Kopf-BIP ist 
die Korrelation jedoch stärker (Abb. EQ1.2). Bei Nichtberück- 
sichtigung der OECD-Länder, in denen das Pro-Kopf-BIP 
unter 25 000 US-S liegt, ist allerdings das Gegenteil der Fall, 
d.h. es besteht eine stärkere Korrelation mit der relativen 
Einkommensarmut und eine schwächere mit dem durch- 
schnittlichen Pro -Kopf- Ein kom men. Dies lässt daraufschlie- 
ßen, dass dieser einfache Index der materiellen Entbehrung 
sowohl Informationen über den absoluten Lebensstandard 
als auch über den Lebensstandard im unteren Bereich der 
Einkommensveit eilung der einzelnen Linder liefert. 

Nationale Untersuchungen des Grads der Konfronta- 
tion der privaten Haushalte mit verschiedenen Formen 
materieller Entbehrung zeigen zugleich durchgehend, dass 
zwischen mehrfacher Entbehrung und Einkommensarmut 
überraschenderweise nur relativ geringe Überschneidungen 
bestehen - selbst wenn die Entbehrungsgrenze so angesetzt 
ist, dass sie die gleichen Armutszahlen liefert wie eine am 
Einkommen orientierte Armutsschwelle (vgl. z.B. Perry, 
2002) - und dass sich die Zusammensetzungder Gruppe der 
Einkommensarmen deutlich von der der Gruppe der Haus- 
halte unterscheidet, die unter materie Her En tbehrung leiden 
(selbst bei Verwendung longitunaler Messgrößen beider 
Phänom ene, vgl. z.B. Whelan et aL, 2004). 



Statusindikatoren: Generationenmobilität (EQ4), Armuts- 
persistenz (EQ7), Arbeitslosigkeit (SS2). 
Reaktionsindikatoren: Öffentliche Sozialausgaben (EQ5), 
Leistungen bei Nichterwerbstätigkeit (SS6), Gesundheits- 
ausgaben (HE2). 
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EQ1. MATERIELLE ENTBEHRUNG 



EQl .1 Ein signifikanter Teil der Haushalte ist laut eigenen Angaben mit verschiedenen 
Formen m aterieller Entbehrung konfrontiert 

Anteil der Haushalte, die laut eigenen Angaben unter verschiedenen Formen m aterieller Entbehrung leiden, um das Jahr 2000 

Entbehrung in Bezug auf: 
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6 


2 


10 


5 
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Dänemark 
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1 
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2 


11 
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Deutschland 


3 
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31 


26 


21 


51 


2 


2 


16 


9 


6 


15 


21 


49 


19 


Irland 


4 


1 


10 


24 


1 


2 


15 


5 


1 


7 
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6 
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Schweden 


1 


2 


3 


15 


0 




4 


4 


1 


5 


4 


5 


0 


Slowak. Rep. 


17 


33 


21 


64 


28 


26 


7 


18 


15 


24 


17 


Spanien 
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29 


26 
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19 
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20 
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11 
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15 
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Einfacher Durchschnitt 
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13 
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20 


13 


. .: Daten nicht verfügbar. 

An in erkling: Die Angaben beziehen sich auf den Durch sehn itt der Items der sechs aufg 


ezeigten Formen m aterieller Entbehrung. We 


Jen der un- 



tersch iedlichen Datenlage kann die Zahl der in den verschiedenen Ländern berücksichtigten Items schwanken. 

EQl .2 Mehr materielle Entbehrung in Ländern mit höherer relativer Einkommensarmut und geringerem Pro-Kopf- BIP 

Um das Jahr 2000 
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20 



16 



12 - 



0 





• USA 

JPN 


/ 


TUR 


ift 


• / 

PR 

ITA 
• / 
•ESP 

AUS^ """" 

Sa*" 


r 

GRC 




GBR 
NZL 


HUN 


POL 


/ FRA 
SWE« TUX 


FIN 

• CZE 






DNK 









Pro- Kopf-BIP 
60 000 



40 000 



20 000 



10 000 











• LUX 








GBR 
n.,„-JHJT . 


• USA r„. 

FRA 






SWE^^^^US^ _ _ 
. FIN / • »\*' Ss *> — D 


RT 




DEU / 
NZL 


ESP\ ^ 
JPN CZE 


\GRC 
HUN 








IUH 

POL 

i 



0 



10 



20 



30 40 0 10 20 30 40 

Materielle Entbehrung Materielle Entbehrung 

An in erkling: Die m aterielle En tbehrun g bezieht sich auf den Ante il der Haushalte, die verschiedene Form en der Entbehrung unter den sechs groß en in 
Tabelle EQ 1 .1 aufgeführten Kategorien nannten , deren Durch sehn itt erm ittelt w ird. Die relative Einkorn mensarmut wird anhand eines bei der Hälfte des 
verfügbaren Median ein kom mens angesetzten Schwellenwerts gern essen. OECD-Länder, in denen das Pro -Kopf- BIP unter 25 000 US-$ liegt, sind durch 
Rauten geken n zeich n et. Die graue ge striche lte Lin ie ste 11t in jedem Abbildu n gs teil jeweils den Tren d verlauf zw ischen den beiden Variablen dar, wenn die 
An alyse auf Länder mit einem Pro -Kopf- BIP von über 25 000 US-S beschränkt w ird . 

Quelle: Boarini, R. und M. Mira d'Ercole (2006), "Measures of Material Deprivation in OECD Countries", OECD Social, Employment and Migration 
Working Paper, No. 37, Paris {www.oecd.org/eh/workingpapers). 

St at Link 2 http://dx.doi.org/10.1787/365101528828 

Weitere Informationen ■ Perry, B. (2002), "The Mismatch between In com e Measures and Direct Outcom e Measures of Poverty", Social 
Polin- Journal of New Zealand, Vol. 19, S. 101-127. ■ Whelan, C, R. Layte und B. Maitre (2004). "Understanding the Mismatch Between In com e 
Poverty and Deprivation: A Dynamic Comparative Analysis", European Sociological Review, Vol. 20, No. 4. 
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Definition und Messung 

Die Verdienstungleichheit kann anhand einer Vielzahl von Daten gemessen werden. Beim hier verwendeten 
Indikator handelt es sich um die "Dezil-Ratio", die man erhält, wenn man die Verdienste im obersten und im 
untersten Dezil der Verteilung (d.h. der 10% der Arbeitskräfte mit dem höchsten und mit dem niedrigsten 
Verdienst) mit dem Medianverdienst vergleicht (der Grenze, die die Arbeitskräfte in zwei gleich große Gruppen 
teilt). In d iesem Absch nitt steht D9 für die obere Grenze des 9. Dezils der Verdienstverteilung (die der Un tergren ze 
des obersten Dezils entspricht), während Dl die Obergrenze des untersten Dezils und D5 der Medianverdienst ist. 

Die nachstehenden Angaben beziehen sich im Allgem einen auf Vollzeilkräfte. Die Verdienste werden brutto gern es- 
sen , d.h . vor Abzug von Einkommensteue rund Arbeit nehmer beitragen zur Sozia lvers ich eru n g. Sie u m fassen Gru n d- 
gehälter und -löhne, Überstundenzulagen, Prämien und Gratifikationen, zusätzliche monatliche Zahlungen sowie 
regelmäßige oder gelegentliche Nebenleistungen; u.U. nicht enthalten sind hingegen Teile des Vergütungspakets 
von Man a gern und sonstigen Führungskräften,wie z.B. Aktien Option en . Die Daten aus der OECD Earnings Da t abäse 
stammen aus verschiedenen nationalen Quellen (Haushaltserhebungen, Betriebspanels und Verwaltungsunterla- 
gen), so dass Abweichungen in Bezug auf die erfassten Verdienstkomponenten, den Bezugszeitraum (Jahr, Monat, 
Tag,Stunde)unddieBehandlungsehrhoherVerdiensteinerhebungsbasierten Schätzun gen (top-coding) n ich t au szu- 
schließen sind. Diese Abweichungen können sich auf die Beurteilung von im Ländervergleich festzustellenden 
Un tersch ieden beiderVerdienstverteilungund deren Veränderungim Zeitverlaufauswirken. 



Die seit Anfang der neunziger Jahre zu beobachtenden 
Trends bei der Verdienstungleichheit unterscheiden sich im 
oberen und unteren Teil der Ve rd ie n s t ve r t e ilu n g . Was 
erstere Gruppe anbelangt, hat sich das Verhältnis D9:D5 in 
den meisten OECD-Ländern geringfügig, aber stetig erhöht. 
Der durchschnittliche Anstieg belief sich in den 11 OECD- 
Ländern, für die Daten aus dem gesamten Zeitraum vorlie- 
gen, auf über 4%, in Au stralien, Dänemark und Schweden 
betrug er jedoch fast 10% oder mehr, wohingegen sich die 
entsprechende Relation in Japan leicht verringerte. In der 
unteren Hälfte der Verteilung waren die Veränderungen 
jedoch unerheblich. Das Verhältnis D5:D1 erhöhte sich im 
Durchschnitt leicht, verringerte sich in fünf OECD-Ländern 
und stieg nur in Dänemark, Deutschland und Schweden in 
stärkerem Maße (um 5% oder mehr). 

In Bezug auf den Grad der Verdienstungleichheit sind 
zwischen den Ländern ebenfalls einige deutliche Unter- 
schiede festzustellen. Die Verdienstungleichheit unter den 
Vollzeitkräften ist erwartungsgemäß in den meisten OECD- 
Ländern im oberen Teil der Verteilung höher als im unteren 
(nicht jedoch in Kanada, Korea und der Schweiz). In den 
neunziger Jahren und Anfang dieses Jahrzehnts bewegten 
sich die Dezil-Ratios D9:D5 und D5:D1 in allen in 
Tabelle EQ2.1 dargestellten Ländern außer den Vereinigten 
Staaten bei unter zwei. 

Im Ländervergleich zu beobachtende Unterschiede bei 
der Ve rd ien st u n gle ich h eit im unteren Teil der Verteilung 
sind z.T. auf die gesetzlichen Mindestlöhne zurückzuführen, 



die in einigen Ländern für die Mehrzahl der Arbeitskräfte 
gelten. Diese Mindestlöhne wirken sich auf die Verdienst- 
ungleichheit aus, indem sie ein Mindestniveau für die 
Arbeitsentgelte von Geringverdienern festlegen, selbst 
wenn dadurch einige Arbeitskräfte (z.B. die m it den gering- 
sten Qualifikationen) vom Arbeitsmarkt verdrängt werden, 
weil sie zu teuer sind. Die Angaben in Abbild u n g EQ2. 2 
beziehen sich auf die gesetzlichen Mindestlöhne für 
Erwachsene im Verhältnis zum Medianverdienst von Voll- 
zeitkräften. 2003 schwankte dieses Verhältnis stark im 
OECD-Ländervergleich, es reichte von 30% oder weniger in 
Mexiko, Korea und Spanien bis zu 50% oder m ehr in Frank- 
reich, Australien, Luxemburg und den Niederlanden. In 
Irland und im Vereinigten Königreich, wo Ende der neunzi- 
ger Jahre landesweite Mindestlöhne eingeführt wurden, 
beträgt dieses Verhältnis rd. 40%. Seit 1980 sind die Min- 
destverdienste im Verhältnis zu den Med ian verd ien sten im 
Durchschnitt von 50% auf 43% gesunken, in Frankreich und 
anderen kontinentaleuropäischen Ländern sind sie jedoch 
gestiegen . 



Statusindikatoren: Ge n era t ion e n m obilitä t (EQ4), 
Arm u tspersisten z (EQ7), Beschäftigung (SSI). 

Reaktionsindikatoren: Öffentliche Sozialausgaben 
(EQ5), Leistungen bei Erwerbslosigkeit (SS6). 



76 



GESELLSCHAFT AUF EINEN BLICK - OECD-SOZIALINDIKATOREN 2006 - ISBN 978-92-64-02955-2 - © OECD 2007 




EQ2. VERDIEN S TUN GLEICHHEIT 



EQ2.1 Maß iger Anstieg der Verdienstungleichheit in der oberen Hälfte der Verteilung, 

Stabilität in der unteren Hälfte 

Dezil-Ratios, Bruttoverdienste von Vollzeitkräften 







Verhältnis D9:D5 




Verhältnis D5:D1 


1990 1 
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2000 3 


2003 4 


1990 1 


1995 2 


2000 3 


2003 4 


Australien 


1.7 


1.8 


1.8 
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Portugal 






2.1 
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Schweden 
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1.4 
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Spanien 
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2.1 




2.0 




1.6 


Tschech. Rep. 




1.7 


1.8 


2.3 




1.6 


1.7 


1.7 


Ver. Königreich 


1.9 


1.9 


1.9 


2.0 


1.8 


1.8 


1.8 


1.8 


Ver. Staaten 


2.1 


2.2 


2.2 


2.3 
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2.1 


2.0 


2.1 


0ECD11 


1.8 


1.8 


1.9 


1.9 


1.7 


1.7 
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1.7 



Anm erkung: Die Daten beziehen sich auf Vollzeitkräfte. D9:D5 ist das Verhältnis zwischen der Obergrenze derVerdienstederArbeitnehmerim 
9. Dezil der Verdienstverteilung und dem Medianverdienst. D5:D1 ist das Verhältnis zwischen dem Medianverdienst und der Obergrenze der 
Verdienste der Arbeitnehm er im 1 . Dezil der Verdienstverteilung. 

1. 1991 für die Schweiz. 

2. 1996 für die Tschechische Republik. 

3. 1 999 für d ie Tsch ech ische Repu blik und Polen ; 2001 für Portugal. 

4. 2002 für Finn land, Frankreich , Deu tschland, Korea, Norwegen , Spanien und OECD 1 1 . 
Quelle: OECD Earnings database. 

EQ2.2 Die Mindestlöhne sinken im Durchschnitt im Vergleich zum Medianverdienst 

Mindestlöhne im Verhältnis zum Medianverdienst erwachsener Vollzeitkräfte, 1980, 1990 und 2003 
H 1980 H 1990 ■§ 2003 

0.7 



0.6 
0.5 - 
0.4 
0.3 - 
0.2 
0.1 



c?> N 



Anm erkung: Die An gaben bezieh en sich aufdie in Gesetzen, Verordnungen oder Tarifverträgen bzw.-abkommen festgelegten Mindestlöhne für 
Erwachsene, die effektiv landesweit gültig sind. Die Länder sind von links nach rechts in absteigender Reihenfolge nach der Höhe des Min- 
destlohn s im Verh ältn is zu m Med ian lohn von Vollzeitkräften im Jah r 2003 dargestellt. Im Fall Au stralien s beziehen sich d ie An gaben au f den 
nationalen Mindestlohn , der speziell für im Rah m en nationaler Tarifabkom m en besch äftigte Arbeitskräfte eingefü hrt w urde, im Allgem einen 
aber auch für nach den Tarifverträgen der einzelnen Bundesstaaten beschäftigte Arbeitskräfte und som it für die überwiegende Mehrzahl der 
Arbeitskräfte gilt, vor allem für Geringverdiener, die mit größter Wahrsch ein lieh keit von Min destlohn rege lun gen betroffen sind. 
Quelle: OECD Min im um Wages database. 

St at Link 2 http://dx.doi.org/10.1787/0351825S7721 

Weitere Informationen ■ OECD (1996), "Earnings Inequality, Low-paid Employment and Earnings Mobility", OECD Employment 
Outlook, Paris, Juni. ■ OECD (1998), "Making the Most of the Min im um : Statutory Min im um Wages, Employment and Poverty", OECD 
Employment Outlook, Paris, Juni. 
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EQ3. LOHN GEFÄLLE ZWISCHEN MÄNNERN UND FRAUEN 




Definition und Messung 

Geschlechtsspezifische Lohnunterschiede liefern einen Anhaltspunkt für den Grad der Erwerbseinkommens- 
gleichheit bzw. -Ungleichheit zwischen Männern und Frauen. Das Lohngefälle zwischen den Geschlechtern wird 
hier an der Differenz zwischen dem Medianverdienst von männlichen und weiblichen Arbeitskräften gemessen, 
ausgedrückt in Prozent des Medianverdiensts von vollzeitbeschäftigten Männern. Darüber hinaus wird es auch für 
niedrige und hohe Verd ien stn iveau s ge messen (20. bzw. 80. Perzen til). 

Die Angaben zum Lohngefälle zwischen Männern und Frauen stammen aus der OECD Earnings Database. Wie 
schon im Abschnitt zur Verdienstungleichheit erwähnt, können die entsprechenden Messgrößen auf Grund 
unterschiedlicher Methoden zur Messung von Vollzeitverdiensten nicht als ein genauer Indikator für Unter- 
schiede zwischen den Ländern betrachtet werden. Außerdem sind Diskrepanzen in Bezug auf die Zahl der von 
Vollzeitkräften geleisteten Arbeitsstunden in dieser Messu n g n ich t berü cksichtigt. 



Das ge s ch le ch t s sp ezifisch e Lohngefälle spielt eine 
besonders wichtige Rolle angesichts der Notwendigkeit, die 
Erwerbsbeteiligung der Frauen zu erhöhen und Chancen- 
gleichheit zu verwirklichen. In den OECD-Ländern sind im m er 
noch erhebliche Lohnunterschiede zwischen Männern und 
Frauen festzustellen. Das geschlechtsspezifische Lohngefälle 
beim Median beträgt im Durchschnitt von 21 OECD-Ländern 
18% (Abb. EQ3.1). Dabei fallen Unterschiede zwischen den 
Ländern auf. Das ge sch le ch t s sp e zifisch e Lohngefälle 
schwankt zwischen nur 6% bzw. 9% in Neuseeland und 
Belgien und nicht weniger als 30% bzw. 41% in Japan und 
Korea. Ein großer Teil des geschlechtsspezifischen Lohngefäl- 
les innerhalb der einzelnen Länder ebenso wie ein Teil der 
Varianz zwischen den Ländern kann auf Geschlechtsunter- 
schiede in der Zusammensetzung der Erwerbsbevölkerung 
zurückgeführt werden . Der Gesam tum fang der Lohnungleich- 
heit in den einzelnen Ländern hat ebenfalls Einfluss auf die 
Varianz des geschlechtsspezifischen Lohngefälles im Länder- 
vergleich und könnte dieses zu einem großen Teil erklären 
(Blau und Kahn, 2001). Auch mutterschaftsbedingte Unter- 
brechungen der beruflichen Laufbahn schlagen sich im Lohn- 
gefälle zwischen Männern und Frauen nieder. 

In den meisten Ländern ist das Lohngefälle zwischen 
den Geschlechtern im oberen Einkommensspektrum (beim 
80. Perzentil) höher als im unteren (beim 20. Perzentil) 
(Abb. EQ3.2). Dabei gibt e s jedoch Ausnahmen - Verein igt es 
Kön igreich , Schweiz und Portugal-, und in Dänemark wie 
auch Belgien sind die Unterschiede nicht signifikant. Das 
geringere geschlechtsspezifische Lohngefälle im unteren 
Bereich der Verdienstverteilung könnte auf institutionelle 
Faktoren zurückzuführen sein, wie den Einfluss der Min- 
destlöhne oder der Tarifbindung (Blau und Kahn, 2001). Das 
höhere Lohngefälle zwischen Männern und Frauen im obe- 
ren Verdienstspektrum wird häufig als ein Zeichen für das 
Vorhandensein eines sogenannten "Glass Ceiling", einer 
un sich t baren Barriere, gesehen (Aru lam palam et al., 2006). 

Infolge des im Vergleich zu den Männern steigenden 
Aus- und Weiterbildungsniveaus der Frauen und ihrer 



wach senden Arbeit sm arktbin d u n g h at sich der Umfang des 
geschlechtsspezifischen Lohngefälles in den meisten Län- 
dern, für die Daten vorliegen, im Zeitverlauf tendenziell 
verringert (Tabelle EQ3.3). Die stärkste Abnahme war seit 
Anfang der achtziger Jahre in den Vereinigten Staaten zu 
verzeichnen, wo das geschlechtsspezifische Lohngefälle 
zuvor relativ hoch war. Auch in Japan und im Vereinigten 
Königreich ist das geschlechtsspezifische Lohngefälle im 
Zeit verlauf stetig ge sun ken . In Frankreich und Osterreich 
steigt es inzwischen hingegen. In Frankreich kam es damit 
zu einer Trendwende, nachdem sich das Lohngefälle lange 
verringert hatte. In der Mehrzahl der OECD-Länder sind 
wechselnde Trends zu beobachten. 

Trotz der Bestimmungen, die "gleiche Bezahlung für 
gleiche Arbeit" verlangen, und der in den meisten OECD- 
Ländern geltenden Antidiskrim inierungsgesetze ist ein Teil 
des geschlechtsspezifischen Lohngefälles in allen Ländern 
aufeine Diskrim in ieru n g der Frauen aufdem Arbeit sm arkt 
zurückzuführen. Weil aber Diskriminierung nur selten 
direkt beobachtbar ist und zudem andere Messprobleme 
auftreten, lässt sich schwer genau bestimmen, in welchem 
Umfang die Diskriminierung zum geschlechtsspezifischen 
Lohngefälle innerhalb der einzelnen Lände rund im Länder- 
vergleich beiträgt. Eine indirekte, grobe Messgröße der Dis- 
krim inierung ist die "nicht erklärbare" Lohndifferenz. Durch 
den Vergleich der Arbeitsentgelte von Männern und Frauen 
in sehr ähnlichen Beschäftigungen oder die Gegenüberstel- 
lung der Arbeitsentgelte mit spezifischen Messgrößen der 
Produktivität konnten einige Untersuchungen stichhaltige 
Belege für eine Un gle ich beh an d lu n g von Männern und 
Frauen liefern . 



Statu s in d ikatoren : Ve rd ie n s t u n gle ich h e it (EQ2), 
Erwerbstätige Mütter (SS3). 
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EQ3.1 Frauen verdienen weniger als Männer 

Differenz zwischen dem Medianverdienst von männlichen und w eiblichen Vollzeitkräften, 2004 oder letztes verfügbares Jahr, in Prozent 
45 




Anm erkung: Die Länder sind von links nach rechts in aufsteigender Reihenfolge nach der Höhe des geschlechtsspezifischen Loh ngefa lies dargestellt. 



EQ3.2 Höhere Lohngefälle zwischen Männern und Frauen im oberen Verdienstspektrum 

Differenz zwischen dem Vollzeitverdienst von Männern und Frauen am oberen und unteren Ende der Verdienstverteilung, 

2003 oder letztes verfügbares Jahr 




Anm erkung: Die Länder sind von links nach rechts in absteigender Reihenfolge nach der Höhe des geschlechtsspezifischen Lohngefälles im 
unteren, d.h. 20. Perzentil der Arbeitskräfte dargestellt. 



EQ3.3 In den meisten Ländern verringert sich das Lohngefälle zwischen Männern und Frauen 

Differenz zwischen dem Medianverdienst von männlichen und w eiblichen Vollzeitkräften 





1980 


1985 1 


1990 2 


1995 3 


2000 4 


2004 5 




1980 


1985 1 


1990 2 


1995 3 


2000 4 


2004 5 


Australien 


18.8 


19.6 


18.2 


14.5 


17.2 


14.4 


Korea 




51.9 




43.1 


40.7 


39.8 


Belgien 










8.8 


9.3 


Niederlande 




25.6 


25.0 


23.1 


21.7 




Dänemark 








14.1 


14.7 


12.3 


Österreich 


35.1 




32.2 


31.2 


32.9 




Deutschland 




27.0 


27.2 


23.5 


23.0 


24.1 


Polen 






19.9 


19.9 


16.8 


11.0 


Finnland 


26.6 


22.5 


22.9 


22.4 


20.4 


20.1 


Schweden 


14.5 


18.4 


19.6 


19.0 


15.5 


14.8 


Rankreich 


19.7 


17.0 


15.3 


10.3 


10.8 


11.7 


Schweiz 






26.4 


25.5 


25.7 


22.6 


Irland 










19.7 




Tschech. Rep. 








21.1 


21.8 


18.6 


Italien 




18.8 


19.5 


17.1 






Ungarn 








17.8 


13.2 




Japan 


41.7 


41.7 


40.6 


37.1 


33.9 




Ver. Königräch 


35.3 


33.6 


31.2 


26.6 


24.0 


20.0 


Kanada 










24.0 


22.6 


Ver. Staaten 


36.6 


33.0 


28.5 


24.6 


24.5 


21.6 


. .: Daten nicht 


verfügbar. 



























1. 1 986 für Fin n land u n d Italien . 

2. 1991 für Polen und Schweiz. 

3. 1996 für Dänem ark. Tschechische Re publik und Ungarn . 

4. 1 999 für Niederlande, Österreich und Polen . 

5. 2003 für Belgien, Finnland, Schweiz, Tschechische Republik, Vereinigtes Königreich und Vereinigte Staaten; 2002 für Deutschland, Frankreich, 
Korea und Polen. 

Quelle: OECD Earnings database. 

St at Link 2 http://dx.doi.org/IO.1787/S64104645170 

Weitere Informationen ■ Arulampalam, W, A. Booth und M. L. Bryan (2006), "Is There a Glass Ceiling over Europe? Exploring the 
Gender Pay Gap across the Wages Distribution", Discussion Paper, No. 510, Centre for Economic Policy Research, Research School of Social 
Sciences, Australian National University. ■ Barth, E., M. R0ed und H. Torp (2002), "Towards a Closing of the Gender Pay Gap. A comparative 
study of three occupations in six European countries", Institute for Social Research and the Norwegian Centre for Gender Equality, Oslo. 
■ Blau, F.D. und L.M. Kahn (2001), "Understanding International Differences in the Gender Pay Gap", NBER Working Paper, No. W8200, 
Cam bridge. MA (http://ssrn.com/abstract=265295). 
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EQ4. GENERATIONENMOBILTTÄT 



Definition und Messung 

Generationenmobilität wird definiert als das Ausm aß , in dem sich Personen in Bezug au feine Reihe von Schlüs- 
selmerkmalen und Ergebnissen von ihren Eltern unterscheiden. Verschiedene Analyserichtungen haben sich 
dabei für unterschiedliche Arten von Indikatoren interessiert. Die wirtschaftswissenschaftliche Literatur befasste 
sich vor allem mit Bewegungen zwischen verschiedenen Einkommens- (oder Verdienst-) Klassen bzw. Perzentilen 
der Einkommensverteilung. Die soziologische Literatur untersuchte in erster Linie Bewegungen zwischen 
verschiedenen Berufsgruppen , die en t Sprech end ih res An sehen s bzw. der Gese lisch aftssch ich t, der sie zu geordn et 
werden kön n en , ein gestuft werden . 

Hier wird als Hauptmessgröße der Generationen m obilität die in tergen erative Verdien stelastizi tat verwen de t, m it 
der der Anteil der Verdienstunterschie de zwischen den Vätern gern essen wird, der im Durch schnitt an deren Söhne 
weitergegeben wird (je geringer die Elastizität, umso höher ist die intergenerative Mobilität). Die Vergleichbarkeit 
dieser Schätzungen wird zwar durch eine Reihe von Faktoren eingeschränkt, hier sind jedoch die "bevorzugten" 
Sch ätzun gen von Corak (2006) wiedergegeben , die sich auf ein e Metaan alyse n ation aler Un t er such un gen stützen, in 
der verschiedene Faktoren berücksichtigt sind (Altersunterschiede zwischen Vätern und Söhnen, Dauer des 
Verdienstbeobachtungszeitraums,verwendete Meth oden ) und die von D'Addio (2006) m it Daten aus Australien, 
Italien und Spanien verknüpft wurde. Dieser Indikator wird durch Informationen über vom familiären Hin tergrun d 
abhängige Unterschiede bei den Bildungsergebnissen (in Mathematik) von 15-jährigen Schülerinnen und Schülern 
ergänzt, gestützt auf Daten aus der 2. Erhebun g der Internationalen Schulleistun gsstudie PISA der OECD. 



Der Grad des Ressou rcen tran sfers von den Eltern an 
ihre Kinder ist ein Maß der Chancengleichheit, die wie- 
derum als ein Indikator für den Grad der Offenheit einer 
Gesellschaft betrachtet werden kann. Die Komplexität der 
Beurteilung der Generationenmobilität des sozioökon om i- 
schen Status hängt großenteils mit der Definition dessen 
zusammen, was genau von einer Generation an die nächste 
weitergegeben wird, und wie sich die weitergegebenen 
Ressourcen darauf auswirken, was aus den Kindern später 
einmal wird. Die Ubertragu n gsm ech an ism en kommen im 
Allgem einen über das (Finanz-, Human- und Sozial-) Kapi- 
tal der Eltern sowie deren Intelligenz, Persönlichkeit, 
Lebensstilund Verh alten zum Tragen .Beiden beeinflussten 
Elementen handelt es sich um Haushaltseinkommen, Ver- 
dienst, Vermögen, Bildung, Beruf, usw. 

Gestützt au f Sch ätzun gen der intergenerativen Ver- 
dienstelastizität ist die Generationenmobilität in Dänemark, 
Norwegen, Finnland, Australien und Kanada am höchsten 
(dort liegt die Verdienstelastizität unter 0,2) und in Italien, 
den Vereinigten Staaten und dem Vereinigten Königreich 
am geringsten (mit Werten von rd. 0,5, vgl. Abb. EQ4.1). Die 
intergenerative Verdienstelastizität ist niedriger in Ländern 
mit größerer Einkommensungleichheit sowie (in geringe- 
rem Maße) in Ländern, in denen Bildung höhere wirtschaft- 
liche Erträge bringt (Corak, 2006). 

Bildung ist ein wichtiger Motor für die Generationen- 
mobilität. In Tabelle EQ4.2 sind die Unterschiede zwischen 
den Mathematikergebnissen von 15-jährigen Schülerinnen 
und Schülern mit unterschiedlichem familiären Hinter- 
grund dargestellt (an unterschiedlichen Punktzahlen kön- 
nen Bildungsunterschiede abgelesen werden ; OECD, 2004). 
Unter den Faktoren, die sich auf die Kompetenzen der Schü- 
ler auswirken, scheint das Bildungsniveau der Eltern bei 
weitem am stärksten ins Gewicht zu fallen. Schülerinnen 
und Schüler, deren Eltern (Vater oder Mutter) ein niedrige- 
res Bildungsniveau haben, erzielen im Durchschnitt gerin- 
gere Mathematikergebnisse als solche, deren Eltern ein 
sehr hohes Bildungsniveau aufweisen; in Klassenstufen 



ausgedrückt entspricht dieser Leistungsunterschied rd . 
1 Vi Jahren (in Ungarn, der Tschechischen Republik und der 
Slo wakischen Republik mehr als 2Jahren). Für Sch ü ler in - 
nen und Schüler, deren Eltern (Vater oder Mutter) ein mitt- 
leres Bildungsniveau haben, ist der Unterschied bei den 
Mathematikleistungen geringer (rd . Vi Jah r), wobei es ein ige 
Ausnahmen gibt (z.B. Italien und Mexiko). Schülerinnen 
und Schüler aus Alleinerzieherhaushalten weisen ein gerin- 
geres Kom petenzniveau auf (der Unter sch ied entspricht bis 
zu über einer Klassenstufe in Belgien und den Vereinigten 
Staaten, während er in Österreich, der Tschechischen Repu- 
blik und der Slowakischen Republik kaum wahrzunehmen 
ist). Auch Schüler, die in einem anderen Land als ihrem 
Geburtsland zur Schule gehen, und Schüler der zweiten 
Generation schneiden schlechter ab (der Leistungsunter- 
schied gegenüber den Schülern ohne Migration sh in tergrund 
entspricht im Durchschnitt über einer Klassenstufe). Schüle- 
rinnen und Schüler, in deren Elternhaus eine andere 
Sprache gesprochen wird, erzielen ebenfalls niedrigere 
Ergebnisse, besonders in Belgien und Deutschland. Der Lei- 
stungsunterschied zwischen Schülerinnen und Schülern, 
deren Eltern im untersten Quartildes PISA-Index des sozia- 
len, wirtschaftlichen und kulturellen Status angesiedelt 
sind (dieser Index fasst die elterlichen Hin tergru n d m erk- 
male zusammen) und solchen, deren Eltern zum obersten 
Quartil gehören, entspricht im Schnitt 2Vi Klassen stu fen 
(zwischen drei oder mehr Stufen in Ungarn sowie Belgien 
und weniger als zwei in Island, Finnland und Kanada). 



Statusindikatoren: Materielle Entbehrung (EQ1), 
Beschäftigung (SSI), Sch ii lerleistu n gen (SS7), Gesund- 
heitliche Ungleichheit (HE6). 

Reaktionsindikatoren: Öffentliche Sozialausgaben (EQ5). 
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EQ4.1 Geringere Generationenmobilität in Ländern mit größerer Einkommensungleichheit 

und höherer Bildungsrendite 

Intergenerative Einkomm enselastizität, Einkommensungleichheit und Bildlingsrendite in ausgewählten OECD-Ländern 
Intergenerative Verdienstelastizität Intergenerative Verdienstelastizität 




20 25 30 35 40 2 6 10 14 18 

Gini-Koeffizient der Einkommensungleichheit Private Bildungsrendite 



Quelle: Die Angaben zur Generationenmobilität stützen sich für die meisten Länder auf die Metaanalyse von Corak (2006). Die Angaben für 
Spanien, Australien und Italien stammen von DAddio (2006). Die Daten zur privaten Bildungsrendite sind OECD. Bildung auf einen Blick, ver- 
schiedene Jahrgänge, entnom m en . Die Angaben zum Gin i- Koeffizienten der Einkorn m ensungleichheit stammen aus früheren Ausgaben von 
Gesellschaft auf einen Blick - OECD-Sozialindikatoren . 



EQ4.2 Schülerinnen und Schüler mit weniger gebildeten Eltern erzielen niedrigere Ergebnisse 

Punktzahlunterschiede im Vergleich zu andern Schülern 





Bildungsstand 
des Vaters: 
Hoch im Vergleich zu: 


Bildungsstand 
der Mutter: 
Hoch im Vergleich zu: 


Paare 
im Vergleich 
zu: 


Herkunftsland: Ohne 
Migrationshintergrund 
im Vergleich zu: 


Sprache im Elternhaus: 
Landessprache 
im Vergleich zu: 


Wirtschaftlicher, sozialer und 
kultureller Status (Index): 
Oberstes Qjartil im Vergleich zu: 




Gering 


Mittel hoch 


Gering 


Mittel hoch 


Allein- 
erziehenden 


2. Generation 


Im Ausland 
Geborene 


Anderer Sprache 


Unterstes Quartil 


Australien 


-W 


-35 


-39 


-29 


-27 


-5 


-2 


-12 


-93 


Belgien 


-62 


-28 


-67 


-32 


^12 


-92 


-109 


-95 


-133 


Dänemark 


-63 


-41 


-61 


-25 


-26 


-70 


-65 


^3 


-101 


Deutschland 


-96 


-30 


-88 


-21 


-10 


-93 


-71 


-90 


-120 


Finnland 


-34 


-21 


-36 


-17 


-9 




-71 


Rankreich 


-50 


-19 


-55 


-17 


-18 


-AS 


-72 


-66 


-105 


Qiechenland 


-48 


-16 


-58 


-21 


-19 


-47 


^18 


-96 


Irland 


^19 


-24 


-49 


-19 


-33 




-86 


Island 


-38 


-20 


-38 


-22 


-8 




-61 


Italien 


-39 


3 


-44 


-1 


-15 




-90 


Japan 


-66 


-34 


-57 


-28 






-88 


Kanada 


-41 


-23 


-45 


-21 


-20 


6 


-7 


-13 


-74 


Korea 


-66 


-31 


-60 


-20 


-9 




-90 


Luxemburg 


-61 


-24 


-53 


-25 


-19 


-31 


^45 


^12 


-102 


Mexiko 


-48 


11 


^10 


20 


-10 




-91 


Neuseeland 


-67 


-32 


-61 


-13 


-22 


-32 


-5 


-16 


-105 


Niederlande 


^16 


-29 


^to 


-33 


-31 


-59 


-79 


-81 -99 


Norwegen 


^10 


-23 


-53 


-27 


-22 


-61 


-45 


-89 


CSterräch 


^16 


-7 


-53 


-12 


-3 


-56 


-63 


-57 


-94 


Polen 


-86 


-55 


-95 


-54 


-13 




-95 


Portugal 


-31 


11 




-2 


-10 


-30 


-95 


Schweden 


-31 


-2 


-48 


-3 


-29 


-34 


-92 


-65 


-91 


Schweiz 


-60 


-9 


-56 


2 


-16 


-59 


-89 


-79 


-103 


Slowak. Rep. 


-127 


-62 


-125 


-49 


-A 




-116 


Spanien 


^17 


-27 


^13 


-25 


-12 




-85 


Tschech. Rep. 


-111 


-62 


-103 


-54 


-5 




-107 


Türkei 


-98 


-50 


-108 


-35 


-5 




-116 


Ungarn 


-120 


-64 


-115 


-58 


-16 




-127 


Ver. Staaten 


-74 


-35 


-76 


-29 


^13 


-22 


-36 


^16 


-109 


OECD29 


-62 


-27 


-62 


-23 


-18 


-45 


-56 


-53 


-98 



An m erkung: In jeder Spalte ist der Untersch ied im Vergleich zu den durchschn itt liehen Mathem atikergebn issen derSchülerinnen und Sch ü ler 
in den verschiedenen Ländern dargestellt. In der letzten Spalte steht der ungewichtete OECD-Durch schnitt, bei dessen Berechnung alle Länder 
gleich gewichtet wurden (in OECD 2004 waren dagegen gewichtete Durchschnitte angegeben). 



Quelle: OECD (2004), Lernen für die Welt von Morgen: Erste Ergebnisse aus PISA 2003, Paris (vv w w. pisa.oecd.org). 

St at Link 2 http://dx.doi.org/10.1787/6I86Sl 183876 

Weitere Informationen ■ Blanden, J., P. Gregg und S. Machin (2005), lntergenerational Mobility in Europe and North America, Sutton Trust. 
■ Corak. M. (2006), "Do Poor Children Become Poor Adults?", IZA Discussion Paper, No. 1993. ■ D'Addio, A.C. (2006), "Mobility or Im mobility 
across Generations? A review of the evidence for OECD countries", OECD Social, Emploxment and Migration Working Paper, erscheint 
demnächst, Paris. ■ Solon, G. (2002), "Cross-Country Differences in Intergenerational Earnings Mobility", Journal of Economic Perspectives, 
Vol. 16, No. 3. 
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EQ5. ÖFFENTLICHE SOZIALAUSGABEN 



Definition und Messung 

Ein breites Spektrum von Personen und Institutionen (Verwandte und Freunde, öffentliche und private Einrich- 
tungen) unterstützen auf verschiedenste Weise bedürftige Personen oder Haushalte. In entwickelten Marktwirt- 
schaften wird ein Großteil dieser Unterstützung in Form von Sozialausgaben geleistet, bei denen es sich sowohl 
um finanzielle Beihilfen (durch Geldleistungen oder Steuervorteile) als auch um Sachleistungen in Form von 
Gütern und Dienstleistungen handeln kann. Um zu den Sozialausgaben gerechnet zu werden, müssen diese 
Leistungen auf eine odermehrere Notlagen ausgerichtet sein, wie Einkommenssch wache, Alter, Arbeitslosigkeit 
oder Behinderung.Programme zur Bereitstellung von Sozialleistungen beruhen entweder aufeiner Um verteilun g 
von Ressourcen zwischen den privaten Haushalten oder auf dem Prinzip der Pflichtm itgliedschaft. 

Sozia lau sgaben gelten als öffentlich ,wenn die entsprech enden Finan zström e vom Staat (d.h. von einerZentral- 
regierung, den nachgeordneten Gebietskörperschaften oder den Sozialversicherungsträgern) kontrolliert werden. 
Kran ken geld ist beispielsweise eine "öffentliche" Sozialleistung,wenn es aus Pflichtbeiträgen der Arbeitgeber und 
Arbeitn eh m er zur Sozialversicherun g finanziertwird, und eine"private"Leistung, wenn es direkt vom Arbeitgeber 
an den Arbeitnehmer gezahlt wird. Der für die Zwecke des Ländervergleichs am häufigsten verwendete Indikator 
für die Sozia lau sgaben bezieht sich auf d ie offen t lieh en Ausgaben im Verh ältn is zum BIP in Marktpreisen. Die hier 
dargestellten Ausgaben ströme sind "brutto" angegeben, d.h. vor Abzug von direkten und indirekten, auf diese 
Leistungen zu entrichtenden Steuern und vor Addition von Steuererleichterungen für soziale Zwecke. Mess- 
probleme existieren insbesondere im Hinblick auf die Ausgaben der nachgeordneten Gebietskörperschaften, die 
in einigen Ländern möglicherweise unterschätzt werden. 



2003 machten die öffentlichen Bruttosozialau sgaben 
im OECD-Durchschnitt 21% des BIP aus (Abb. EQ5.1), wobei 
die Geldleistungen doppelt so hoch waren wie die Sachlei- 
stungen. Bei der Höhe der Au sgaben be stehen groß e Unter- 
schiede zwischen den Ländern, sie reichen von 6% des BIP 
in Mexiko und Korea bis über 30% in Schweden. 

Die drei größten Kategorien von öffentlichen Sozial- 
ausgaben sind die Renten (Alters- und Hinterbliebenenren- 
ten, durch sehn itt lieh 7% des BIP), die Gesundheitsau sgaben 
(6%) und die Ein ko m m en s tran sfer s für Personen im 
Erwerbsalter (5%). Innerhalb der dritten Kategorie belaufen 
sich die öffentlichen Ausgaben für Haushalte mit Kindern 
und Personen mit Behinderungen jeweils auf fast 2% des 
BIP. In Frankreich, Griechenland, Italien, Osterreich und 
Polen betragen die Ausgaben für Alters- und Hinterbliebe- 
nenrenten mehr als 12% des BIP, in Australien, Irland, 
Island, Korea, Mexiko und der Türkei weniger als 4%. Auf 
mehr als 5% des BIP belaufen sich die öffentlichen Brutto- 
ausgaben für soziale Leistungen nur in den nordischen Län- 
dern, wo dem Staat eine umfassende Funktion bei der 
Bereitstellung von Leistungen für Ältere, Menschen mit 
Behinderungen und Familien zukommt. 

Auch im Zeitverlauf sind erhebliche Veränderungen 
bei den öffentlichen Bru ttosozialau sgaben im Verhältnis 
zum BIP festzustellen (Abb. EQ5. 2). Seit 1980 sind die öffent- 
lichen Bruttosozialausgaben im Durchschnitt von 27 OECD- 
Ländern von rd. 16% auf 21% des BIP im Jahr 2003 gestiegen. 
Die Entwicklung verlief in den einzelnen OECD-Ländern 
un tersch iedlich , am stärksten wuchsen die öffentlichen 



Bruttosozialausgaben im Verh ältnis zu m BIP durchschnitt- 
lich jedoch Anfang der achtziger Jahre, Anfang der neunzi- 
ger Jahre und nochmals Anfang dieses Jahrzehnts, als sich 
das Verhältnis durchschnittliche öffentliche Sozialausga- 
ben/BIP zwischen 2000 und 2003 um 1% des BIP erhöhte. 
Zwischen den drei Jah rzeh n tw en den veränderte sich das 
Verhältnis öffentliche Sozialausgaben/BIP kaum ; während 
der achtziger Jahre bewegte es sich im OECD-Durchschnitt 
knapp unter 20% des BIP, wohingegen es in den neunziger 
Jahren nach dem Abschwung zu Beginn des Jahrzehnts ten- 
denziell sank, aber dennoch über 20% des BIP verharrte. In 
den meisten OECD-Ländern lagen die öffentlichen Sozial- 
ausgaben im Verhältnis zum BIP 2003 weit über ihrem 
Niveau der achtziger Jahre, außer in den Benelux-Staaten 
und insbesondere in den Niederlanden, wo andauerndes 
Wirtschaftswachstum, die Verschärfung der Anspruchs- 
kriterien und Kürzung der Leistungshöhe der Invaliditäts- 
versicherung wie auch die Privatisierung des Krankengelds 
in den neunziger Jahren zu einem Rückgang der öffentli- 
chen Sozia lausgaben im Verh ältnis zum BIP u m 4% füh rten . 



Statusindikatoren: Materielle Entbehrung (EQ1), Armuts- 
persistenz (EQ7). Arbeitslosigkeit (SS2). 

Reaktionsindikatoren: Gesamtsozialausgaben (EQ6), 
Leistungen bei Erwerbslosigkeit (SS6), Gesundheitsaus- 
gaben (HE2). 
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EQ5. ÖFFENTLICHE SOZIALAUSGABEN 



EQ5.1 Die öffentlichen Sozialausgaben machen im OECD-Durchschnitt ein Fünfteides BIP aus 

Öffentliche Bruttosozialausgaben nach Kategorie, in Prozent des BIP, 2003^ 
Geldleistungen Sachleistungen 

Einkommenstransfer für Personen im Erwerbsalter Alle Sozialdienste (ohne Gesundheit) 

Renten (Alters- und Hinterbliebenenrenten) Gesundheitsausgaben 



8.0 





E 






1.6 


5.1 


I 1.5 





5.6 



4.7 




5.8 




I.9 
2.1 








1.7 


EEH^HH M.1 





Schweden (31.3) 
Frankreich (28.7) 
Deutschland (27.6) 
Dänemark (27.6) 

Belgien (26.5) 
Österreich (26.1) 
Norwegen (25.1) 
Italien (24.2) 
Portugal (23.5) 
Polen (22.9) 
Ungarn (22.7) 
Finnland (22.5) 
Luxemburg (22.2) 
Griechenland (21.3) 
Tschech. Rep. (21.1) 
Niederlande (20.7) 
0ECD30(20.7) 
Schweiz (20.5) 
Spanien (20.3) 
Ver. Königreich (20.1) 
Island (18.7) 
Neuseeland (18) 
Australien (17.9) 

Japan (17.7) 
Slowak Rep. (17.3) 

Kanada (17.3) 
Ver. Staaten (16.2) 
Irland (15.9) 
Türkei (13.2) 
Mexiko (6.8) 
Korea (5.7) 

20 18 16 14 12 10 8 6 4 2 0 
1. 1999 statt 2003 für die Türkei. 

Anmerkung: Die Länder sind in absteigender Reihenfolge nach der Höhe der öffentlichen Sozialausgaben im Verhältnis zum BIP dargestellt. 
Au sgaben für aktive Arbeitsm arktprogram m e (AAMP) kön nen n icht in Bar- und Sach le istungen aufgesch lü sselt werden ; in den öffentlichen 
Gesamtausgaben sind sie allerdings berücksichtigt (Werte in Klammern). 

EQ5.2 Die öffentlichen Sozialausgaben sind im Verhältnis zum BIP seit 2000 wie der gestiegen 

Öffentliche Bruttosozialausgaben in ausgewählten OECD-Ländern, in Prozent des BIP, 1 980-2003 
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Anmerkung: Für 22 Länder liegen Daten für den Zeitraum 1980-2003 vor, für Island, Korea, Mexiko, Polen und die Tschechische Republik liegen 
jedoch nur Daten ab 1990 vor. OECD27 bezieht sich auf einen ungewichteten Durchschnittswert der OECD-Länder ohne Ungarn (Daten 
ab 1999), Slowakische Republik (Daten ab 1995) und Türkei (keine Daten ab 2000). 

Quelle: OECD (2006), Social Expenditure Database 1980-2003, Paris (www.oecd.org/ek/social/expendinire). 

St at Link 2 http://dx.doi.org/l0.1787/6J4461464361 

Weitere Informationen ■ Adern a, W. und M Ladaique (2005), "Net Social Expenditure, 2005 Edition -More comprehensive measures 
of social Support", OECD Social, Employment and Migration Working Paper, No. 29, Paris (www.oecd.org/els/workingpapers). 
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Definition und Messung 

Für eine umfassende Beurteilung der Gesamthöhe der Ressourcen, die von den OECD-Ländern für soziale Zwecke 
aufgewendet werden, gilt es sowohldie öffentlichen als auch die privaten Sozialausgaben zu berücksichtigen u n d zu 
untersuchen, inwieweit sich das Steuersystem auf die tatsächliche Höhe der geleisteten Unterstützung auswirkt. 
Zur Erfassun g des Effekts des Steuersystem s auf die "Brutto so zia lau s gaben", d.h. die Au s gaben vor Steuern, muss 
erm ittelt werden, welcher Teil der Sozialausgaben durch die direkte Besteuerung der Transfereinkom men und die 
indirekte Besteuerungdervon den Leistungsempfängern konsumierten Güter und Dien st le istungen wieder an den 
Staat zurückfließ t. Zudem kann der Staat soziale Ziele auch dadurch fördern , da ss er sozial m otivierte Steuervorteile 
gewährt (z.B. Steuerfreibeträge für Kinder). Aus Sicht der Gesellschaft sind die "Nettosozialau sgaben " (d.h. nach 
Steuern) aus öffentlichen und privaten Quellen ein besserer Indikator für den Um fang der für soziale Zwecke aufge- 
wendeten Ressourcen. Au s Sich t des Ein zeln en spiegelt sich in den "Nettosozialau sgaben" der Teil der gesamtwirt- 
schaftlichen Produktion wider, der von Leistun gsem pfängern in Anspruch genommen wird. 

Zur Messung des Effekts des Steuersystem s auf die Sozialausgaben sind häufig Schätzungen auf der Grundlage 
von Mikrodaten und Mikrosim ulation sm odellen erforderlich, weil es oft an entsprechenden Verwaltungsdaten 
fehlt. Zudem liegen nicht immer zentral erfasste Daten zu den privaten Sozialausgaben vor. Daher sind die 
entsprechenden Informationen von geringerer Qualität als die Daten zu den öffentlichen Bruttosozialau sgaben . 
Da eine Berichtigung um indirekte Steuern vorgenommen werden muss, werden die Nettosozialausgaben im 
Verhältn is zum BIP zu Faktorkosten und nicht zu Marktpreisen gemessen. 



In Tabelle EQ6.1 ist der Effekt der Steuerzahlungen 
und Steuervergünstigungen auf die staatlichen Bruttosozial- 
ausgaben in ausgewählten OECD-Ländern im Jahr 2003 
dargestellt. Dabei fallen drei Dinge auf. Erstens ist der 
"Rückflu ss" der Bru ttosozialau sgaben in Form direkter, auf 
Transfereinkommen zu entrichtender Steuern in 
Dänemark und Schweden am höchsten, wo fast 15% der 
Geldleistungen über Einkommensteuern und Sozialversi- 
cherungsbeiträge wieder in die staatlichen Kassen zurück- 
fließen. Zweitens ist der Teil der Bru ttosozialau sgaben . 
der in Form indirekter Steuern zurückfließt, in den euro- 
päischen OECD-Ländern höher als in den nichteuropäi- 
schen. Drittens machen Länder, in denen nur wenig 
direkte Steuern auf Tran sferleistun gen erhoben werden 
-z.B. Kanada, Deutschland und die Vereinigten Staaten 
häufiger von Steuervergünstigungen für Empfänger von 
Nich tren ten le istu n gen Gebrauch. Auf Grund von Lücken 
in den Datenreihen und konzeptueller Probleme bei ihrer 
Messung sind Steuervergünstigungen für Altersren ten - 
empfänger - die es nur in ein paar Ländern gibt - in 
Tabelle EQ6.1 gesondert ausgewiesen. 

Im Allgem einen holt sich der Staat über die Besteuerung 
öffentlicher Sozialleistungen m ehr zurück, als er in Form von 
sozial motivierten Steuervorteilen ausgibt. Folglich waren 
die öffentlichen Nettosozialausgaben 2003 in den 24 in 
Tabelle EQ6.1 dargestellten Ländern rd. 3 Prozentpunkte 
geringer als die entsprechenden Bruttoausgaben. Die einzi- 
gen Ausnahmen bildeten Mexiko und die Vereinigten Staa- 
ten (wo die öffentlichen Sozialausgaben netto höher waren 



als brutto) und Korea (wo die beiden Ausgabenaggregate in 
etwa gleich hoch waren). 

Im Durchschnitt einer Gruppe von 24 OECD-Ländern 
machten die Nettosozialausgaben 2003 etwas mehr als 23% 
des BIP aus, wobei dieser Prozentsatz von über 30% in 
Deutschland, Frankreich und Schweden bis zu weniger als 
10% in Korea und Mexiko reichte. Bei Berücksichtigung sowohl 
der privaten Sozialleistungen als auch des Effekts des Steuer- 
system s verringern sich die zwischen den Ländern zu beob- 
achtenden Unterschiede bei der Höhe der Sozialausgaben im 
Verhältnis zum BIP. Der an den Nettogesam tsozialau sgaben 
gemessene Teil der gesamtwirtschaftlichen Produktion, der 
von So zialle ist u n gse m p fän gern in Anspruch genommen 
wird, ist in Dänemark, den Niederlanden, Norwegen, Öster- 
reich, dem Vereinigten Königreich und den Vereinigten Staa- 
ten de facto ziemlich identisch (Abb. EQ6 .2). Ein im 
Ländervergleich ähnlicher Umfang der Nettosozialausgaben 
bedeutet jedoch nicht, dass der Grad der vom Steuer- und 
Transfersystem gewährleisteten Um Verteilung ebenfalls iden- 
tisch oder dass der Effekt auf die Volkswirtschaft gleich wäre. 



Statusindikatoren: Materielle Entbehrung (EQ1), Armuts- 
persistenz (EQ7), Arbeitslosigkeit (SS2). 

Reaktionsindikatoren: Öffentliche Sozialausgaben (EQ5), 
Leistungen bei Erwerbslosigkeit (SS6), Gesundheitsaus- 
gaben (HE2). 
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EQ6. GESAMTSOZIALAUSGABEN 



EQ6.1 Öffentliche Brutto- und Nettosozialaus gaben 

In Prozent des BIP zu Faktorkosten, 2003 



2 ß 



a I 1 
III 



§ I 

"771 



8- 



I 



ns 



c 
0 


iE 




chwed 


lowak. 


panien 


co 


CO 


CO 



55 



20.3 30.0 32.2 30.8 25.7 33.1 17.8 21.7 27.7 19.1 19.6 6.5 7.6 20.6 23.2 28.2 29.3 25.8 37.1 19.0 22.6 23.1 23.1 17.4 23.4 



Öffentliche 
Bruttosozial ausgaben 
- Auf Transfereinkommen 

zu entrichtende direkte 

Steuern und Soziä- 

versicherungsbeiträge 0.2 1.8 4.8 1.3 2.5 1.5 0.3 0.8 2.0 0.3 0.4 0.0 - 1.6 1.8 2.4 2.9 0.7 5.0 - 1.3 0.0 0.2 0.7 1.5 
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von Leistungsempfängern 
konsumierten Güter 
und Dienstlästungen 

+ Steuervergünstigungen 
für Empfänger von 
Transferlästungen 
(ohne Renten) 

= Öffentliche 

Nettosozial ausgaben 

Nachrichtlich 

Steuervergünstigungen 
für Rentner 



1.0 2.7 3.9 2.5 3.0 3.3 2.4 1.7 2.4 0.7 1.0 0.4 0.2 2.0 2.2 3.2 3.2 3.2 3.4 2.0 2.1 2.3 2.0 0.4 2.1 
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2.0 0.2 .. 0.9 0.2 0.0 2.2 1.2 0.0 0.7 1.9 .. 0.1 



0.8 0.1 0.1 0.0 0.0 0.3 0.1 1.1 1.3 



. .: Daten n ich t vertu gbar. 
-Null. 



EQ6.2 Öffentliche Sozialausgaben und Gesamtsozialausgaben 

In Prozent des BIP zu Faktorkosten, 2003 
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Anmerkung: Die Län der sind in absteigender Reihenfolge nach der Höhe der gesam ten Nettosozialausgaben dargestellt; da eine Berichtigung um indirekte 
Steuern vorgenommen werden muss, werden die Nettosozialausgaben im Verhältnis zum BIP zu Faktorkosten und nicht zu Marktpreisen gemessen. 
Quelle: OECD (2006), Social Expenditu re Database 1980-2003, Paris (www.oecd.org/els/social/expenditure). 

St at Link 2 http://dx.doi.org/10.1787/535736620 712 

Weitere Informationen ■ Adema, W. (2001), "Net Social Expenditure, 2nd Edition", OECD Labour Market and Social Policy Occasional 
Paper, No. 52, Paris (www. oecd.org/els/workingpapers). ■ OECD (2006), OECD Social Expenditure Database, 1980-2003, Paris (www.oecd.org/els/ 
social/e.xpenditure/SOCX). ■ Adema, W. und M. Ladaique (2005), "Net Social Expenditure, 2005 Edition -More comprehensive measures of 
social support", OECD Social, Employment and Migration Working Paper, No. 29, Paris (www.oecd.org/els/workingpapers). 
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EQ7. ARMUTS PERSISTENZ 



Definition und Messung 

Die Armutspersistenz kann an der Zahlder Personen gemessen werden, deren Ein kommen währen d ein es Zeit - 
raums von drei Jahren unter einer bestimmten Schwelle liegt (die im Allgemeinen im Verhältnis zum mittleren 
verfügbaren Einkommen festgelegt wird). Diese Messgröße wird anhand von Aufstellungen aus Erhebungen 
berechnet, in denen Einzelpersonen im Zeitverlaufbeobachtet werden. Es gibt mehrere mögliche Defin it ion en 
anhaltender Armut. Eine besteht darin, den An teilderPersonen zu messen, diewährenddesDreijahreszeitra ums 
"st an dig arm " (d .h . die "an h altende Arm u t") sind. Bei an deren Defin itionen werden auch Personen berück sich tigt , 
die in zwei dieser drei Jahre arm sind ("wiederkehrende Armut"), oder Personen, die in diesem Zeitraum nur 
einmalarm sind ("ein m alige Arm u t"). Als Einkommenskonzept wird dabei das verfügbare Jahreseinkommen (d.h. 
nach Tran sferleistu n gen und Zahlung von Einkommensteuer und Sozialversicherungsbeiträgen) der privaten 
Haushalte verwendet, wobeijedem Haushaltsmitglied das "äquivalisierte"Einkom men seines Haushalts zugewie- 
sen wird, gestützt auf einen allgemein üblichen Faktor zur Berichtigung um unterschiedliche Haushaltsgrößen 
(Quadrat Wurzelelastizität). 

Die Angaben beziehen sich für die europäischen Länder auf den Zeitraum 1999-2001 und stützen sich auf das 
HaushaltspanelderEuropäischenGemeinschaften (ECHP), fürdie Vereinigten Staaten aufden Zeitraum 2001-2003 
{Survey of lncome and Program Participation - SIPP), für Kanada auf die internationale Äquivalenzdatei für den 
Zeitraum 2001-2003 (Survey of Labour and In com e Dynam ics - SLID) und für Au stralien auf den Zeitraum 2002-2004 
{Household lncome and Labour Dynam ic in Australia - HILDA). 



Mit der am häufigsten verwendeten Messgröße der 
relativen Einkommensarmut (der Headcount Ratio bzw. 
Armutsquote, die zumeist ausgehend von Daten ermittelt 
wird, die nur eine Momentaufnahme der Situation zum 
jeweiligen Zeitpunkt liefern) kann nicht gemessen werden, 
ob die Einkorn m ensschwäche dauerhaft oder vorüberge- 
hend ist. Die meisten Menschen können mit einer kurzen 
Phase der Einkorn m ensschwäche fertig werden, dauert diese 
Situation jedoch länger an, kann sie zu materieller Not und 
Ausgrenzung führen. In Tabelle EQ7.1 ist - gestützt auf Erhe- 
bungen, in denen Einzelpersonen oder Haushalte über einen 
längeren Zeitraum beobachtet wurden - die Relation 
zwischen verschiedenen Armutsmaßen aufgezeigt. 

Beieiner an der Hälfte des Medianeinkommens orien- 
tierten Armutsschwelle lagen die "durchschnittlichen" 
Armutsquoten in einem Dreijahreszeitraum in den 17 in 
Tabelle EQ7.1 berücksichtigten Ländern bei rd. 10%, wobei 
sie zwischen 6% oder weniger in den Niederlanden, Däne- 
mark sowie Deu tsch landund 14% oder mehr in Au stralien, 
Irland, den Vereinigten Staaten und Griechenland schwank- 
ten. Bei einer Arm utsschwellc von 40% des Median- 
einkommens sinkt die Armutsquote im OECD-Durchschnitt 
auf 5%, wohingegen sie bei einer mit 60% des Medianein- 
kommens angesetzten Schwelle 16% übersteigt. Bei diesem 
Armutsmaß wird die Rangfolge der Länder kaum von der 
Definition der Armutsschwelle beeinflusst, d.h. die Länder, 
in denen die Armutsquote bei einer bestimmten Armuts- 
schwelle hoch ist, liegen auch bei anders angesetzten 
Schwellenwerten im oberen Bereich. 

Diese Headcount Ratio liefert jedoch nur ein unvollstän- 
diges Bild der Armutssituation, da viele Menschen vorüber- 
gehende Phasen der Armut erleben, während sich andere 
über einen längeren Zeitraum oder über viele Jahre hinweg 
wiederholt mit Armut konfrontiert sehen (Burkhauser, 
2001; OECD, 2006). Bei einer mit der Hälfte des Medianein- 
kom mens angesetzten Armutsschwelle-wasin den OECD- 



Analysen am üblichsten ist - waren durchschnittlich rd . 
83% aller Befragten in den drei betrachteten Jahren niemals 
arm, was heißt, dass 17% in diesem Zeitraum zumindest 
ein m al Arm u t erlebten . In dieser Gruppe waren diejenigen , 
die in den drei Jahren nur einmal arm waren, am zahlreich- 
sten (7,7%), während rd. 5% der Erhebungspopulation wäh- 
rend dieses Zeitraums durchgehend arm waren. Ein etwas 
geringerer Teil (durchschnittlich 4%) war in zwei der drei 
beobachteten Jahre arm. Die Unterschiede zwischen den 
Ländern in Bezug auf die Verbreitung anhaltender Armut 
sind ebenso groß wie beiden durchschnittlichen Armuts- 
quoten. Wie aus Abbildung EQ7.2 ersichtlich ist, verzeich- 
nen Länder, in denen die einfache Armutsquote höher ist, 
auch eine größere Prävalenz sowohl anhaltender als auch 
wiederkehrender Armut. 

Für Kin der und ältere Menschen ist offenbar nicht nur 
das an der Armutsquote gemessene Risiko, in einem gege- 
benen Jahr arm zu sein, höher als unter der Bevölkerung im 
Erwerbsalter, sondern auch die Wahrscheinlichkeit, über 
einen längeren Zeitraum hinweg arm zu bleiben. Bei einer 
mit der Hälfte des Me d ian e in kom m e n s angesetzten 
Armutsschwelle stellen die "anhaltend Armen" im Durch- 
schnitt rd. 40% der 25- bis 64- Jäh rigen , die zu einem gegebe- 
nen Zeitpunkt arm sind, wohingegen sie unter den Kindern 
fast 50% ausmachen und unter den Älteren über 60%. Auch 
allein lebende Frauen sind m it einem Anteil der "anhaltend 
Armen", der in etwa der Hälfte der Länder 10% übersteigt, 
einem höheren Risiko persistenter Armut ausgesetzt. 



Statusindikatoren: Materielle Entbehrung (EQ1). 

Reaktionsindikatoren: Öffentliche Sozialausgaben (EQ5), 
Leistungen bei Erwerbslosigkeit (SS6). 
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EQ7. ARMUTS PERSISTENZ 



F.Q7 . 1 Fast 5 % d e r Befragten waren während eines Dreijahreszeitraum s anhaltend arm 

Dauer der Armutsphase in einem Dreijahreszeitraum in ausgewählten OECD-Ländern 

Dauer der Armutsphase in einem Dreijahreszeitraum, bei unterschiedlich angesetzten Armutsschwellen 
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Anmerkung: Die Daten beziehen sich auf drei Jahre Anfang d ieses Jahrzeh nts. Relative Einkorn m ensarm u t gern ä ß dem äc 
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F, Q7 . ? . Ständige und wiederkehrende Armutsind in Ländern mit höheren Armutsquoten weiterverb reitet 
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Quelle: Berechnungen auf der Gru ndlage des Haushaltspanels der Europäischen Gern ein sch aften für d ie europäischen Länder und SLID für 
Kanada (CNEF, Fernzugriff). Die Schätzungen für die Vereinigten Staaten und Australien, entsprechend S1PP bzw. Hilda, stammen von John 
Iceland (University of Maryland) und Bruce Headey (University of Melbourne). 

St at Link 2 http://dx.doi.org/10.1787/H7i68241530 



Weitere Informationen ■ Burkhauser,R.(2001),"WhatPolicymakersNeed to Know about Poverty Dynamics",JoumalofPolicy Analysis 
and Management. ■ OECD (2006), "Soziale Implikationen von Politiken zur Steigerung der Beschäftigung", Kapitel 5 in OECD-Beschäftigungs- 
ausblick, Paris. 
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EQ8. WOHN KOS TEN 



Definition und Messung 

Die Wohnkosten sind entscheidende Bestini m ungsfaktoren der Lebensbedingungen von Einzelpersonen und 
Haushalten. Der nachstehend verwendete Hauptindikator der Wohnkosten ist der Anteil am Hau sh altsein kom - 
men, der zur Finanzierung des Woh nen s aufgewendet wird, und stützt sich auf Daten aus den jährlich en Volks - 
w irtsch aftlich en Gesamtrechnungen der OECD-Länder. Die Wohnkosten der privaten Haushalte, wie sie in den 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen definiert sind, um fassen die tatsächlichen und die kalkulatorischen 
Mieten (d.h. das Mietäquivalent, das Wohneigentümer für eine Wohneinheit bezahlen müssten, die die gleichen 
Merkmale aufweist wie die, die sie besitzen), die In stan dh altu n gs- und Reparaturkosten sowie die Wasser-, 
Strom-, Gas- und sonstigen Brennstoffkosten. Nicht inbegriffen sind Zins- und Tilgungszahlungen für Immobili- 
enkredite, da es im Fall ihrer Berücksichtigung zu einer Doppelzäh lun g mit den kalkulatorischen Mieten kommen 
würde. Kalkulatorische Mieten stellen insofern eine bessere Messgröße der "realen" Wohnkosten dar, als ein 
gewisser Teil der Kredittilgu ngszahlungen in WirklichkeitalsErsparnis derHaushalte zu sehen ist. Auf Gr u n d star- 
ker Verzögerungen bei der Datenerfassung und -Verbreitung reichen die Daten aus den Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen für die meisten Länder nur bis zum Jahr 2003. 

Informationen zu den Woh n kosten können auch aus Erh ebungen überEinkommen und Ausgaben der privaten 
Haushalte entnommen werden. Erhebungsdaten haben den Vorteil, dass sie eine Analyse der Wohnkosten nach 
bestimmten Haushalts- bzw. individuellen Merkmalen ermöglichen. Der Nachteil dabei ist, dass in den verschie- 
denen Ländern unterschiedliche Kostenpunkte berücksichtigt werden (öffentliche Mietzuschüsse, Gebühren der 
Versorgungsunternehmen oder Tilgungszahlungen). Dieser Abschnitt liefert Informationen zur Höhe der Miet- 
kosten im Verhältnis zum Einkorn men an bestimmten Punkten der Verteilung der (äquivalisierten) verfügbaren 
Einkommen. Die Berechnungen stützen sich auf Mikrodaten aus der Luxem burger Einkommensstudie und natio- 
nalen Erhebungen (Frankreich und Kanada) sowie auf veröffentlichte Übersichtstafeln für die Vereinigten Staaten 
(die auf äh n liehen , aber nicht vollständig vergleichbaren Definitionen beruhen). Abgesehen von Definitionsunter- 
schieden wird die Vergleichbarkeit dieser Erhebungsdaten auch durch unterschiedliche Stichproben groß en und 
Stichprobenfeh ler beein trächtigt . 



Infolge des in jüngster Zeit in den m eisten OECD-Län- 
dern verzeichneten steilen Anstiegs der Immobilienpreise 
und der Mieten hat die Frage der Erschwinglichkeit des 
Wohnens an Bedeutung gewonnen. Wohnraum ist sowohl 
der größte Ausgaben- als auch Vermögensfaktor der priva- 
ten Haushalte. Folglich können gestiegene Wohnkosten 
einerseits den finanziellen Spielraum der privaten Haus- 
halte einengen, die nicht Eigentümer ihres Haupt woh n Sit- 
zes sind, und andererseits das Vermögen der Haushalte 
erhöhen, bei denen dies der Fall ist. Im Durchschnitt der 
15 Länder, die in Abbildun g EQ8. 1 berücksichtigt sind, 
haben sich die Wohnkosten im Verhältnis zum verfügbaren 
Einkorn men der privaten Haushalte seit 1995 etwas erhöht, 
von fast 20% im Jahr 1993 auf über 21% im Jahr 2003. Im Ver- 
einigten Königreich setzte sich dieser Anstieg bis 2005 fort, 
in Frankreich und in Deutschland bis 2004. Der Groß teil die- 
ser Zunahme ist offenbar auf höhere kalkulatorische Mie- 
ten für Wohn eigen tü m er zurückzuführen, während sich 
der Anstieg der tatsächlich von den Haushalten bezahlten 
Mieten zwischen 1995 und 2003 nur geringfügig beschleu- 
nigte (von durchschnittlich 4,1% auf 4,3% des verfügbaren 
Ein kom mens der Haushalte). 

Die Inflation der Wohnim m obilienpreise wirkt sich 
unterschiedlich auf die Lebensbedingungen der Haushalte 
aus, je nachdem ob sie Wohneigentüm er oder Mieter sind 
und ob sie auf dem freien Markt mieten oder im öffentli- 
chen Wohnungsbau. Die Wohneigentum sstrukturen variie- 
ren stark im OECD-Ländervergleich. Der Anteil der vom 
Eigentüm er bewohnten Wohneinheiten liegt in Mexiko, der 
Slowakischen Republik, Griechenland, Frankreich, Finn- 
land, Norwegen und den Vereinigten Staaten über 60%, in 
Deutschland jedoch unter 40% (Abb. EQ8.2). Sozialwohnun- 
gen spielen eine wichtige Rolle in Kanada ebenso wie in 



Frankreich, Finnland, Dänemark und Polen. Die Bereitstel- 
lung von Sozialwohnungen, die unter Marktpreis vermietet 
weiden, entspricht zwar einer Subvention für die privaten 
Haushalte, die allerdings häufig nicht den ärmsten Haus- 
halten zugute kommt: In Frankreich entfallen beispiels- 
weise 80% der Sozialwohnungen auf Haushalte, die nicht 
einkommensarm sind , w ährend wen ige r als ein Drittel der 
einkommensarmen Haushalte in Sozialwohnungen lebt. 

Die Miet kosten belasten einkommenssch wache Haus- 
halte stärker. Im Durchschnitt der 16 in Abbildung EQ8. 3 
dargestellten OECD-Länder entfielen auf die Mietkosten 
Anfang dieses Jahrzehnts mehr als 30% des Einkommens 
der Haushalte im untersten Quintil der Verteilung, gegen- 
über 22% bzw. 16% im mittleren und im oberen Quintil. 
Wenn diese Kosten einen bestimmten Prozentsatz des 
Haushaltseinkommens übersteigen, wird Wohnraum uner- 
schwinglich (ICCRSS, 2001). Einige OECD-Länder arbeiten 
mit spezifischen Maßen der Erschwinglichkeit von Wohn- 
raum: In Kan ad a gaben 200 1 rd. 35% der Haushalte minde- 
stens 30% ihres Einkommens vor Steuern für Wohnraum 
aus, wesentlich mehr als lOJahre zuvor, aber weniger 
als 1996; in Australien wurden 8,8% der Haushalte im 
Jahr 2004 der Kategorie "Housing Stress" zugeordnet (Perso- 
nen in den untersten 40% des Einkommensspektrums, die 
mehr als 30% ihres Ein kommensfürWohnraum aus geben). 



Statusindikatoren: Materielle Entbehrung (EQ1), 
Verdienstungleichheit (EQ2), Arm utspersisten z (EQ7). 

Reaktionsindikatoren: Öffentliche Sozialausgaben (EQ5). 
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EQ8. WOHN KOS TEN 
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EQ8.1 Steigende Wohnkosten in den meisten OECD-Ländern 

Wohnausgaben in Prozent des verfügbaren Einkorn m ens der Haushalte, 1995-2005 
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EQ8.2 Unterschiedliche Wohneigentumsstrukturen 

Aufschlüsselung des Wohnungsbestands, in Prozent 

Wohneigentum Sozialwohnungen 
Freier Mietmarkt und sonstige 
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Quelle: Von der OECD-Direktion Öffentliche Verwaltu n g u nd Raum li- 
che Entwicklung im Rahmen des Projekts über "sozialverträgliches 
Woh n en " gesam m elte Daten. 
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EQ8.3 Einkommensschwache Mietergeben 
einen größeren Teil ihres Einkommens 
für die Miete aus als wohlhabende 

Mietkosten in Prozent des verfügbaren Nettoeinkommens 
der Mieter nach Einkorn m ens quintil 
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Anmerkung: Anmerkung: Die Mietkosten beziehen sich auf die ge- 
zahlten Nettomieten (in einigen Ländern einschließlich der Neben- 
kosten). Die Einstufung der Individuen erfolgte entsprechend ihres 
äqu ivalisierten verfügbaren Einkorn m ens, au ß er in den Vereinigten 
Staaten (wo sie sich nach dem diskreten Niveau des Bruttohaus- 
halt sein kom mens richtet). 

Quelle: Berechnungen auf der Basis der Luxem burger Einkorn m ens- 
studie (LlS)und nationaler Daten. 

St at Link 2 http://dx.doi.org/10.1787/562376451186 

Weitere Informationen ■ Harding, A., B. Phillips und S. Kelly (2004), Trends in Housing Stress, NATSEM, Canberra. ■ Interdisciplinary 
Centre for Comparative Research in the Social Sciences - ICCRSS (2001), Housing Stress: An Oven'iew ofRisk Populations and Policies in the EU, 
Wien. 
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EQ9. ERSATZQUOTEN DER ALTERSRENTE 



Definition und Messung 

Mit der Ersatzquote der Altersrente kann gemessen werden, wie effektiv ein Rentensystem bei der Gewährlei- 
stung eines Einkommensersatzes für den Verdienst ist, der vor dem Renteneintritt die Haupteinkommensquelle 
darstellte. Beim hierverwendeten Indikatorhandeltes sich um dieerwarteteRenteeineralleinstehenden Arbeits- 
kraft mit voller Erwerbsbiograph ie im privaten Sektor, die im Alter von 20Jahren in den Arbeitsmarkteintritt.Er 
umfasst alle obligatorischen Bestandteile der öffentlichen und privaten Altersvorsorge; die freiwillige Altersvor- 
sorge, die in vielen Ländern eine wichtige Rolle spielt, ist jedoch nicht inbegriffen. In diesem Indikator, der den 
langfristigen Kurs des Ren ten System s aufzeigen soll, sind alle bereits gesetzlich verankerten Änderungen der 
Regeln und Parameter berücksichtigt; schrittweise in Kraft tretende Änderungen sind somit zum Zeitpunkt des 
Renteneintritts voll erfasst . DieParameterbeziehen sich aufeine Arbeitskraft, die 2004 in den Arbe itsm arkt ein ge- 
treten ist. Für jedes Land wird ein Standardkatalogökonomischer An nahmen zu Gru nde gelegt. 

Die Ersatzquote wird definiert als die Rentenansprüche geteilt durch den Verdienst vor Renteneintritt. Sie wird 
hierjeweils für 0,5, 0,75, 1,0, 1, 5, 2,0 und 2,5 des Durch s ch nittsverdiensts dargestellt, gern äß dem neu definierten 
OECD-Konzept des "Durch sch n ittsarbeiters". Die Indikatoren für die erwartete Ersatzquote sind sowohl brutto 
(d.h. vor Steuern) als auch netto angegeben (d.h. nach Berücksichtigung der Steuern und Sozialversicherungsbei- 
träge, die während der Erwerbstätigkeit auf den Verdienst und nach dem Renteneintritt auf die bezogenen Renten 
zu zahlen sind). 



In Tabelle EQ9.1 sind die Bruttoersatzquoten bei der 
Altersrente im Verhältnis zum Verdienst in allen 30 OECD- 
Ländern dargestellt. Dabei lassen sich verschiedene Formen 
von Ren ten System en unterscheiden. In Irland, Neuseeland 
und dem Vereinigten Königreich zahlt das Rentensystem 
allen Rentnern unabhängig von ihrer Verdienstbiographie 
einen Einheitsbetrag. Dies bedeutet, dass die Ersatzquote 
m it steigendem Verdienst sinkt. Diese Länder haben öffent- 
liche Pau sch alren ten System e (die für jedes Beitrags- oder 
Woh n sitzjah r den gleichen Betrag auszahlen) oder bedürf- 
tigkeit sabh än gige Systeme (in denen einkommensschwa- 
che Rentner höhere Leistungen beziehen). In Finnland, 
Italien und den Niederlanden sind die Ersatzquoten im 
gesamten Verd ien st spe ktru m hingegen sehr ähnlich, d.h. 
die Höhe der Rente ist stark von der Höhe des früheren Ver- 
diensts abhängig. Das polnische System setzt sich aus einer 
öffentlichen und einer privaten Komponente mit Beitrags- 
primat zusammen; die Bruttoersatzquoten verändern sich 
folglich nicht mit dem Verdienst.Die Systeme anderer Län- 
der nehmen eine Zw isch en position ein: Frankreich und 
Deutschland gelten beide üblicherweise als Länder mit 
einer starken Sozialversicheru n gstradition ; die Beitragsbe- 
messungsgrenzen (die bei rd. 125% bzw. 150% des Durch- 
schnittsverdiensts angesetzt sind), zu denen in Frankreich 
die großzügigen Mindestrenten hinzukommen, haben 
jedoch zur Folge, dass die Ersatzquoten anders als in der 
vorstehenden Gruppe von Ländern mit verdienstabhängi- 
gen Renten bei steigendem Verdienst sinken. 

Im öffentlichen Rentensystem der Vereinigten Staaten 
kommt eine Renten form el mit starker Um verteilun gskom - 
ponente zur Anwendung. Bei der Hälfte des Durchschnitts- 



verdiensts beträgt die Ersatzquote 50%, beim Durch- 
schnittsverdienst sinkt sie auf 40%und beim Doppelten des 
Durchschnittsverdiensts auf 30%. Japan hat ein zweistufi- 
ges öffentliches Rentensystem mit einer Pauschal- und 
einer verd ien stabhän gige n Kom ponente. Daraus ergibt sich 
eine ähnliche Ersatzqu oten stru ktur wie in den Vereinigten 
Staaten . 

Für den Einzelnen kommt es auf die Nettoer satzquote 
an, weil diese über den Lebensstandard während der Rente 
im Vergleich zur Erwerbstätigkeit entscheidet (Abb. EQ9.2). 
Im Durchschnitt der OECD-Länder sind die Nettoersatzquo- 
ten bei einem durchschnittlichen Verdienst 15% höher als 
die Bruttoersatzquoten; in Belgien, Deutschland und 
Frankreich sind sie deutlich höher. Bei Geringverdienern ist 
der Effekt der Steuern und Sozialversicherungsbeiträge 
weniger ausgeprägt, weil sie in der Regel weniger Steuern 
und Beiträge zahlen als Du ich sch n itt s verd iener. 

Bei einem durchschnittlichen Verdienst liegt die 
Nettoersatzquote im OECD-Durchschnitt bei 71%. Dabei 
gibt es erhebliche Unterschiede: Die Gru n dren ten sy ste m e 
in Irland und Neuseelandgewährleis ten nur40%oderweni- 
ger, woh in gegen die Rentenansprüche in Griechenland und 
der Türkei höher sind als der frühere Verdienst. 



Statusindikatoren: Generationenm obilität (EQ4), Lebens- 
erwartung (HEI). 

Reaktionsindikatoren: Öffentliche Sozialausgaben (EQ5), 
Gesamtsozialausgaben (EQ6). 
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EQ9. ERSATZQUOTEN DER ALTERSRENTE 



EQ9.1 Großzügigere Renten für Arbeitskräfte m it geringerem Verdienst 

Bruttoersatzquoten der obligatorischen A Itersvorsorge, in Prozent des individuellen Bruttoverdienst s vor Renteneintritt, Männer 
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EQ9.2 Für Durchschnitts verdiener beträgt die Nettoersatzquote in den OECD-Ländern 71% 

Nettoersatzquote nach Verdienstniveau, obligatorische Altersvorsorge, in Prozent des individuellen Nettoverdiensts vor Renteneintritt, Männer 
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Quelle: OECD (2007, erscheint dem nächst), Renten auf einen Blick: Staatliche Politik im OECD-Ländervergleich, Paris (u w k .oecd .org.ek/ social/ ageing/ PAG). 

St at Link 2 http://dx.doi.org/10.1787/041567813082 

Weitere Informationen ■ OECD (2000), Reform s foran Ageing Society, Paris. ■ OECD (2001), Ageing and lncome: Financial Resources and 
Retirement in 9 OECD Countries, Paris. ■ Wh itehouse, E. (2004), "The Value of Pension Entitlem ents: A Model of Nine OECD Countries", OECD 
Social, Employment and Migration Working Paper, Paris (www.oecd.org/els/workingpapers). 
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'GESUNDHEITSINDIKATOREN 

HEI. LEBENSERWARTUNG 

HE2. GESUNDHEITSAUSGABEN 

HE3. NIEDRIGES GEBURTSGEWICHT 

HE4. KRANKHEITSBEDINGTE ABWESENHEIT 
VOM ARBEITSPLATZ 

HE5. LANGZEITPFLEGEBEDÜRFTIGE 



HE6. GESUNDHEITLICHE UNGLEICHHEIT 



HEI. LEBENSERWARTUNG 



Definition und Messung 

Die Lebenserwartung ist der allgemeinste und bekannteste Indikator des Gesundheitszustands der Bevölke- 
rung. Veränderungen der Lebenserwartung stehen mit einer ganzen Reihe interdependenter Variablen in Zusam- 
menhang, wie z.B. Lebensstandard,Lebensweisen und Zugang zu qualitativ hochwertigen Gesundheitsleistungen. 
Da sich die fundamentalen sozioökon om ischen Faktoren nicht von einem Tag auf den anderen wandeln, sind 
Veränderungen der Lebenserwartung am besten über lange Zeiträume hinweg zu beurteilen. 

Die hier vorgestellten Indikatoren, die Lebenserwartung bei der Geburt und mit 65 Jahren, sind definiert als die 
durchschnittliche Zahl der einer Person voraussichtlich verbleibenden Lebensjahre gemäß der altersspezifischen 
Mortalitätsrate in einem gegebenen Land und in einem bestimmten Jahr. Sie berücksichtigen nicht den Effekt 
eines künftigen Rückgangs der altersspezifischen Sterberaten. Jedes Land berechnet die Lebenserwartung nach 
etwas anderen Methoden. Diese methodischen Abweichungen können die Vergleichbarkeit der übermittelten 
Schätzungen beeinträchtigen, da sie den Indikator der Lebenserwartung für ein Land um den Bruchteil eines 
Jahres verändern können. 



Die Lebenserwartung bei der Geburt ist in den vergan- 
genen 40 Jahren in den OECD-Ländern erheblich gestiegen, 
was sich durch einen starken Rückgang der Sterberaten in 
jedem Alter erklärt. Im Durchschnitt der OECD-Länder 
erhöhte sich die Lebenserwartung bei der Geburt seit 1960 
für Frauen um 10, 1 Jahre auf 81 , 1 Jahre im Jahr 2004 und für 
Männer um 9,4 Jahre auf 75,4 Jahre (Abb. HE1.1). 2004 lag die 
Lebenserwartung bei der Geburt für Frauen in Japan am 
höchsten (85,6 Jahre), gefolgt von Frankreich, Spanien, der 
Schweiz und Australien; für Männer war die Lebenserwar- 
tung in Island am höchsten (79,2 Jahre), gefolgt von Japan, 
der Schweiz, Schweden und Australien. 

Der Anstieg der Lebenserwartung bei der Geburt im 
OECD-Raum ging mit einer bedeutenden Verringerung der 
Unterschiede zwischen den einzelnen Ländern einher, was 
durch das rasche Aufschließen zum Land mit den besten 
Ergebnissen bedingt war. In der Türkei erhöhte sich die 
Lebenserwartung bei der Geburt im Zeitraum 1960-2004 für 
Frauen und Männer zusammengenommen um 23 Jahre, 
wählend sie in Mexiko um mehr als 17 Jahre stieg. In beiden 
Ländern erklärte sich diese Erhöhung der Lebenserwartung 
in erster Linie durch die deutliche Reduzierung der Säug- 
lin gssterblich keit. 

Zwar folgt einem raschen Anstieg der Lebenserwar- 
tung während der Aufholphase normalerweise ein langsa- 
merer Anstieg, doch gibt es kaum Anzeichen dafür, dass 
sich der Anstieg einem Plafond nähert: So ging die 
Zuwachsrate der Lebenserwartung bei der Geburt für japa- 
nische Frauen nach der Aufholphase auf die Hälfte zurück, 
setzt sich aber seither weiter bei rd. 3% jährlich fort. 

Da die Lebenserwartung bei der Geburt seit 1960 für 
Frauen etwas stärker stieg als für Männer, hat sich die 
Geschlechterdifferenz bei der Lebenserwartung im 
Zeitraum 1960-2004 im Durchschnitt geringfügig von 



5,0 Jahren auf 5,7 Jahre vergröß ert. Dieses Ergebnis verdeckt 
jedoch unterschiedliche Trends zwischen den ersten und 
den späteren Jahrzehnten . Während der Geschlechterunter- 
schied bei der Lebenserwartung in vielen Ländern in den 
sechziger und siebziger Jahren erheblich zunahm (auf einen 
Höchststand von durchschnittlich 6,7 Jahren im Jahr 1980), 
hat er sich in den letzten 25 Jahren in mehreren OECD-Län- 
dern verkleinert. Diese Verkleinerung ist z.T. auf die zuneh- 
mende Konvergenz im Risikoverhalten von Männern und 
Frauen (z.B. in Bezug auf das Rauchen) und die niedrigeren 
durch Herz-Kreislauf-Erkrankungen bedingten Mortalitäts- 
raten unter Männern zurückzuführen. 

Auch die Lebenserwartung älterer Personen hat sich 
dank eines besseren Zugangs zu Gesundheitsdiensten und 
des medizinischen Fortschritts, vor allem was die Behand- 
lung von Herz-Kreislauf-Erkrankungen betrifft, in den letz- 
ten Jahrzehnten wesentlich erhöht. Im Jahr 2004 lag die 
Re stieben serw artun g von Frauen im Alter von 65 Jahren 
durchschnittlich bei 19,5 Jahren, d.h. 4,5 Jahre mehr 
als 1960; Männer im selben Alter hatten eine Restlebens- 
erwartung von 16 Jahren, d.h. 3,3 Jahre mehr als 1960 
(Abb. HEI. 2). Was die Lebenserwartung bei der Geburt 
betrifft, so hat sich der Geschlechterunterschied in Bezug 
aufdie verzeichnete Zu nähme der Lebenserwartung älterer 
Personen in mehreren OECD-Ländern seit Mitte der achtzi- 
ger Jahre verkleinert, und dieser Trend w ird sich den Projek- 
tionen zufolge künftig fortsetzen . 



Statusindikatoren: Gesundheitliche Ungleichheit (HE6). 
Reaktions Indikatoren : Ges u n d h e it sau sgaben (HE2), 
Langzeit pflege bedürft ige (HE5). 
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HEI. LEBENSERWARTUNG 



HEl.l Frauen leben länger als Männer, und die Lebenserwartung bei der Geburt ist in den letzten Jahrzehnten 

für beide Geschlechter deutlich gestiegen 

Lebenserwartung bei der Geburt, in Jahren, Männer und Frauen, 1960 und 2004* 

Frauen Männer 
H 2004 tm 1960 M 1960 H 2004 



85.6 ■ 
83.8 I 
83.8 I 
83.7 I 
83.0 I 



82.7 ■ 
82.7 ■ 
82.5 ■ 
82.4 ■ 

82.3 ■ 
82.3 ■ 

82.1 ■ 

81.7 I 

81.4 I 

81.4 I 

81.4 ! 

81.3 I 
81.1 I 
81.0 ■ 
80.8 ■ 
80.7 ■ 
80.7 ■ 
80.5 ■ 

80.1 ■ 
79.9 I 

79.2 I 
79.0 I 



77.8 I 

77.6 I 
76.9 

90 80 
1. 2003 für Bei 



73.6 I 



Japan 
Frankreich 
Spanien 
Schweiz 
Australien 

Island 
Schweden 
Italien 
Kanada 
Finnland 
Norwegen 
Österreich 

Belgien 
Deutschland 
Griechenland 
Niederlande 
Neuseeland 

OECD 
Luxemburg 
Korea 
Irland 
Ver. Königreich 
Portugal 
Ver. Staaten 
Dänemark 
Polen 
Tschech. Rep. 
Slowak. Rep. 
Mexiko 
Ungarn 
Türkei 
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;ien , Irtan d, Italien , Kanada, Korea, Lu xem bu rg, Portu gal, Verein igtes Kön igre ich und Verein igte Staaten . 



HEI. 2 Eine längere Lebenserwartung auch für ältere Frauen 

Lebenserwartung mit 65 Jahren, in Jahren, Männer und Frauen, 2004* 

■I Frauen ■ Männer 




IUI 



1 . 2003 für Dänem ark, Deu tschland, Griechen land , Irland, Kanada, Korea, Lu xem bürg, Norwegen , Portu gal, Sch weiz, Slowakisch e Repu blik, 
Tschech ische Republik und Verein igte Staaten ; 2002 für Belgien , Finnland, Frankre ich , Span ien und Verein igtes Königreich ; 2001 für Italien . 
Quelle: OECD (2006), OECD-Gesundheitsdaten 2006, CD-Rom , Paris (ww w. oecd.org/health/healthdata). 

St at Link 2 http://dx.doi.org/10.1787/000064274156 

Weitere Informationen ■ OECD (2004), Towards High -Perform in g Health Systems, Paris. ■ OECD (2005), Gesundheit auf einen Blick 
- OECD-Indikatoren 2005, Paris. 
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HE2. GES UND HEU SAUS GA BEN 



Definition und Messung 

Mit den Gesamtausgaben für Gesundheit werden der Endverbrauch an Waren und Dienstleistungen der 
Gesundheitsversorgung (d.h. die laufenden Gesundheit sausgaben) sowie die Kapitalinvestitionen in die Gesund- 
h eitsinfrastru ktur gemessen. Erfasst werden dam it sowoh 1 die offen t lieh en alsauch die privaten Ausgaben (unter 
Einschluss des Haushaltssektors) für medizinische Dienstleistungen und Waren, und Ausgaben für öffentliche 
Gesundheits- und Vorsorgeprogramme sowie Verwaltungsleistungen. Unberücksichtigt bleiben Ausgaben im 
Gesundheitsbereich, die im Zusammenhang mit Ausbildung, Forschung und umweltbezogenem Gesundheits- 
schutz stehen. Die beiden Hauptkomponenten der laufenden Gesamtgesundheitsausgaben sind:Ausgaben für die 
individuelle Gesundheitsversorgung und Ausgaben für Kollektivleistungen. 

Zum Vergleich des Gesamtverbrauchsniveaus von Gesundheitswaren und -dien stleistu n gen in den einzelnen 
Ländern zu einem gegebenen Zeitpunkt werden die Pro-Kopf-Gesu n d h e it sau s gäbe n in eine gemeinsame 
Wäh run g (US-S) konvertiertundangepasst,um derunterschiedlichen KaufkraftdernationalenWährungeninden 
einzelnen Ländern Rechnungzu tragen. Die gesam tw irtsch aftlich en (BIP) Kaufkraftparitäten (KKP) werden als die 
am meisten verfügbaren und verlässlichsten Umrechnungsraten verwendet. 



Im Jahr 2004 wendeten die OECD-Länder im Durchschnitt 
8,9% ihres BIP für Gesundheitsausgaben auf. Dieser Anteil 
variiert zwischen den Ländern erheblich und reicht von 15,3% 
in den Vereinigten Staaten bis zu unter 6% in der Slowakischen 
Republik und Korea (Abb. HE2.1). Hinter den Vereinigten 
Staaten rangierten in Bezug auf den höchsten prozentualen 
BIP-Anteil der Ge s u n d h e it s a u s gäbe n die Schweiz und 
Deutschland mit 11,6% bzw. 10,9% an nächster Stelle. 2004 
wendeten acht Lander mehr als 10% des BIP für die Gesund- 
heitsversorgung auf, während es 1997 lediglich drei Länder 
waren. Die öffentlichen Gesundheitsausgaben machten in 
Deutschland, Frankreich, Island und Norwegen mehr als 8% 
des BIP aus, in Korea und Mexiko hingegen nur etwa 3%. 

Der öffentliche Sektor finanziert in allen OECD-Län- 
dern mit Ausnahme der Vereinigten Staaten und Mexikos 
weiterhin den Großteil der Gesundheitskosten. Im Durch- 
schnitt wurden 2004 in den OECD-Ländern 73% der Gesund- 
heitsau sgaben mit öffentlichen Mitteln finanziert. Dieser 
durch schnitt liehe öffentliche Anteil blieb im Zeit verlauf rela- 
tiv konstant, wobei aber in mehreren Ländern erhebliche 
Veränderungen zu beobachten waren. Von wen igen Au snah- 
men abgesehen ist zudem seit Anfang der neunziger Jahre 
der Anteil der öffentlichen Gesundheitsausgaben an den 
Gesamtausgaben der OECD-Länder konvergiert. Viele Län- 
der, deren Anteil der öffentlichen Gesundheit sau sgaben 1990 
relativ hoch war, wie z.B. Polen, Ungarn und die Tschechi- 
sche Republik, haben einen Rückgang zu verzeichnen. Ande- 
rerseits wiesen mehrere Länder, in denen der Anteil der 
öffentlichen Gesundheitsausgaben 1990 gering war, im Zeit- 
verlaufeine Zu nähme dieses Anteils auf (z.B. Korea, die Ver- 
einigten Staaten, Mexiko und die Schweiz). In Korea erhöhte 
sich der Anteil der öffentlichen Gesundheitsausgaben im 
Zeitrau m 1990-2004 von 38% auf etwas mehr als die Hälfte 
der gesamten Gesundheitsausgaben. 

Im Zeitverlauf eintretende Veränderungen im Verhält- 
nis Gesundheitsau sgaben/BIP spiegeln den kombinierten 
Effekt der Trendentwicklungen von BIP und Gesundheits- 
ausgaben wider. Zwischen 1990 und 2004 hat sich der für 
Gesundheitsausgaben aufgewendete Anteil am National- 
einkommen in fast allen OECD-Ländern vergröß ert, da die 
Zuwachsrate der Gesundheitsau sgaben die Wachstumsrate 
der Gesam tw irtsch aft überstieg. Im Durch schnitt der OECD- 
Länder erhöhte sich der Ausgabenquotient von 7,0% auf 
8,9%. Vor allem Norwegen, Island und die Vereinigten Staaten 



verzeichneten einen starken Anstieg, denn hier wuchsen 
die Gesundheitsausgaben doppelt so rasch wie das BIP. In 
Finnland und Italien erhöhte sich der BIP-Anteil der 
Gesundheitsausgaben dagegen nur geringfügig. 

Abbildung HE2.2 zeigt einen positiven Zusammenhang 
zwischen Pro-Kopf-Netto-Nationalein kom m en (NNE)und 
Pro-Kopf-Gesundheitsausgaben in den OECD-Ländern . Auch 
wenn Länder mit höherem Pro-Kopf-NNE einen größeren 
Anteil ihres NNEfür Gesundheitszwecke ausgeben, gibt es 
doch groß e Un tersch iede zwischen den Ländern,da das NNE 
nicht der einzige Einflussfaktor ist. Der erwähnte Zusam- 
menhang istzudem in Ländern mitn iedrigerem Ein kom m en 
stärker als in Ländern mit höherem Pro-Kopf-NNE. Unter 
Ländern mit einem Pro-Kopf-NNE von 25 000 US-$ KKP und 
darüber sind hinsichtlich der Ge su n d heit sau sgaben bei 
einem bestimmten NNE-Niveau erhebliche Differenzen aus- 
zumachen. Zum Beispiel gibt Deutschland rund ein Drittel 
m ehr für Gesundheitszwecke aus als Italien und Japan, trotz 
eines vergleichbaren Pro-Kopf-NNE. 

Abbildun g HE2.3 zeigt den Zusammenhang zwischen 
der Lebenserwartung bei der Geburt und den Pro-Kopf- 
Gesundheitsausgaben in den einzelnen OECD-Ländern. Mit 
höheren Pro-Kopf-Gesundheitsausgaben wird generell eine 
höhere Lebenserwartung bei der Geburt assoziiert, obwohl 
dieser Zusammenhang in Ländern mit höheren Pro-Kopf- 
Gesu n d h eit sau sgaben generell weniger deutlich ist. Hier 
wiederum ragen Japan und Spanien auf Grund ihrer im Ver- 
hältnis zum Niveau der Ge sun dh e it sau sgabe n hohen 
Lebenserwartung heraus, während für die Vereinigten Staa- 
ten, Ungarn und die Türkei das Gegenteil zutrifft. Diese ein- 
fachen Korrelationen lassen sich natürlich nur vermuten, 
denn Unterschiede beim Pro-Kopf-NNE können sowohl die 
Lebenserwartung als auch die Pro-Kopf-Gesundheitsausga- 
ben beeinflussen ; neben dem Nationaleinkommen und den 
Gesundheitsausgaben müssen noch viele andere Faktoren 
heran gezogen werden, um die zwischen den Ländern beider 
Lebenserwartung bestehenden Unterschiede zu erklären. 

Statusindikatoren: Lebenserwartung (HEI). 
Reaktionsindikatoren: Lan gzeitpflegeausgaben (HE5), 
Öffentliche Sozialausgaben (EQ5). 
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HE2. GESUNDHEITSAUS GABEN 



HE2.1 Höhere öffentliche und private Ausgaben für Gesundheit seit 1990 

Öffentliche und private Ausgaben für Gesundheit, in Prozent des BIP, 2004 1 (blaue Balken) und 1990~ (Rauten) 
Öffentlich Privat 
H 2004 ♦ 1990 WM 2004 ♦ 1990 




Ver. Staaten (15.4) 

Schweiz (11.6) 
Deutschland (10.9) 
Frankreich (10.6) 
Island (10.2) 
Belgien (10.1) 
Griechenland (10,0) 
Portugal (10.0) 
Kanada (9.9) 
Norwegen (9.7) 
Österreich (9.6) 
Australien (9.2) 
Niederlande (9.2) 
Schweden (9.1) 
Dänemark (8.9) 
OECD (8.9) 
Italien (8.4) 
Neuseeland (8.4) 
Ungarn (8.3) 
Ver. Königreich (8.3) 
Luxemburg (8.1) 
Spanien (8.1) 
Japan (8) 
Türkei (7.6) 
Finnland (7.5) 
Tschech. Rep. (7.3) 
Irland (7.2) 
Mexiko (6.5) 
Polen (6.5) 
Slowak. Rep. (5.9) 
Korea (5.6) 




3 



1 



0 



0 



1 



Anmerkung: Die Länder sind in absteigender Reihenfolge ihrer Gesam tgesundheitsausgaben von 2004 angegeben (Werte in Klammern in der 
m ittleren Spalte). 

1. 2003 für Australien, Belgien, Deutschland, Japan und die Slowakische Republik; laufende Au sgaben für Dänem ark. 

2. 1991 für Ungarn; 1995 für Belgien; 1997 für die Slowakische Republik. 



HE2.2 Pro -Kopf-Gesundheitsaus gaben 
und -Nationaleinkommen, 2004 

Pro Kopf für NNEund Gesamtgesundheitsausgaben, 2004 1 , US-$/KKP 
Gesamtgesundheitsausgaben pro Kopf (US-$/KKP) 
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HE2.3 Unterschiede zwischen den OECD-Ländern bei 
Gesundheitsausgaben und Gesundheitsergebnissen 

Pro-Kopf-Gesundheitsausgaben und Lebenserwartung bei der Geburt, 2004 
Gesamtgesundheitsausgaben pro Kopf (US-$/KKP) 
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10 000 20 000 30 000 40 000 50 000 

Pro-Kopf- Nettonationaleinkommen (US-$/KKP) 
1. 2003 für Australien, Belgien, Deutschland, Japan und die Slowa- 
kische Republik. 

Quelle: OECD (2006), OECD-Gesundheitsdaten 2006, Paris (u w w. oecd.org/health/healthdata). 

St at Link 2 
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Weitere Informationen ■ OECD (2004), Towards High-Performing Health Systems, Paris. 
- OECD-Indikatoren 2005, Paris. 



OECD (2005), Gesundheit auf einen Blick 
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HE3. NIED RIGES GEBU RT S GEW ICHT 



Definition und Messung 

Ein niedriges Geburtsgewicht ist der Definition der Weltgesundheitsorganisation (WHO) zufolge das Gewicht 
eines Säuglings bei der Geburt, das unabhängig von der Dauer der Schwangerschaft unter 2 500 Gramm liegt. 
Dieser Gren zweit basiert auf epidemiologischen Un tersu chungen des erhöhten Sterberisikos bei Säuglingen und 
dient dem internationalen Vergleich der Gesundheitsstatistiken. Die Zahl der Neugeborenen mit niedrigem 
Gewicht wird dann in Prozent aller Lebendgeburten ausgedrückt. Die Mehrzahl der Daten ist Geburtsregistern 
entnommenem Fall der Nieder lande ist die Datenquelle jedoch eine nationale Gesundheitserhebung. 

Dieser Abschnitt enthält zudem Daten über die Säuglingssterblichkeit, d.h. die Zahl der Todesfälle bei Kindern 
unter einem Lebensjahr, die in einem gegebenen Jahr je 1 000 Lebendgeburten auftreten. Ein Teil der internatio- 
nalen Unterschiede bei den Säuglingssterberaten ist u.U. darauf zurückzuführen, dass zwischen den Ländern 
Differenzen in Bezug darauf bestehen, ob Frühgeburten statistisch als Lebendgeburten er fasst werden oder nicht; 
die Tatsache, dass in einigen Ländern, wie beispielsweise den Vereinigten Staaten und den nordischen Ländern, 
sehr kleine Frühgeborene mit relativ geringen Überlebenschancen als Lebendgeburten registriert werden, erhöht 
die Sterberaten im Vergleich zu anderen Ländern. 



Ein niedriges Geburtsgewicht ist ein wichtiger Indika- 
tor für die Gesundheit eines Säuglings, da zwischen 
Geburtsgewicht und Säuglingsmortalität bzw. -morbidität 
ein Zusammenhang besteht. Es gibt zwei Kategorien von 
untergewichtigen Säuglingen, solche, die zu früh geboren 
werden, und solche, die auf Grund von verzögertem fetalen 
Wachstum oder IUWR (In t laute rin er Wachstumsretardie- 
rung)ein niedriges Gewicht aufweisen. Bei Säuglingen m it 
niedrigem Geburtsgewicht ist die Gefahr von Gesundheits- 
schäden bzw. das Sterberisiko größer, sie müssen nach der 
Geburt für längere Zeit im Krankenhaus bleiben und ent- 
wickeln mit höherer Wahrscheinlichkeit schwere Behinde- 
rungen (UNICEF und WHO, 2004). Zu den möglichen 
Be stim m un gsfaktoren für ein n iedriges Geburtsgew ich t zäh - 
len der sozioökonom ische Status der Eltern, demographi- 
sche Faktoren (Alter der Mutter, Mehrfachgeburten usw.), 
individuelle Verhaltensweisen wie Rauchen und Alkohol- 
konsum sowie das Niveau der pränatalen Versorgung. 

Im Jahr 2004 (bzw. dem letzten verfügbaren Jahr) 
gaben Island, Finnland, Korea und Schweden mit Weiten 
von bis zu 4,5% unter den OECD-Ländern den geringsten 
Anteil an Neugeborenen mit niedrigem Geburtsgewicht 
an. Japan, Ungarn und Griechenland sind am anderen 
Ende der Skala angesiedelt, wo die Rate der Neugeborenen 
mit niedrigem Geburtsgewicht 8 % überschreitet 
(Abb. HE3.1). Die Türkei, die Vereinigten Staaten und das 
Vereinigte Königreich folgen dicht dahinter, in diesen Län- 
dern wird bei nahezu 8% aller Lebendgeburten ein niedri- 
ges Geburtsgewicht registriert. Der OECD-Durchschnitt 
liegt vergleichsweise bei 6,5%. 

Seit 1980 hat sich der Anteil der Neugeborenen mit 
niedrigem Geburtsgewicht in mehreren OECD-Ländern 
erhöht (Abb. HE3.2 und Abb. HE3.3). Hierfür gibt es mehrere 
Gründe. Erstens ist die Zahl der Mehrlingsgeburten, mit 
denen das Risiko von Frühgeburten und niedrigem Geburts- 
gewicht zun im m t, z.T. infolge der Zu nah m e von Fruch tbar- 
keitsbehandlungen stetig gestiegen. Zweitens tendieren 
Frauen mehr und mehr dazu, mit einer Schwangerschaft 
bis zu einem Alter von über 30 Jahren zu warten, was wie- 
derum das Risiko von Geburten mit niedrigem Gewicht 
erhöht. Ein dritter Faktor ist, dass die neue medizinische 



Technologie und die bessere pränatale Versorgung sehr 
kleinen Föten eine größere Chance bieten, lebend geboren 
zu werden . 

Abbildung HE3.4 zeigt eine positive Korrelation zwi- 
schen dem Prozentsatz an Neugeborenen mit niedrigem 
Geburtsgewicht und den Sterberaten von Säuglingen. In der 
Regel verzeichnen Länder m it einem geringen Anteil an sol- 
chen Geburten auch verhältnismäßig niedrige Säuglings- 
sterberaten. Das trifft beispielsweise auf die nordischen 
Länderzu. Japan stellt in dessen eine Au sn ah m e dar, m it de m 
höchsten Anteil an mit niedrigem Gewicht geborenen Kin- 
dern, aber einer der niedrigsten Säuglingssterberaten. Japan, 
das historisch zur Ländergruppe mit einem geringen Anteil 
an Niedriggewichtgeburten zählte, erlebte m it einem Anstieg 
der Zahl der Säuglinge m it niedrigem Geburtsgewicht von rd. 
5% der Neugeborenen in den späten siebziger Jahren auf 
über 9% im Jahr 2003 die stärkste Zunahme. Eine Reihe von 
Faktoren wird als Grund hierfür angeführt. Einer davon ist 
der wachsende Anteil von Raucherinnen unter jüngeren 
japanischen Frauen seit den siebziger Jahren ; ein weiterer ist 
der deutliche Trend bei japanischen Frauen zu einer späteren 
Mutterschaft (Jeong und Hurst, 2001). Andererseits wurde 
auch geltend gern acht, dass die m edizinische Versorgung für 
Neugeborene in Japan bei der Verringerung der Säuglings- 
sterblichkeit besonders erfolgreich war, und dies trotz der 
Zunahme von Neugeborenen mit niedrigem Gewicht. 

Vergleiche unterschiedlicher Bevölkerungsgruppen 
innerhalb der Länder legen den Schluss nahe, dass der 
Anteil der Neugeborenen mit niedrigem Gewicht auch 
durch Unterschiede in Bezug auf Bildung, Einkorn m en und 
ethnische Zugehörigkeit beeinflusst wird. In den Vereinig- 
ten Staaten ist die Rate bei schwarzen Säuglingen fast dop- 
pelt so hoch wie bei weißen; ähnliche Unterschiede sind 
auch zwischen der indigenen und der übrigen Bevölkerung 
in Australien und Mexiko beobachtet worden. 



Statusindikatoren: Lebenserwartung (HEI). 
Responseindikatoren: Gesundheitsausgaben (HE2). 
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HE3. NIEDRIGES GEBURTSGEWICHT 



HE3.1 Bis zu 1 von 10 Neugeborenen wiegt weniger 
als 2,5 kg 

Zahl der Säuglinge mit niedrigem Geburtsgewicht 
je 1 000 Lebendgeburten, 2004 



HE3.2 Anstieg der Zahl der Säuglinge m it niedrigem 
Geburtsgewicht, 1980-2004 
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HE3.3 Trends in Bezug auf Säuglinge m it niedrigem 
Geburtsgewicht, 1980-2004 
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HE3.4 Niedriges Geburtsgewicht 
und Säuglingssterblichkeit, 2004 

Säuglingssterblichkeit (Todesfälle je 1 000 Lebendgeburten) 
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Quelle: OECD (2006), OECD-Gesundheitsdaten 2006, Paris tyiww.aecd.org/health/healthdata). 

St at Link 2 



Säuglinge mit niedrigem Geburtsgewicht (in %) 



http://dx.doi.org/10.1787/128205010012 



Weitere Informationen BJeong, H.S. und J. Hurst (2001), "An Assessment of the Performance of the Japanese Health Care 
System ", OECD Labour Market and Social Policy Occasional Paper, No. 56, Paris. ■ OECD (2004), Tom ards High -Perform ing Health Systems, 
Paris. ■ OECD (2005), Gesundheit auf einen Blick - OECD-Indikatoren 2005, Paris. ■ UNICEF und WHO (2004), Low Birthweight: Country, 
regional and global estimates , UNICEF, New York. 
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HE4. KRANKHEITSBEDINGTE ABWESENHEIT VOM ARBEITSPLATZ 



Definition und Messung 

Messgrößen der krankheitsbedingten Fehlzeiten sind in mehrerer Hinsicht wichtig. Sie informieren über den 
Verlust an Arbeitskraft (d.h. entgangener Produktion) und den durch krankheitsbedingte Abwesenheit vom 
Arbeitsplatz entstehenden Kostendruck, und sie geben Aufschluss über die Gesundheit der Arbeitnehmer, den 
Grad ihrer Arbeitszufriedenheit und die Integration am Arbeitsplatz. Es gibt weder eine international vereinbarte 
Definition der krankheitsbedingten Fehlzeiten noch eine für internationale Vergleiche heranziehbare einheitliche 
Daten quelle. Die von den Kranken versieh erun gen oder den Unternehmen erfassten Fehlzeiten sindzwarfürjedes 
Land die Hauptinform ationsquelle, doch werden diese Daten durch die unterschiedlichen nationalen Praktiken 
beider Erfassun g derartiger Feh lzeiten beein träch tigt. Eine bessere Altern ative sind die im Rahmen von Um fragen 
bei privaten Haushalten von den Betroffenen selbst angegebenen Fehlzeiten, selbst wenn diese durch geringe 
Stichproben groß en , Unter sch iede im Hinblick auf die Fr equen z der Durch fü h ru ng der Um fragen und den Wort lau t 
der Fragestellungen beeinträchtigt werden können. 

In diesem Absch n itt werden zwei auf Arbeitsm arkterhebungen (EU-Arbeitskräfteerhebung für 22 europäische 
Länder und nationale Erhebungen für die übrigen Länder) basierende Indikatoren für die krankheitsbedingten 
Feh lzeiten vorgestellt. Der erste Indikator für Vollzeit besch äftigte bezieht sich auf Arbeitskräfte, die angaben, in 
der Referen zw och e der Erhebung ihrem Arbeitsplatz krankheits bedingt vorübergehend ferngeblieben zu sein. Die 
Daten aus den europäischen Ländern erfassen krankheitsbedingte Fehlzeiten mit einer Dauer von einer ganzen 
Woche bzw. eines Teils davon, während sich die Daten einiger Nicht-EU-Länder oft auf die erste Kategorie 
beschränken. Der gezeigte In dikator ist die durch sch n itt liehe Zah 1 des jährlichen Arbeit stageau s falls je Arbeitneh - 
mer. Der zweite Indikator für als nichterwerbstätig eingestufte Personen bezieht sich auf diejenigen, die "Krank- 
heit und Erwerbsunfähigkeit" als Hauptgrund ihrer Nichterwerbstätigkeit angeben; der gezeigte Indikator ist der 
Bevölkerungsanteil der Personen, die sich in dieser Situation befinden. Bei Arbeitskräfteerhebungen kann das 
erfasste Ausm aß kran kheitsbedin gt er Feh lzeiten insofern unvollständigsein,alsdabei lediglich der "Hauptgru n d" 
der Abwesenheit vom Arbeitsplatz angegeben wird. 



Im Jahr 2005 lag die Zahl der krankheitsbedingten Fehlzei- 
ten von Vollzeitbeschäftigten zwischen rd. 25 Tagen in Schwe- 
den und weniger als 1 Tag in Griechenland (Abb. HE4.1). Gleich 
hinter Schweden verzeichneten die Vollzeitbeschäftigten in 
Finnland und Norwegen Fehlzeiten von 17 bzw. 20 Tagen, wäh- 
rend die krankheitsbedingten Fehlzeiten in der Slowakischen 
Republik und den Vereinigten Staaten 5 Tage oder weniger 
betrugen. Frauen haben tendenziell längere krankheitsbedingte 
Fehlzeiten als Männer (zwischen 31 versäumten Arbeitstagen 
in Schweden und 5 Tagen in den Vereinigten Staaten, 
Tabelle HE4.2). Die krankheitsbedingten Fehlzeiten von weniger 
als einer Woche lagen in den europäischen Ländern durch- 
schnittlich bei weniger als zwei Tagen; die Krankheitsdauer ist 
in den Ländern am längsten, in denen ganzwöchige Fehlzeiten 
häufiger sind (z.B. Finnland, Norwegen und Schweden), aber 
auch in den Niederlanden und im Vereinigten Königreich (wo 
sie zwischen drei und sechseinhalb Tagen liegen). Die krank- 
heitsbedingten Fehlzeiten von einer Woche oder mehr haben je 
nach Land eine sehr unterschiedliche Dauer (wobei Schweden 
mit 17 Tagen Krankenurlaub an erster Stelle rangiert). 

Seit 1995 haben sich die krankheitsbedingten Fehlzeiten 
unter den Vollzeitbeschäftigten in Belgien, Norwegen und 
Schweden deutlich erhöht, wogegen sie in den Niederlanden 
(im Zeitraum 1995-2005 von 18,8 auf 10 Tage) und in Portugal 
zurückgingen. Allgemein lässt der Krankenurlaub eine ausge- 
prägte jahreszeitliche Struktur erkennen, wobei seine Häufig- 
keit im Winter größer und im Sommer geringer ist. In einigen 
Ländern scheinen krankheitsbedingte Fehlzeiten prozyklisch zu 
sein (Belgien , Niederlan de, Norwegen und Sch weden ), un d die- 
ses Schema könnte durch die stärkere Arbeitsbelastung wäh- 
rend Konjunkturaufschwüngen und die Entlassung häufig 
abwesender Arbeitnehmer während Perioden der Konjunktur- 
schwäche bedingt sein (Bonato und Lusinyan, 2004). 

Krankheitsbedingte Fehlzeiten können zudem, wenn 
sie von langer Dauer sind, zum ständigen Rückzug aus dem 
Erwerbsleben führen. 2005 gaben in Finnland, Norwegen, 
Polen , Schweden , Ungarn und im Vereinigten Kön igte ich zwi- 
schen 5% und 8% der Männer im Alter von 15 bis 64 Jahren an, 



auf Grund von Krankheit und ständiger Erwerbsunfähigkeit 
weder einer Beschäftigung nachzugehen noch auf Arbeit- 
suche zu sein; in Dänemark, Island und den Niederlanden 
wurden ähnliche Anteile für Frauen verzeichnet. Der Anteil 
der Befragten, die angeben, auf Grund von Krankheit und 
ständiger Erwerbsunfähigkeit nicht erwerbstätig zu sein, 
nimmt mit dem Alter zu, wobei d ie Rate für Person en im Alter 
von 50 bis 64 Jahren in mehreren Ländern bei 10% oder mehr 
liegt und in Polen (für Männer und Frauen) und Norwegen 
(nur für Frauen ) 20% Ubersteigt. 

Krankheitsbedingte Fehlzeiten und Ausscheiden aus 
dem Erwerbsleben stellen für die öffentlichen Finanzen und 
die Unternehmen eine Kostenbelastung dar, sie bedeuten 
ein e Verge ud un g m en sch lieh er Ressourcen und Stress für d ie 
hiervon betroffenen Personen. Die finanziellen Leistungen 
wegen krankheitsbedingter Abwesenheit (öffentliche und 
private Pflichtleistun gen ) entsprachen 2001 im OECD-Raum 
(ohne Zahlungen auf Grund von Erwerbsunfähigkeit) einem 
Anteil von rd. 0,8% des BIP, aber von über 2% in den Nieder- 
landen und Norwegen. Die Reduzierung dieser Ausgaben ist 
heute in der Politik m ehrerer OECD-Län der eine Priorität. Ein 
System gegenseitiger Verpflichtungen zwischen den Arbeit- 
nehmern und den Versicherungsträgern in Verbindung mit 
effektiven Rehabilitationsdienstleistungen hat sich in vielen 
Ländern als eine wirksame Lösung erwiesen, um Personen, 
die hierzu körperlich in der Lage sind, eine schnelle Rückkehr 
ins Erwerbsleben zu ermöglichen (Rae, 2005; Bonato und 
Lusinyan, 2004). 



Statusindikatoren: Beschäftigung (SSI), Arbeitsunfälle 
(C04). 

Reaktionsindikatoren: Öffentliche Sozialausgaben (EQ5). 
Ge sam t sozialau sgaben (EQ6), Lan gze itpflege au sgaben 
(HE5). 
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HE4. KRANKHEITSBEDINGTE ABWESENHEIT VOM ARBEITSPLATZ 



HE4.1 Eine hohe Zahl krankheitsbedingter Fehltage in den nordischen Ländern 

Ausgewählte OECD-Länder im Jahr 2005, Vollzeitbeschäftigte 

■ Abwesenheit: ganzwöchig Abwesenheit: Teil der Woche • Abwesenheit: Frauen 
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Aii in erkung: Jahresdurch schnitt vierteljährlicher Sch ätzun gen für d ie europäischen Länder; Du rchschn itt m on atlich er Schätzu ngen für Kanada 
und die Verein igten Staaten . Für Australien und Kanada handelt es sich bei den krankheitsbedingten Fehlzeiten (ganze Woche oder Teil einer 
Woche) um Schätzwerte. Für die Verein igten Staaten wurden die krankheitsbedin gten Feh Izeiten von wen iger als einer Woche geschätzt. 
Quelle: Europäische Arbeitskräfteerhebung und Current Population Survey, 2004 National Health Survey für Australien und monatliche Ar- 
beitsm arkterhebung für Kanada und die Vereinigten Staaten (CPS). 

HE4.2 Krankheit und Erwerbsunfähigkeit sind wichtige Ursachen der Nichte rwerbstätigkeit 

Ausgewählte OECD-Länder 2005, Bevölkerungsanteil jeder Gruppe 
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Quelle: Europäische Arbeitskräfteerhebung, Septem ber Labour Force Survey für Australien und Curren t Population Survey für die Verein igten 
Staaten . 

St at Link 2 http://dx.doi.org/10.1787/7248471572302 

Weitere Informationen BBonato, L und L. Lusinyan (2004), "Work Absence in Europe", IMFWorking Paper, European Department, 
Washington DC. ■ OECD (2004), "Clocking in (and out): several facets of working time", Kapitel I in OECD Employment Outlook, Paris. 
■ Rae, D. (2005), "How to Reduce Sickness Absences in Sweden: lessons from international experience", OECD Economics Department 
Working Paper, No. 442, Paris. 
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HE5. LAN GZEITPFLEGEBEDÜRFTIGE 



Definition und Messung 

Die Langzeitpflege umfasst eine ganze Reihe von Dienstleistungen für körperlich oder geistig eingeschränkte 
Personen, die Hilfe bei den Verrichtungen des täglichen Lebens benötigen. Zu diesen Verrichtungen zählen 
Waschen , An zieh en , Essen, Hilfe beim Hin legen /Hin setzen und Aufstehen in und aus Bett und Sessel, beider Fort - 
bewegung sowie bei der Toilettenbenutzung. Diese persönlichen Pflegeleistungen werden häufig in Kombination 
mit medizinischen Grundleistungen wie Wundbehandlung, Schmerzlinderung, Verabreichung von Medikamen- 
ten, Gesundheitsüberwachung, Vorbeugung, Rehabilitation oder Leistungen palliativer Pflege erbracht. 

Die Langzeitpflege kann daheim oder in Einrichtungen verschiedener Art erbracht werden, z.B. in Pflegeheimen 
und Langzeitkliniken. Da in den letzten 15 Jahren in vielen OECD-Ländern neue Formen häuslicher Pflege für ältere 
Menschen entstanden sind, wird es immer schwieriger, sich auf eine Datenaufschlüsselung zu stützen, die allein 
zw ischen h äu s lieh er und institutioneller Pflege unterscheidet.AufinternationalerEbene wird das Problem durch die 
Tatsache erschwert, dass m it ein und dem selben Begriff Einrichtungen bezeichnet werden können, die sich relativ 
stark von denen unters cheiden, die in einem anderen Land unter dem selben Begriff zusammengefasst sind. In 
diesem Abschnitt ist eine Langzeitpflegeeinrichtung als ein Ort gemeinschaftlichen Wohnens definiert, an dem 
Pflege und Unterkunft aus einer Hand kommen. Soweit nicht anders angegeben, handelt es sich hier sowohl um 
öffentliche als auch um private Einrichtungen. Die Daten über häusliche Pflegeleistungen beziehen sich nur auf 
solche, die entgeltlich erbracht werden (d.h. in privaten Haushalten unentgeltlich erbrachte Leistungen bleiben 
unberücksichtigt). Im Allgem einen beziehen sich die Daten auf Personen ab 65 Jahre, doch im Falle der Slowakischen 
Republik, der Tschechischen Republik und Ungarns schließen sie die Langzeitpflegebedürftigen jeden Alters m it ein, 
so dass die Schätzungen gegenüber den von anderen Ländern zur Verfügung gestellten Daten überhöht sind. 



Die Erbringung und Finanzierung von Langzeitpflege- 
leistungen ist in sofern enorm w ich t ig, als die Bevölkerungs- 
alterung Wirkung zu zeigen beginnt und Frauen auf Grund 
ihrer zu nehm enden Er werbsbeteiligung wen iger in der Lage 
und bereit sind, die Pflege anderer Familienmitglieder zu 
übernehmen. Im Jahr 2004 (oder dem letzten verfügbaren 
Jahr) lebten in den meisten OECD-Ländern zwischen 3% 
und 6% der Personen im Alter von 65 Jahren oder darüber in 
Langzeitpflegeeinrichtungen (Abb. HE5.1). Der Anteil älte- 
rer Menschen, die in entsprechenden Einrichtungen 
Leistungen der Lan gze it p flege in Anspruch nehmen, 
reichte von weniger als 1% in Korea bis 7,5% in Schweden. 

In den letzten zehn Jahren ist der prozentuale Anteil 
in Langzeitpflegeeinrichtungen lebender älterer Menschen 
in vielen Ländern gesunken, was zumindest teilweise die 
Präferenz der meisten älteren Menschen widerspiegelt, 
Pflegeleistungen nach Möglichkeit im häuslichen Bereich 
zu erhalten. In den Niederlanden zum Beispiel sank der 
Anteil in Langzeitpflegeeinrichtungen lebender älterer 
Menschen im Zeitraum 1995-2004 von 7,6% auf 5,6% und in 
Schweden von 8,8% auf 7,5%. In den Vereinigten Staaten 
führte die Entwicklung von Alternativlösungen zur Versor- 
gung älterer Menschen in Pfle ge e in rieh t u n gen , wie z.B. 
neuartige Wohneinrichtungen für ältere Menschen mit nur 
leichter Behinderung, in den letzten zehn Jahren ebenfalls 
zu einer Reduzierung des Anteils der in Pflegeeinrichtun- 
gen lebenden Personen, doch hatte dies zur Folge, dass das 
Alter der Bewohner von Langzeitpflegeeinrichtungen und 
der Grad ihrer Behinderung jetzt höher sind als in der Ver- 
gangenheit. Dagegen ist der Anteil der in Langzeitpflegeein- 
richtungen lebenden älteren Menschen in Deutschland und 
Osterreich in den letzten zehn Jahren wie auch in Luxem bürg 
und Japan (zwischen 2000 und 2004) gestiegen. In diesen 
Ländern erfolgte dieser Anstieg parallel zur Einführung 
einer Pflegeversicherung, so dass sich die Kosten der direkt 
von Einzelpersonen getragenen Langzeitpflegeleistungen 



reduzierten (1993 in Österreich, 1995 in Deutschland, 
1998 in Luxemburg und 2000 in Japan). 

Um Menschen mehr Wahlmöglichkeiten bei ihren 
Pflegeentscheidungen zu lassen und die Erbringung von 
Pflegeleistungen im häuslichen Bereich zu fördern , wu rden 
von mehreren Ländern Pro gram me eingeführt, die Vergün- 
stigungen für Personen einräum en, die Leistungen im Rah- 
men der häuslichen Pflege in Anspruch nehmen. Diese 
Programme sind in den einzelnen Ländern unterschiedlich 
ausgestaltet. Im Großen und Ganzen ist zwischen zwei Pro- 
gram m kategorien zu unterscheiden. Die erste Kategorie 
bezieht sich auf Program m e, bei denen Pflegebedürftige 
Zahlungen erhalten, die sie nach Belieben für die Inan- 
spruchnahme geeigneter Pflege leistungen verwenden kön- 
nen. Bei der zweiten Kategorie handelt es sich um 
Pro gram me.beidenen pflegen de An geh ölige Ein kommens- 
stützung erhalten. Auf Grund des derzeitigen prioritären 
Politikanliegens, die Versorgung älterer behinderter Men- 
schen (m öglich st) im eigenen häuslichen Umfeld zu för- 
dern, hat sich der Anteil der Menschen im Alter von 
65 Jahren, die in der einen oder anderen Art formelle 
(bezahlte) häusliche Pflegeleistungen erhalten, in Däne- 
mark, Norwegen und Schweden in den letzten zehn Jahren 
sowie in Japan, Luxemburg und Österreich in den letzten 
fünf bis zehn Jahren erhöht (Abb. HE5.2). In den meisten 
OECD-Ländern erhalten heute zwischen 5% und 10% der 
älteren Menschen eine Art formeller Leistungen häuslicher 
Langzeitpflege. 



Statusindikatoren: Lebenserwartung (HEI). 
Reaktionsindikatoren: Öffentliche Sozialausgaben (EQ5), 
Gesamtsozialausgaben (EQ6), Lan gze itpflege au sgabe n 
(HE5). 
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HE5.1 In den meisten OECD-Ländern lebt ein geringerer Anteil älterer Menschen in Pflegeeinrichtungen 

Anteil der in Pflegeeinrichtungen lebenden Menschen im Alter von 65 Jahren und darüber, 
in Prozent der Personen im Alter von 65 Jahren und darüber, 1995 und 2004 




Anmerkung: Die Länder sind in au fste igen der Reihenfolge von lin ks n ach rechts entsprechen d ihrem Anteil älterer Men sehen angegeben , die im letz- 
ten verfügbaren Jahr in Pflegeheimen versorgt wurden. Die Daten für die Vorperiode beziehen sich für Australien und Deutschland auf 1996, für 
Österreich und das Vereinigte Königreich auf 1997, für Frankreich auf 1994. Die Daten für den letzten Zeitraum beziehen sich für Kanada auf 2001 , 
für Finn land, Frankreich , Italien , Norwegen , Österreich, die Schweiz, die Slowakische Republik, die Tschechische Republik und Ungarn auf 2003. 

1 . Die Daten beziehen sich led iglich auf Personen , d ie m it öffentlichen Mitteln finanzierte Leistungen der Langzeitpflege in Ein rieh tu n gen erhalten . 

2. Die Daten beziehen sich auf d ie Bevölkeru n g im Alter von 60 Jahren und darü ber. 

3. Die Daten beziehen sich auf die Bevölkerung jeden Alters. 

4. Bei den US-Daten für 2004 bleiben Personen unbekannten Alters unberücksichtigt (etwa 1,5% der Pflegeheim bewohner im Jahr 2004). 



HE5.2 Mehr ältere Menschen erhalten formelle Pflege daheim 

Anteil der Bezieher häuslicher Pflegeleistun gen im Alter von 65 Jahren und darüber, 
in Prozent der Personen im Alter von 65 Jahren und darüber, 1995 und 2004 




Anmerkung: Die Daten für Deutschland beziehen sich auf das Jahr 1996, für Österreich auf das Jahr 1997 und für Frankreich auf das Jahr 1994 
(anstatt 1995). Die Daten für Finnland, Frankreich, Italien, Norwegen, Österreich, die Schweiz, die Slowakische Republik, die Tschechische 
Republik und Ungarn beziehen sich auf das Jahr 2003 (anstatt 2004). 

1 . Die Daten für Irland, Japan , Luxem bürg, Neuseeland, Österreich und das Verein igte Kön igreich beziehen sich led iglich auf Personen , die m it öffent- 
lichen Mitteln finanzierte häusliche Langzeitpflege erhalten, was dazu führt, dass die für diese Länder angegebenen Anteile unterschätzt sind. 

2. Die Daten für die Em p langer von La n gzeitp flegeleis tu n gen beziehen sich in Belgien, Frankreich und Österreich au f die Bevölkerung im Alter 
von 60 Jahren und darüber. Daraus ergibt sich eine überhöhte Schätzung (auf Grund der Tatsache, dass der Nenner zur Errechnung der 
Anteile n ur die Bevölkeru n g im Alter von 65 Jahren und darüber ein sch ließ t). 

3. Die Daten U ber d ie Em pfänger von häuslichen Lan gzeitpflegeleistu n gen sind für d ie Tschech ische Repu blik und Un garn nur tu r die Bevöl- 
kerung jeden Alters verfügbar, darunter auch die unter 65-Jährigen. 

Quelle: OECD (2006), OECD-Gesundheitsdaten 2006, Paris (h k w .oecd.org/health/healthdata). 

St at Link 2 http://dx.doi.org/10.1787/0131056427i6 

Weitere Informationen ■ Lunsgaard, J. (2005), "Consumer Direction and Choice in Long-Term Care for Older Persons", OECD Health 
Working Paper, No. 20, Paris. ■ OECD (2005), Long-Term Care for Older People, Paris. 
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HE6. GESUNDHEITLICHE UNGLEICHHEIT 



Definition und Messung 

Gesundheitliche Ungleichheit lässt sich auf verschiedene Art und Weise beschreiben. In diesem Abschnitt 
werden zweilndikatoren vorgestellt, und beide bezieh en sich auf die Mortalität (an statt auf die Morbidität). Der 
erste Indikator misst die Differen zen beim Sterbealter - oder aber der Lebenslänge - von Personen in verschie de- 
nen OECD-Ländern nach der Definition von Edwards und Tuljapurkar (2005). Die hier verwendete spezifische 
Messgröße der Differenzen im Sterbealter ist die Standardabweichung aller Sterbefälle im Alter über zehn Jahren. 
Die Haupt vorteile dieses Indikators sind seine Einfachheit und die Tatsache, dass er eine direkte Messung der 
Ungleichheiten zwischen einzelnen Personen in Bezug auf die Gesundheit erm ö glicht. Dieser Indikator basiert auf 
Daten der Human Mortality Database und ist für die meisten OECD- und Nicht-OECD-Länder als Zeitreihe sowohl 
für die Gesamtbevölkerung als auch geschlechtsspezifisch verfügbar. 

Der zweite Indikator bezieht sich auf die durchschnittliche Mortalitätsrate von Personen mit unterschiedlichen 
Merkm alen . Diese Untersch iede zwischen einzelnen Gruppen lassen sich in absoluten Zah len (Differenz zwischen der 
Lebenserwartung verschiedener Gruppen) und relativ (Verhältnis zwischen verschiedenen Lebenserwartungen) 
ausdrücken. Die m eisten Studien über gesundheitliche Ungleichheit zwischen einzelnen Gruppen basieren auf paral- 
lelisierten Daten , d.h.aufderVerknüpfungvon Daten ausSterberegistern (überdieZahlderin einem bestimmten Zeit- 
raum inn erh alb von Bevölkerungsuntergruppen erfassten Sterbefälle)mitVolkszählungsdaten (über die Personen zah 1 
innerhalb dieser Untergruppen). Solche Ungleichheiten wurden zwar für einzelne Länder im Rahmen mehrerer 
Studien dokumentiert, doch gibt es auf internationaler Ebene nur vereinzelte Befunde, und die verwendeten Mess- 
größ en sind untersch iedlich im Hinblick auf die Merkm ale der Personen (Bildung, Ein kom m en , Wohnort, eth n ische 
Zugehörigkeit), die (oft auf ältere Personen begrenzte) Referenzpopulation, den geographischen Erfassungsbereich (oft 
ganz spezifische Städte eines Landes) und die Zahl der erfassten Jahre. Auf Grund dieser Unterschiede lässt sich der 
Grad dieser gesundheitlichen Ungleichheit nicht immer direkt zwischen den einzelnen Ländern vergleichen. Die hier 
vorgestellten Schätzungen sind von Mackenbach (2006) und beschränken sich auf die europäischen Länder. 



Gesundheitliche Ungleichheit gibt es überall, nicht nur 
zwischen, sondern auch in den einzelnen Ländern. 
Abbildung HE6.1 zeigt den Trend eines Indikators der gesund- 
heitlichen Ungleichheit -die Standardabweichung des Sterbe- 
alters nach dem zehnten Lebensjahr (ohne den in allen 
OECD-Ländern eingetretenen Rückgang der Kindersterblich- 
keit). Unter den OECD-Ländern waren diese Differenzen 2003 
in den Vereinigten Staaten und Frankreich am größten, am 
geringsten in den Niederlanden und Schweden . Japan , dessen 
Ausgangsniveau 1960 nahe dem der Vereinigten Staaten lag, 
hatte bis An fan g der n eu n ziger Jahre ein en starken Rückgan g 
zu verzeichnen, erlebt seither jedoch wieder einen Anstieg 
(Edwards und Tuljapurkar, 2005). Dagegen kam es in 
Dänemark, dessen niedriges Ausgangsniveau nahe dem 
schwedischen lag, seit 1990 zu einem starken Anstieg und 
anschließend zu einem Rückgang. In sgesamt gesehen ist die- 
ser Indikator der gesundheitlichen Ungleichheit seit 1960 
gegen über früheren Zeiträumen nurwenig gesunken. 

Die Differenzen zwischen einzelnen Ländern in Bezug auf 
die gesundheitliche Ungleichheit auf der Ebene von Einzelperso- 
nen sind durch Unterschiede sowohl innerhalb der einzelnen 
Gruppen als auch zwischen den Gruppen bedingt. Personen mit 
niedrigerem Bildungsniveau und geringerem Einkommen bzw. 
Angehörige von Berufsgruppen mit geringerem Status sterben 
tendenziell jünger und weisen während ihres kürzeren Lebens 
eine höhere Prävalenz für verschiedene Gesundheitsprobleme 
auf (Mackenbach, 2006). Abbildung HE6. 2 liefert Befunde für 
einen mitdem Qualifikation sniveau steigenden "sozialen Gradi- 
enten" der Lebenserwartung in England und Wales, wobei die 
Lebenserwartung beim Aufstieg vom nichtqualifizierten Arbei- 
ter zum qualifizierten, vom Arbeiter zum Angestellten, vom 
unteren Büroangestellten zum höheren jeweils steigt. Auch die 
Unterschiede in Bezug auf die durchschnittliche Lebenserwar- 
tung verschiedener ethnischer Gruppen sind beachtlich; das 
Spektrum dieser Unterschiede reicht von 6V2 Jahren Unterschied 
zwischen afro-am erikan ischen und weißen Männern in den 
Vereinigten Staaten (2003) und zwischen registrierten Indianern 



(registered Indians) und Nichtindianern in Kanada (1998) bis zu 
18 Jahren zwischen Aborigines und Torres-Strait-Insulanern 
und der übrigen nicht den Ureinwohnern Australiens zugehö- 
renden Bevölkerung (1996-2000). 

In europäischen Ländern haben generell weniger gebil- 
dete Personen im Durchschnitt eine um rd . 15% geringere 
Lebenserwartung als Personen mit höherem Bildungsniveau 
(Abb. HE6.3). Diese Ungleichheiten sind bei Männern größer 
als bei Frauen und nehmen mit zunehmendem Alter ab. Im 
Zeitverlauf ist keine eindeutige Verringerung dieser gesund- 
heitsspezifischen Unterschiede zwischen den Gruppen und 
in einigen europäischen Ländern sogar eine Vergrößerung 
festzustellen (Mackenbach, 2006). Doch selbst wenn die 
Ungleichheit zwischen den einzelnen Gruppen groß ist, 
erklärt sie doch nur einen Teil der zwischen den Ländern 
bestehenden Differenzen in Bezug auf die Streuung des indi- 
viduellen Sterbealters, was darauf schließen lässt, dass 
andere Faktoren - z.B. in Bezug auf Generika und die vielen 
unterschiedlichen Lebensweisen - eine Rolle spielen 
(Edwards und Tuljapurkar, 2005). 

Das Wissen um diese gesundheitlichen Unterschiede 
spiegelt sich in der Tatsache wider, dass m ehrere europäische 
Länder öffentliche Gesundheitsstrategien oder andere Initia- 
tiven eingeleitet haben, um diese Diskrepanzen zu reduzieren 
(Mackenbach und Bakker, 2003). Auf internationaler Ebene 
haben die Weltgesundheitsorganisation und die Europäische 
Union in jüngster Zeit Ausschüsse für die Untersuchung der 
sozialen Best im m un gsfaktoren der Gesun dheit gegrü n d et . 



Statusindikatoren: Lebenserwartung (HEI), Generatio- 
nenmobilität (EQ4). 

Reaktionsindikatoren: I^angzeitpflegebedürftige (HE5). 
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HE6. GESUNDHEITLICHE UNGLEICHHEIT 



HE6.1 Die Differenzen beim Sterbealter sind in den Vereinigten Staaten und Frankreich am größten 

Standardabweichung des Sterbealters (Alter > 10 Jahre), Männer und Frauen insgesamt 

Australien Kanada Dänemark Österreich Tschech. Rep. — ^— Frankreich 

Deutschland Italien Japan Niederlande Neuseeland Norwegen 

Schweden Ver. Staaten Spanien Ver. Königreich 
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Quelle: R.D. Edwards und S. Tuljapurkar (2005), "Inequality in Life Spans and a New Perspective on Mortality Convergence Across Industrialised 
Countries", Population and Development Review , Vol. 34, Nr. 4, Dezem ber. 
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HE6.2 Ansteigende soziale Gradiente 
der Lebenserwartung nach Qualifikationsniveau 

Lebenserwartung bei der Geburt nach Qualifikationsniveau 
in England und Wales 
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HE6.3 Höhere Mortalitäts rate von Personen 
mit niedrigerem Bildungsniveau 

Verhältnis Mortalitätsraten von Personen mit niedrigerem/ 
höherem Bildungsniveau in ausgewählten europäischen Ländern 





^ // #v 



Quelle: National Statistics, 'Trends in Life Expectancy by Social 
Class, 1972-2001", Statistisches Amt, Vereinigtes Königreich. 
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1.0 1.2 1.4 1.6 1.8 2.0 2.2 2.4 
Anmerkung: Die Lander sind in absteigender Reihenfolge der relativen 
Ungleichheit zwischen Männern angegeben. Die relative Ungleichheit 
wird gemessen am Verhältnis der Mortalitätsrate der Gruppe mit 
niedrigerem gegenüber der m it höherem Bildungsniveau. Die natio- 
nalen Schätzungen können sich auf Personen unterschiedlichen 
Alters beziehen . 

Quelle: J.P. Mackenbach (2006) "Health Inequalities: Europe in Profi- 
le", EU- Vor sitz des Verein igten Kön igreichs, Febru ar. 

St at Link 2 http://dx.doi.org/10.j787/564263058115 




Weitere Informationen ■ Edwards, R.D. und S. Tuljapurkar (2005), "Inequality in Life Spans and a New Perspective on Mortality Conver- 
gence Across Industrialised Countries", Population and Development Review, Vol. 34, No. 4, Dezember. ■ Macken bach , J.P. und M.J. Bakker 
(2003), "Tackling Socioeconom ic Inequalities in Health: analysis of European experiences", The Lancet, Oktober. 
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»INDIKATOREN FÜR DEN 
SOZIALEN ZUSAMMERT'HÄWd 

COl. WAHLBETEILIGUNG 
C02. GEFÄNGNISBEVÖLKERUNG 
C03. SUIZIDE 
C04. ARBEITSUNFÄLLE 
C05. STREIKS 

C06. VERTRAUEN IN DIE POLITISCHEN 
INSTITUTIONEN 




C07. LEBENSZUFRIEDENHEIT 



i 




C01. WAHLBETEILIGUNG 




Definition und Messung 

Die Wahlbeteiligung ist ein Indikator für die Beteiligung der Bevölkerung am Leben ihres Gemeinwesens. Der 
hier verwendete Indikator zur Messung der Beteiligung des Einzelnen am Wahlprozess ist die "Wahlbeteiligung", 
d .h . die An zah lder Personen, die beieinerWahleine Stimme abgeben, ausged rückt als Anteil der Bevölkeru n g im 
Wahlalter-d.h.generelldieBevölkerungüber 18 Jahre -, wie sie den amtlichen Statistiken derMitgliedsländerzu 
entnehmen ist. In den einzelnen Ländern finden entsprechend ihrer institutionellen und ih rer jeweiligen hoheit- 
lichen Struktur verschiedene Arten von Wahlen statt. In dieser Analyse werden die Wahlen betrachtet, die in 
jedem Land die größte Wählerschaft mobilisieren: Prä siden t sch aft swah len in Finnland, Frankreich, Korea, 
Mexiko, Polen und den Vereinigten Staaten sowie Parlamentswahlen in den anderen OECD-Ländern. Die Daten 
über die Wahlbeteiligung sind der vom Institut für Demokratie und Wahlhilfe (IDEA) eingerichteten internationalen 
Datenbank entnommen. 

Der folgende Beitrag enthält auch Daten über die Wahlbeteiligung nach ausgewählten soziodem ographischen 
Merkmalen. Diese Daten, die im Rahmen von Person en befragu n gen nach wichtigen Wahlen erhoben werden, 
beruhen auf Ergebn issen der Vergleichenden Untersuchung von Wahlsystemen (CSES), einem internationalen 
Forschungsprogramm, das vergleichbare Wahldaten sammelt. Schätzungen der gesamten Wahlbeteiligung auf 
der Basis dieser Erhebungen können von den in Abbildung COl.l dargestellten Schätzwerten abweichen, die auf 
Verwaltungsdaten fußen. 



Eine hohe Wahlbeteiligung ist ein Zeichen dafür, dass 
das politische System eines Landes ein hohes Maß an Legiti- 
mität genießt. Obwohl eine geringe Wahlbeteiligung 
prinzipiell als Ausdruck für den Grad der Zufriedenheit der 
Bevölkerung m it der politischen Führung ihres Landes gewer- 
tet werden könnte, bedeutet sie gleichzeitig, dass das politi- 
sche System des betreffenden Landes nur den Willen einer 
begrenzten Zahl von Personen widerspiegelt. Nachdem die 
Wahlbeteiligung mehrere Jahrzehnte gestiegen ist, war sie in 
den meisten OECD-Ländern und auch im Durchschnitt in den 
vergangenen zehn Jahren rückläufig (Abb. COl.l). Die Wahlbe- 
teiligung weist zwischen den OECD-Ländern enorme Unter- 
schiede auf, sie liegt in der Schweiz, in Polen, Kanada, den 
Vereinigten Staaten, Luxemburg, Ungarn und dem 
Vereinigten Königreich bei unter 60% und in Spanien, 
Dänemark, Italien, Korea, Belgien und Island bei über 80%. 
Obgleich davon ausgegangen werden kann, dass Wahlpflicht 
die Wahlbeteiligung beeinflusst, scheint sie die zwischen den 
Ländern beobachteten Unterschiede nur bedingt zu erklären. 
Wahlpflicht besteht in Australien, Österreich (für Bundesprä- 
sidentenwahlen), Belgien, Griechenland, Luxemburg, Mexiko 
(nicht durchgesetzt), (Teile der) Schweiz und der Türkei (nicht 
durchgesetzt), und viele dieser Länder verzeichnen ebenfalls 
geringe Wahlbeteiligungen. 

Die soziodem ographischen Merkmale des Einzelnen 
- Alter, Bildu n gsn iveau , Einkommen - haben einen bedeu - 
tenden Einfluss auf die Wahrscheinlichkeit seiner Wahlbe- 
teiligung (Tabelle COl.2). Im Durchschnitt der OECD-Länder 
ist die Wahlbeteiligung bei Frauen etwas niedriger als bei 
Männern, wobei diesbezüglich in Ungarn, Mexiko, Belgien, 
der Schweiz und Irland größere Unterschiede bestehen, 
umgekehrt die Wahlbeteiligung der Frauen in neun OECD- 
Ländern, darunter die Vereinigten Staaten, das Vereinigte 
Königreich, Australien und Frankreich, aber höher ist. Die 
Wahlbeteiligung nimmt mit dem Alter stetig zu, wobei sie 
unter jungen Menschen im Durchschnitt 20 Prozen tpu n kte 
niedriger ist als in der Gruppe der Personen ab 65 Jahre. In 



etwa der Hälfte der OECD-Länder verzeichnen ältere Perso- 
nen die höchste Wahlbeteiligung von allen untersuchten 
Bevölkerungsgruppen. Die höhere Wahlbeteiligung älterer 
Personen bei landesweiten Wahlen kann sich auch auf den 
politischen Prozess auswirken und die Gefahr erhöhen, 
dass Regierungen, d ie Kü rzungen beijenen Sozia lprogram - 
men vorsehen, die älteren Menschen unverhältnismäßig 
stark zugute kommen, bei den Wahlen abgestraft werden. 

Das Bildungsniveau ist ein weiterer entscheidender 
Bestimmungsfaktor der Wahlbeteiligung. Im Durchschnitt 
ist die Wahlbeteiligung unter den Personen mit dem höch- 
sten Bild u n gsabsch lu ss um 1 2 Prozentpu n kte höher als 
unter denjenigen mit dem niedrigsten Bild u n gsabsch lu ss, 
wobei die Unterschiede in Frankreich, Portugal, der Schweiz 
und der Tschechischen Republik größer sind. Im Vergleich 
zu den Erwerbstätigen ist die Wahlbeteiligung auch unter 
den Rentnern hoch, während sie unter "Hausfrauen" und in 
stärkerem Maß unter Studenten, Arbeitslosen und Perso- 
nen mit Behinderungen geringer ist. Schließlich steigt die 
Wahlbeteiligung mit dem Einkommen, dieser Effekt lässt 
aber ganz oben in der Verteilung nach. Alles in allem ver- 
zeichnen Personen im unteren Quintil der Einkorn m ensver- 
teilung Wahlbeteiligungsquoten, die um 12% niedriger sind 
als im obersten Quintil, mit einem Abstand von 20% oder 
m ehr in Kanada, Finnland, Ungarn, Korea, Mexiko, Norwegen, 
Portugal, dem Vereinigten Königreich und den Vereinigten 
Staaten. Zwischen den Beziehern mittlerer und hoher Ein- 
kommen sind die Unterschiede in der Wahlbeteiligung 
geringer, wobei die Beteiligungsquoten in mehreren Län- 
dern in der erstgenannten Gruppe höher sind als in der 
letztgen an n ten . 



Statusindikatoren: Vertrauen in die politischen Institu- 
tionen (C06), Lebenszufriedenheit (C07). 
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COl. WAHLBETEILIGUNG 



COl.l Niedrigere Wahlbeteiligung in den meisten OECD-Ländern in den vergangenen zehn Jahren 

Zahl der Personen, die bei einer Wahl eine Stimme abgeben, als Anteil der Bevölkerung im Wahlalter 
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Anm erkling: Für ein ige Länder sind die Wah lbete iligu ngsquoten beidenjüngsten Wah len berech n et worden als das Verhältn is zw isehen den 
Personen , die lau t IDEA-Datenbank eine Stirn m e abgegeben h aben , und der Bevölkerung im Wahlalter gern aß OECD-Schätzung. 
Quelle: Internationales Institut für Dem okratie und Wahlhilfe (IDEA), Stockholm . 



CO 1.2 Geringere Wahlneigung bei jüngeren, weniger gebildeten und einkommensschwächeren Personen 

Wahlbeteiligung nach ausgewählten sozioökonom ischen Merkmalen, in Relation zu verschiedenen Bevölkerungsgruppen 
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Haupterwerbsstatus der Befragten 


nach Eigenangaben 


Einkommen 






Frauen im 
Verhältnis 
zu Män- 
nern 


Personen, im Alter von 
65 Jahren und darüber 
im Vergleich zu 


Hochschulabschluss im 
Vergläch zu 


Erwerbstätig im Vergleich zu 


Hohes Einkommen 
im Vergleich zu 






17-24 


25-50 


51-64 


Abschluss 
unter Sekun- 
darniveau 


Sekundar- 
schulab- 
schluss 


Erwerbs- 
losen 


Studen- 
ten 


Rentnern 


Behinder- 
ten 


Haus- 
frauen und 
Sonstigen 


Niedri- 
gem Ein- 
kommen 


Mittlerem 
Enkom- 
men 


Australien 


2004 


1.03 


0.99 


1.02 


1.02 


0.97 


0.95 


0.99 


1.01 


1.00 




0.95 


0.99 


1.06 


Belgien 


2003 


0.93 


0.95 


1.03 


1.06 


0.88 


0.91 


1.02 


0.86 


0.91 


0.85 


0.93 


0.88 


1.02 


Deutschland 


2002 


0.99 


0.86 


1.04 


1.05 


0.88 


0.95 


0.92 


0.87 


1.02 




1.09 


0.89 


0.96 


Finnland 


2004 


1.02 


0.92 


0.98 


1.01 


1.00 


1.02 


0.85 


0.93 


1.02 




0.85 


0.77 


0.92 


Rankreich 


2003 


1.09 


0.79 


0.93 


1.06 


0.72 


0.78 


0.93 


0.91 


1.08 




1.03 


0.90 


0.97 


Irland 


2002 


0.93 


0.86 


0.94 


1.09 


0.78 


0.91 


0.96 


0.80 


1.10 


0.97 


1.06 


1.08 


1.13 


Island 


2002 


1.02 


0.77 


0.99 


1.07 


1.05 


1.07 


0.83 


0.95 


0.97 


0.92 


0.95 


0.93 


0.93 


Japan 


2003 


0.98 


1.05 


1.03 


1.02 


0.95 


0.91 


1.09 


0.96 


1.17 


1.03 


1.13 


0.89 


1.02 


Kanada 


2004 


0.96 


0.75 


0.87 


0.95 


0.88 


0.94 


0.90 


1.02 


1.12 


0.98 


1.10 


0.78 


0.95 


Korea 


2004 


0.95 


0.61 


0.81 


0.98 


0.95 


1.04 


0.93 


0.89 


1.23 




1.09 


0.80 


0.86 


Mexiko 


2004 


0.95 


0.60 


0.86 


0.91 


1.02 


0.89 


0.88 


0.88 


1.09 


0.79 


0.91 


0.79 


0.84 


Neuseeland 


2001 


1.01 


0.70 


0.78 


0.92 


0.79 


0.88 


0.86 


0.99 


1.04 


0.82 


0.91 


1.14 


1.19 


Niederlande 


2003 


1.01 


0.79 


0.96 


1.05 


0.91 


0.94 


0.98 


1.03 


0.99 


0.98 


1.00 


0.92 


1.01 


Norwegen 


2002 


1.01 


0.98 


0.99 


1.00 


0.99 


0.99 


0.88 


0.85 


1.09 


0.61 


0.92 


0.71 


0.84 


Polen 


2002 


0.96 


0.82 


0.90 


1.00 


0.89 


0.88 


0.70 


1.04 


1.25 


0.79 


0.73 


0.92 


1.05 


Portugal 


2001 


0.94 


0.66 


0.72 


0.94 


0.61 


0.83 


0.88 


0.76 


1.12 


1.11 


0.99 


0.77 


0.95 


Schweden 


2005 


0.98 


0.77 


0.92 


1.11 


0.90 


0.98 


0.95 


0.99 


1.02 




0.83 


0.87 


0.88 


Schweiz 


2003 


0.92 


0.62 


0.75 


0.86 


0.68 


0.89 


0.81 


0.97 


1.18 


1.10 


0.90 


0.91 


1.05 


Spanien 


2001 


1.00 


0.83 


0.94 


1.00 


0.99 


1.01 


1.03 


1.14 


1.04 




1.14 


1.04 


1.05 


Tschech. Rep. 


2002 


0.98 


0.73 


0.95 


0.97 


0.66 


0.68 


0.85 


1.00 


1.10 




0.69 


0.97 


1.05 


Ungarn 


2005 


0.84 


0.63 


0.76 


0.93 


0.94 


0.87 


0.92 


0.94 


1.01 




0.75 


0.80 


0.86 


Ver. Königreich 


2002 


1.05 


0.82 


0.92 


1.04 


0.89 


0.88 


0.88 


0.84 


1.16 




1.01 


0.80 


0.87 


Ver. Staaten 


2002 


1.02 


0.95 


0.93 


0.98 


0.94 


0.92 


0.68 


0.75 


1.04 


0.86 


1.04 


0.74 


0.95 


OECD23 


Durchschnitt 


0.98 


0.80 


0.91 


1.00 


0.88 


0.92 


0.90 


0.93 


1.08 


0.91 


0.96 


0.88 


0.97 



Anm erkling: Ein fach er Durch sch n itt für die au fgefü hrten Länder. Die Schätzungen der ge samten Wah lbe te iligu ng anhand dieser Erh ebungsda- 
ten können etwas von den auf Verwa Itu n gsdaten fu ß enden Sch ät zun gen in Abb. COl .1 abweichen . 
Quelle: Modu 1 2 der Vergle ich en den Untersuch un g von Wah Isystem en (CSES). 

St at Link 2 http://dx.doi.org/10.1787/580368180314 



Weitere Informationen ■ Lopez Pintor. R. und M. Gratschev (2002), Voter Turnout since 1945 -A Global Report, International Institute 
for Dem oeraey and Electoral Assist an ce (IDEA), Stockholm . 
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Definition und Messung 



Verbrechen verursachen nicht nur großes Leid für die Opfer und ihre Familien, sie sind auch ein Ausdruck der 
extremen Au sgrenzungeiniger Personen von derMehrheitsgesellschaft.MitderKriminalitätentstehen der Gesell- 
sch aft durch die Inhaftierung auch generell hohe Kosten, die normalerweise unter Hinweis auf drei "Bedürfn isse" 
der Gesellschaft gerechtfertigt werden: die Täter zu bestrafen, andere von ähnlichem Verhalten abzuschrecken 
und erneute Straffälligkeit zu verhindern. 

Der Basisindikator für den Um fang der Gefän gnisbevölkerun g ist in jedem Land die Zahlder Gefängnisinsassen 
(einschließlich Un tersuchu ngshäftlin ge) je 100 000 Einwohner. Die Daten Uber die Gefängnisbevölkerung lassen 
sich auch nach geographischen Merkmalen und Rechtsstatus aufschlüsseln. Die hier dargelegten Indikatoren 
wurden vom International Centre for Prison Studies zusam m engetragen {www.prisonstitdies.org). 



In den vergangenen 15 Jahren hat die Gefängnisbevöl- 
kerung in den meisten OECD-Ländern kontinuierlich zuge- 
nornmen. Im Durchschnitt der 30 OECD-Län d er ist die 
Inhaftierungsrate von 100 Personen je 1 00 000 Ein w oh n er 
der Gesam tbevölkerung Anfang der neunziger Jahre auf etwa 
130 Personen Mitte 2000 gestiegen (Abb. C02.1). Am höch- 
sten ist die Inhaftierungsrate in den Vereinigten Staaten, wo 
über 700 Personen je 100 000 Einwohner 2005 in Gefängnis- 
sen einsaßen. Sie ist drei- bis viermal höher als im Land mit 
dem zweithöchsten Niveau (Polen) und hat über den in 
Abbildun g C02. 1 dargelegten Zeitraum rasch zugenommen. 
Ein solcher Anstieg hat auch in den meisten anderen OECD- 
Ländern stattgefunden. Seit 1992 hat sich die Gefängnisbe- 
völkerung in den Niederlanden, Mexiko, Japan , der Tschechi- 
schen Republik, Luxemburg, Spanien und dem Vereinigten 
Königreich m ehr als verdoppelt, während sie offenbar nur in 
Kanada, Island und Korea rückläufig war. 

In der Zusammensetzung der Gefängnisbevölkerung 
gibt es zwischen den Ländern groß e Unterschiede. Im Durch- 
schnitt ist jeder vierte Inhaftierte in Untersuchungshaft, in 
der Türkei sowie in Mexiko und Luxem bürg ist der Anteil die- 
ser Kategorie an der Gefängnisbevölkerung aber wesentlich 
größer (Tabelle C02.2). Frauen und Jugendliche (unter 
18 Jahren) m achen im Durchschnitt 5% bzw. 2% der Gefäng- 
nisbevölkerung aus - im Falle der Min derjäh rigen kann dies 
aber durch die spezifischen Sanktionsformen bedingt sein, 
die in den einzelnen OECD-Ländern An Wendung finden (For- 
men, die möglicherweise außerhalb des hier verwendeten 
statistischen Rahmens liegen). Ein erheblich größerer Anteil 
der Gefängnisbevölkerung besteht aus Ausländern (durch- 
schnittlich nahezu 20% aller Inhaftierten), wobei dieser 
Anteil in Luxemburg, der Schweiz wie auch Australien, 
Österreich, Belgien und Griechenland 40% überschreitet. 

In mehreren Ländern hat die rasche Zunahme der 
Gefän gn isbevölkeru n g die Au fn ah m e kap azitä t der beste- 
henden Gefängniseinrichtungen überschritten. Die Bele- 
gungsquote liegt in über der Hälfte der OECD-Länder bei 
über 100% und in Griechenland, Ungarn, Italien, Spanien 
und Mexiko bei über 125%. Eine derartige Überfüllung der 
Gefängnisse nährt Gewalt und Auflehnung gegen die ent- 
sprechenden Einrichtungen. 



Den Strafvollzugssystemen in den einzelnen OECD- 
Ländern fehlt es generell an statistischen Instrumenten 
zur Analyse der individuellen Biographien, die einige Per- 
sonen in das Verbrechen und in die Haft führen, wie auch 
der Effizienz des System s zur Förderung ihrer Resozialisie- 
rung. Und dennoch konnte in mehreren Studien der enge 
Zusammenhang zwischen Inhaftierung auf der einen 
Seite und extremer Armut und Margin a lisieru n g auf der 
anderen Seite dokumentiert werden. Die Inhaftierung 
betrifft in erster Linie Personen mit wenig sozialen Kon- 
takten, die Familienzerfall, schulisches Scheitern und 
Gewalt erlebt haben. Gleichzeitig scheint die Inhaftierung 
(bestenfalls) begrenzte Auswirkungen auf die Resozialisie- 
rung ehern aliger Häftlinge gehabt zu haben: In Fran k reich 
werden laut Kensey und Tournier (2004) etwa drei Viertel 
der wegen Einbruch verurteilten Täter innerhalb von fünf 
Jahren rückfällig, während aus nationalen Statistiken 
für die Vereinigten Staaten hervorgeht, dass zwei Drittel 
aller aus Gefängnishaft entlassenen Personen (über 
630 000 Personen pro Jahr) innerhalb von drei Jahren wie- 
der festgenommen werden. Wegen der Gefahr, dass wie- 
derholte Inhaftierungen die soziale Ausgrenzung 
verstärken können, haben einige Länder eine Reihe 
(begrenzter) Schritte zur Förderung der Wiedereingliede- 
rung dieser Personen in den Arbeitsmarkt ergriffen. In der 
Form kann es sich bei diesen Schritten um Interventionen 
öffentlicher Arbeitsverwaltungen, mit denen Inhaftierten 
die Rückkehr in den Arbeitsmarkt erleichtert wird, oder 
aber um stärker strukturierte Programme handeln (die 
häufig lokal umgesetzt werden), in denen vorberufliche 
Ausbildung, kurzfristige Übergangsbeschäftigungen sowie 
Vermittlungsdienste für Vollzeitarbeitsplätze miteinander 
kombiniert werden (CEO, 2006). 



Statusindikatoren: Vertrauen in die politischen Institu- 
tionen (C06), Lebenszufriedenheit (C07), Arbeitslosigkeit 
(SS2). 

Reaktionsindikatoren: Öffentliche Sozialausgaben (EQ5). 
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C02. GEFÄNGNIS BEVÖLKERUNG 



C02.1 Ein größerer Teil der OECD-Bevölkerung befindet sich in Haft 

Inhaftierungsrate je 100 000 Einwohner 

Tschech. Rep. Mexiko Niederlande Australien Kanada Frankreich 




1992 1994 1996 1998 2000 2002 2004 2006 1992 1994 1996 1998 2000 2002 2004 2006 



C02.2 Große Unterschiede in der Zusammensetzung der Gefängnisbevölkerung in den OECD-Ländern 

Inhaftierungsrate und Zusammensetzung, Belegungsniveau, letztes verfügbares Jahr 





Jahr 


Inhaftierungsrate 
(je 100 000 
Einwohner) 


Zusammensetzung der Gefängnisbevölkerung (in %) 


Belegungs- 
niveau (in %) 


Untersuchungs 
häftlinge 


Frauen 
und Mädchen 


Jugendliche 
(unter 1 8 Jahren) 


Ausländer 


Australien 


2005 


126 


20 


7 


0 


17 


106 


Belgien 


2005 


90 


38 


4 


1 


41 


114 


Dänemark 


2005 


77 


25 


5 


1 


18 


95 


Deutschland 


2005 


97 


19 


5 


4 


28 


100 


Finnland 


2006 


75 


12 


6 


0 


8 


112 


Rankreich 


2005 


88 


36 


4 


1 


21 


110 


Qiechenland 


2005 


90 


28 


6 


7 


42 


179 


Irland 


2004 


85 


16 


3 


2 


9 


95 


Island 


2004 


39 


8 


6 


0 


6 




Italien 


2004 


97 


36 


5 


1 


32 


132 


Japan 


2005 


62 


15 


6 


0 


8 


106 


Kanada 


2004 


107 


30 


5 


6 




90 


Korea 


2006 


97 


29 


5 


1 


1 


100 


Luxemburg 


2005 


143 


46 


4 


2 


73 




Mexiko 


2005 


191 


42 


5 




1 


126 


Neuseeland 


2006 


189 


16 


6 


1 


9 


102 


Niederlande 


2005 


127 


31 


9 


1 


33 


98 


Norwegen 


2005 


68 


19 


5 


0 


18 


97 


Österreich 


2005 


108 


23 


5 


2 


45 


107 


Polen 


2006 


228 


16 


3 


1 


1 


121 


Portugal 


2006 


123 


23 


7 


2 


17 


105 


Schweden 


2005 


78 


20 


5 


0 


26 


103 


Schweiz 


2005 


83 


39 


5 


1 


71 


93 


Slowak. Rep. 


2005 


169 


32 


4 


3 


3 




Spanien 


2006 


143 


23 


8 


0 


30 


130 


Tschech. Rep. 


2006 


189 


14 


5 


1 


8 


104 


Türkei 


2005 


76 


48 


3 


3 


2 




Ungarn 


2005 


163 


25 


6 


3 


4 


145 


Ver. Königreich 


2006 


143 


18 


6 


3 


11 


109 


Ver. Staaten 


2005 


738 


21 


9 


0 


6 


108 


OECD 




136 


26 


S 


2 


20 


111 



Source: World Prison Brief, International Centre for Prison Studies, School of Law, King's College, University of London, Vereinigtes Königreich 
(w w w .p rison stitdies.org). 

St at Link 2 http://dx.doi.org/10.1787/613855171184 



W eitere In formationen ■ Kensey, A. und P. Toum ier (2004), "La recidive des sortants de prisons", Cahiers de demographie penitentiaire, 
März. ■ CEO (2006), The Power of Work, Center for Employm ent Opportun ities Comprehensive Prison er Reentry Program , New York, März. 
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Definition und Messung 

Die Suiziddaten in diesem Beitrag basieren auf amtlichen Statistiken, die alljährlich Informationen über die 
"Todesursachen" bei allen Sterbefällen liefern, wie in OECD (2006) dargelegt. Zur Berein igu n g u m den Effekt von 
Abweichungen in den Altersstrukturen zwischen den Ländern und im Zeitverlauf sind diese Suizidraten anhand 
der OECD-Bevölkerungsstruktur im Jahr 1980 standardisiert und je 100 000 Einwohner ausgedrückt. Die Welt- 
gesundheitsorganisation definiert den "Suizid"als eine Handlung, die eine Person in voller Kenntnis und in Er War- 
tung des tödlichen Ausgangs selbst plant und ausführt. Die internationale Vergleichbarkeit der Suiziddaten wird 
durch eine Reihe von Faktoren beeinflusst, darunter die vom Standesbeamten zur Feststellung der Selbsttötungs- 
absicht der Person herangezogenen Kriterien, die für die Ausstellung der Sterbeurkunde verantwortliche Person, 
die Häufigkeit gerichtsmedizinischer Un tersuchu n gen, die Beachtung der Schweigep flicht in Bezug aufdie Todes- 
ursachen. All diese Faktoren werden vom kulturellen und religiösen Kontext jedes Landes beeinflusst. 

Es lässt sich nur schwer beurteilen, welchen Effekt diese Faktoren aufdie Ländervergleiche haben. Ein Konzept 
beruhtaufder Untersuch ung von To des fällen, die eine Selbsttötun gsabsich t von Personen verdecken können, wie 
beispielsweise Tod ausunbekannterUrsache, Tod durch Unfall sowie Tod durch Gewalteinwirkung, Fälle, in denen 
die Absicht der Person unbekannt ist. Auf der Basis dieses Ansatzes kommen Jougla et al. (2002)zu der Schlussfol- 
gerung, dass die französischen Statistiken die tatsächliche Zahl der Suizide um etwa 20% zu niedrig ausweisen, 
wenngleich dies nur geringfügige Auswirkungen auf die Entwicklung der Daten im Zeitverlauf, die Merkmale der 
Suizidtäter und die Rangfolge der Regionen hat. 



Die vorsätzliche Selbsttötung ist nicht nur Ausdruck 
eines persönlichen Zusammenbruchs, sondern auch einer 
Verschlechterung des sozialen Umfelds, in dem die Perso- 
nen leben. Der Suizid kann viele Ursachen haben: Er erfolgt 
häufiger in Krisenzeiten in Verbindung mit Scheidung, 
Alkohol- und Drogen m issbrau ch , Arbeitslosigkeit sowie in 
Fällen klinischer Depression oder bei sonstigen Formen 
psychischer Erkrankungen. Obwohl diese Faktoren häufig 
bei suizidgefährdeten Personen anzutreffen sind, hängt ihr 
Effekt auch von unterschiedlichen Faktoren auf gesell- 
schaftlicher Ebene ab, die die Widerstandsfähigkeit des Ein- 
zelnen gegenüber externen Ereignissen entweder stärken 
oder schwächen. 

Die durchschnittliche Suizidrate ist in den OECD-Län- 
dern seit dem Höchststand Ende der achtziger Jahre gering- 
fügig, aber stetig gesunken (Abb. C03.1). Während dieser 
Rückgang bei beiden Geschlechtern zu beobachten ist, bleibt 
der Suizid dennoch ein hauptsächlich männliches Phäno- 
men: So ist die Wahrscheinlichkeit der Selbsttötung unter 
Männern doppelt so hoch wie unter Frauen (Abb. C03.2), 
wenngleich Frauen häufiger Selbstmordversuche begehen. 
Die Suizidfrequenz hängt auch vom Alter der Person ab, 
obwohl die altersbedingten Unterschiede im Laufe der Zeit 
geringer geworden sind. Im Allgemeinen sind die Suizid- 
raten unter älteren Menschen in den vergangenen zwei Jahr- 
zehnten deutlich gesunken, während bei den jüngeren 
Kohorten kaum Fortschritte verzeichnet wurden. In Finn- 
land, Neuseeland, Irland und Island liegt die Suizidneigung 
der unter 25-Jährigen über dem nationalen Durchschnitt 
-die entsprechenden Raten sind in diesen Ländern seit 1980 



drastisch gestiegen -, während dieselbe Bevölkerungsgruppe 
in Südeuropa und Mexiko Suizidgefahren weniger stark aus- 
gesetzt ist. 

Die durchschnittlichen Suizidraten in den 23 OECD- 
Ländern verdecken große Unterschiede. So reichen die Suizid- 
raten von 5 Personen oder wen iger je 100 000 Ein wohner in 
den m eisten Mittelm eerländern bis zu über 20 Personen je 
100 000 Einwohner in Ungarn, Japan, Belgien bzw. Finn- 
land. Die unterschiedlichen Suizidraten zwischen OECD- 
Ländern hängen nicht mit dem Pro-Kopf-Einkommen 
(Abb. C03.3) und auch nur schwach mit dem selbst ange- 
gebenen Niveau der Lebenszufriedenheit zusammen 
(Abb. C03.4). Empirische Studien sind zu dem Ergebnis 
gekommen,dassesdie selben Faktoren sind, die die Unter- 
schiede zwischen den Ländern bei der subjektiv empfun- 
denen Lebenszufriedenheit und bei den Suizid raten 
erklären, wobei in den 50 untersuchten Ländern nahezu 
80% der Varianz durch Differenzen in der Häufigkeit von 
Scheidungen, Arbeitslosigkeit, Qualität der Regierungs- 
führung, religiösen Uberzeugungen, Vertrauen in andere 
Menschen und Mitgliedschaft in nichtreligiösen Vereini- 
gungen bedingt ist (Helliwell, 2004). 



Statusindikatoren: Lebenszufriedenheit (C07). Lebenser- 
wartung (HEI). 

Reaktionsindikatoren: Gesundheitsausgaben (HE2). 



112 



GESELLSCHAFT AUF EINEN BLICK - OECD-SOZIALINDIKATOREN 2006 - ISBN 978-92-64-02955-2 - © OECD 2007 



1* 



C03. SUIZIDE 



■ i 



C03.1 Niedrigere Suizidraten in den meisten 
OECD-Ländern in den vergangenen zwanzig Jahren 

Suizide je 100 000 Einwohner, 1960-2004 



Ungarn 
Schweiz 




C03.2 Höhere Suizidraten unter Männern 
als unter Frauen 

Suizide je 100 000 Einwohner nach Ländern und Geschlecht, 
2004 oder letztes verfügbares Jahr 

Männer Hl Männer und Frauen insgesamt Frauen 

40 



35 
30 
25 
20 
15 
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C03.3 GeringerZusammenhang zwischen Suizidraten 
und Pro-Kopf-Einkommen in OECD-Ländern 

Suizidraten und Pro-Kopf-BIP, 2004 { 
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Pro-Kopf-BIP, in US-$/KKP 
1. 2003 für Griechenland, Island, Japan, Norwegen, Polen, Portugal, 
Span ien und Ungarn; 2002 für Australien, Frankreich, Irland, Ita- 
lien, Kanada, Korea, Schweden, Schweiz, Slowakische Republik, 
Vereinigtes Königreich und Vereinigte Staaten; 2001 für Däne- 
mark und Neuseeland; 1997 für Belgien ; 1995 für Mexiko. 
Quelle: OECD (2006), OECD-Gesundheitsdaten, CD-ROM, Paris (vgl. auch 
www.oecd.org/heal1h/heahhdata); und Annual National Accounts. 



C03.4 Niedrigere Suizidraten in OECD-Ländern 
mit höherem subjektiven Wohlbefinden 

Suizidraten und mittlere Lebenszufriedenheit^ 
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1. Die Suizidraten beziehen sich auf u ntersch ied liehe Jahre, ent- 
sprechend zu Anm erkung 1 zu Abb. C03.3. Die Daten zur Lebens- 
zufriedenheit basieren auf der Erhebungswelle 1999/2001 des 
World Vahles Survey für alle Länder, außer Neuseeland und 
Schweiz, wo sie auf d ie Welle 1994-1995 zu rück gehen . 

Quelle: OECD (2006), OECD-Gesundheitsdaten, CD-ROM. Paris (vgl. 

auch ww w. oecd.org/heallh/healthdala) und Berechnungen aus dem 

World Values Survey. 

St at Link 2 http://dx.doi.org/10.1787/8670634806Jl 



Weitere Informationen ■ Baudelot, C. und R. Establet (2006), Suicide -l'envers de notre monde, Seuil, Paris. ■ Helliwell, J. (2004), "Well-Being 
and Social Capital: Does Suicide Pose a Puzzle'?", NBER Work in g Paper, No. 10896, Boston. ■ Jougla, E., F. Pequignot, J.L. Chappert, F. Rossolin , 
A. Le Toullec und G. Pavillon (2002), "La qualite des donnees de m ortalite sur le suicide", Revue d'epidemiologie et sante publique, Paris. 
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C04. ARBEITSUNFÄLLE 



Definition und Messung 

Arbeitsunfälle sind unvorhergesehene und manchmal heftige Ereignisse, die während der Arbeit eintreten und 
für den Beschäftigten zu gesundheitlichen Schäden bzw. zum Tod führen. Internationale Vergleiche der Arbeits- 
unfälle gestalten sich auf Grun d der Un tersch iede in der Daten erfassu n g-in manchen Fällen werden in die Stati- 
stiken nursogenannte"entschädigte"Un fälle am Arbeitsplatz ab einem bestimmten Schweregradaufgenommen, 
kleinere Verletzungen bleiben unberücksichtigt -und bei den Datenquellen (Versicherungsgesellschaften, Sozial- 
versicherungsdaten, Gewerbeaufsicht, Unternehmens- und Sondererhebungen) schwierig. Die Vergleichbarkeit 
hat sich seit der Verabschiedungder ILO-Re Solution von 1998zu Statistiken überVerletzungen infolgevon Arbeits- 
unfällen jedoch verbesserten der Normen für die Daten sam mlung und -darstellung festgelegt werden. Die Reso- 
lution empfiehlt die Erfassung aller Arbe it su n falldaten, die in einem bestimmten Referenzzeitraum (in der Regel 
ein Jahr) Ausfallzeiten von mindestens einem Tag zur Folge haben (unter Au skia m merung des Un fallt ages). 

Die hier darstellten Daten wurden von Eurostat anhand eines harmonisierten Fragebogens kom piliert, der sich auf 
die EU15-Länder und Norwegen erstreckt, und auf andere OECD-Länder ausgedehnt, für die in der ILO-Datenbank 
über Arbeitsstatistiken (Laborsta) Daten verfügbar sind. Die Meldung von Arbeitsunfällen ohne Todesfolge 
beschränkt sich in den europäischen Ländern und in Japan auf Verletzungen, die zu Abwesenheiten vom Arbeits- 
platz von mehr als drei Tagen führen, in Australien sind es sechs oder mehr Tage und in anderen Ländern ein Tag 
oder mehrere Tage; hingegen bleiben in allen Ländern Fehlzeiten unberücksichtigt, die nur eine Reduzierung der 
Arbeit sst u n den und kein eigentliches Fernbleiben vom Arbeitsplatz zur Folge haben . Die Frequenz der Arbeitsunfälle 
mit und ohne Todesfolge wird ausgedrückt als die Zahl der Arbeitsunfälle in 12 aufeinander folgenden Monaten je 
100 000 Arbeitskräfte. Der Schweregrad der am Arbeitsplatz erlittenen Verletzungen wird anhand der Zahl der durch 
Arbeitsunfälle je 100 000 Arbeitskräfte verlorenen Arbeitstage gemessen. Bei den Daten für einige Länder sind 
Unfälle, die Selbstständige und Arbeitskräfte kleiner Unternehmen betreffen, möglicherweise ausgenommen. In 
ein igen Fällen beziehen sich die Daten eher aufentschädigte als aufgemeldete Verletzungen und geben das Verhält- 
nis Arbeitsunfälle/Versicherte und nicht die Relation Arbeitsunfälle/Gesamtzahl der Arbeitskräfte wieder. 



Arbeitsunfälle sind der offensichtlichste Ausdruck für 
die Gefahren bezahlter Beschäftigung. Die meisten Arbeits- 
unfälle enden nicht tödlich. Im Jahr 2003 war die Zahl der 
tödlichen Arbeitsunfälle in der Türkei, Korea und Mexiko am 
höchsten und im Vereinigten Königreich sowie in Schweden 
am niedrigsten (Tabelle C04.1), und ihre Zahl ist in allen Län- 
dern, für die Daten verfügbar sind, seit 1995 zurückgegan- 
gen. Arbeitsunfälle ohne Todesfolge sind geläufiger, ihre 
Zahl reicht von 1 200 je 100 000 Arbeitskräfte in den Nieder- 
landen bis zu 6 500 in Spanien und scheint in allen Ländern, 
außer Spanien, ebenfalls zurückgegangen zu sein 
(Abb. C04.2). In den Vereinigten Staaten könnte dieser Rück- 
gang durch eine Verschärfung der Versicherungskonditionen 
bedingt gewesen sein, die Arbeitgebern m ehr Anreize bieten, 
kleinere Unfälle entweder weniger häufig zu melden oder 
verletzten Arbeitnehmern eine reduzierte Stundenzahl 
anzubieten: Infolgedessen ist die Gesamtzahl der Arbeitsun- 
fälle (6 200 je 100 000 Arbeitskräfte im Jahr 2000) wegen der 
Vielzahl der Arbeitsunfälle, die entweder nur eine einge- 
schränkte Berufsausübung (1 200) oder überhaupt keine 
Abwesenheit vom Arbeitsplatz zur Folge haben (3 200 Fälle; 
Ruser, 2002) mehr als dreimal so hoch wie die Zahl der in 
Tabelle C04.1 ausgewiesenen Arbeitsunfälle, die zu einer 
mehrtägigen Abwesenheit vom Arbeitsplatz führen. 

Sowohl die tödlichen als auch die nicht tödlich enden- 
den Arbeitsunfälle sind sehr stark auf die Bereiche Landwirt- 
schaft, best im m te Zweige des Verarbeitenden Gewerbes, das 
Baugewerbe und den Straßenverkehr konzentriert. Da es 
sich beiden Arbeitskräften in diesen Sektoren hauptsächlich 
um erwachsene Männer handelt, entfällt über die Hälfte 
aller tödlichen Unfälle auf Arbeitskräfte in der Altersgruppe 
45-54 Jahre (und über die Hälfte aller nicht tödlich endenden 
Unfälle auf Arbeitskräfte zwischen 25 und 44 Jahren). In 
Europa ging mit dem seit 1995 beobachteten Rückgang der 



tödlichen Unfälle um 25% eine steigende Konzentration der 
Arbeitsunfälle auf ältere Arbeitskräfte einher. Beschäfti- 
gungsverlagerungen zwischen Sektoren erklären zwar einen 
Teil des Rückgangs der Arbeitsunfälle, dieser hat in den Ver- 
einigten Staaten aber in allen Branchen stattgefunden 
(zumindest bei den Unfällen ohne Todesfolge). 

Die Du rch sch n ittsd au er der arbeitsunfallbedingten 
Abwesenheit vom Arbeitsplatz betrug im Jahr 2001 weniger 
als sechs Tage, in Spanien hingegen nahezu acht Tage. In 
den Vereinigten Staaten lag der Mittelwert der auf Grund 
von Arbeitsunfällen verlorenen Arbeitstage bei sechs Tagen 
je Vollzeitarbeitskraft. In allen Ländern ist die Dauer dieser 
Abwesenheiten im Verarbeitenden Gewerbe wie auch in der 
Landwirtschaft und im Baugewerbe besonders hoch. 

Arbeitsunfälle sind mit bedeutenden wirtschaftlichen 
Kosten für die Arbeitskräfte, Firm en und Gern ein wesen ver- 
bunden. Trotz der schwierigen Quantifizierung reichten die 
Schätzungen dieser Kosten - im Verein mit den Kosten für 
Berufskrankheiten - in mehreren OECD-Ländern von 0,4-4% 
des BIP (EASHW, 1998). Eine Reduzierung der Zahl der 
Arbeitsunfälle setzt ein Arbeitsumfeld voraus, in dem die 
Beschäftigten über die entsprechenden Qualifikationen 
und Schulung zur Ausübung der von ihnen am Arbeitsplatz 
geforderten Aufgaben verfügen und Firmen Anreize gebo- 
ten werden, das Auftreten von Arbeitsunfällen so weit wie 
möglich zu vermeiden. 



Status indikatoren : Krankheitsbedingte Abwesenheit 
vom Arbeitsplatz (HE4). 

Reaktionsindikatoren: Öffentliche Sozialausgaben (EQ5), 
Gesundheitsausgaben (HE2). 
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C04.1 Tödliche Arbeitsunfälle sind in der Türkei, Korea und Mexiko häufiger als in anderen OECD-Ländern 
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. .: Nicht verfügbar. 

Anmerkung: In jedem Teil der Tabelle sind die Länder in aufsteigender Reihenfolge der tödlichen Unfälle angeordnet. Die Daten zur Frequenz 
der tödlichen und n ich t tödlichen Arbeit su n fälle in den EU1 5-Ländern und Norwegen werden anhand der Besch äftigu n gsstruktur (nach In du - 
strie zweig) der EU15-Länder gewichtet. 

Quelle: ILO-Laborsta-Daten ban k, Eurostat Referenzdatenbank New Cronos sowie die BLS Website über tödliche Arbeitsunfälle und Berufsun- 
fälle (h w w. bls.gov/iif). 
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C04.2 Nicht tödliche Arbeitsunfälle sind in den meisten Ländern rückläufig 

Nicht tödliche Arbeitsunfälle je 100 000 Arbeitskräfte, 1995-2003 
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St at Link 2 http://dx.doi.org/10.1787/552432835786 

Weitere Informationen ■ European Agency for Safety and Health at Work - EASHW (1998), Economic Impact of Occupational Safety and 
health in Member States of the European Union, Bilbao. ■ Ruser, J. (2002), Measuring Workplace Safety and Health: general considerations and the 
US case, US Bureau of Labor Statistics, UNECE-Eurostat-ILO sem inar on Measurement of the quality of employment, Genf, Mai. 
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C05. STREIKS 



Ii 



Definition und Messung 

Streiks sind ein Ausdruck von Arbeitskonflikten. Auf der Internationalen ILO-Konferenz der Arbeitsstatistiker wurden 
Streiks definiert als vorübergehende Arbeitsniederlegung bzw. Schließung einer Arbeitsstätte auf Initiative einer oder 
mehrerer Gruppen von Arbeitnehmern oder Arbeitgebern, um Forderungen durchzusetzen bzw. abzuwehren und 
Beschwerden auszudrücken oder andere Arbeitnehmer bzw. Arbeitgeber in ihren Forderungen oder Beschwerden zu 
unterstützen. Der umfassendste Indikator von Arbeitskonflikten ist der An teil der auf Gr und von Streiks verlöre nen 
Arbeitsstunden, dieser ist aber nur für einige wenige Lander verfügbar. Daher wird hier als Hauptindikator das Verhältnis 
zwischen der Anzahl der infolge von Streiks verlorenen Arbeitstage und der Gesamtzahl der Arbeitskräfte verwendet. 

Die internationale Vergleichbarkeit von Streikdaten wird durch Unterschiede in der Definition und Messung erschwert. 
Viele Län der schließ en klein ere Arbeit sn iederlegun gen aus den amtlichen Statistiken aus und legenjenach Zah 1 der teil- 
nehmenden Arbeitskräfte und/oder Zahl der verlorenen Arbeitstage unterschiedliche Schwellenwerte zu Grunde. Unbe- 
rücksichtigt bleiben in ein igen Län dern auch Arbeit sn iederlegu ngen in bestimmten In dus triezwe igen, wie beispielsweise 
im offen t liehen Dien st, oder auch bestimmte Streikform en sowie politische oder u ngen eh m igte Streiks. Um gekehrt sind 
in den Statistiken andere rLänderauch indirektbetroffene Arbeitskräfte (d.h.jene.dieaufGrundderStreiktätigkeitande- 
rer am Arbeitsplatz selbst n ich t arbeiten können) oder durch ausbleibende Materiallieferun gen auf Grund von Streiks in 
Zulieferunternehmen verursachte Arbeitsniederlegungen aufgenommen. Im Allgemeinen sind Aktion en , bei den en es 
n ich t zu einer vollständigen Arbeit sn iederlegun g kom m t, wie "Bu m m elstreiks", stille oder son st ige Proteste am Arbeits- 
platz n ich t inbegriffen . Die OECD trägt in rege Im äß igen Abstän den Streikdaten ausinternationalen und nationalen Qu ei- 
len zusammen,um die Arbeit sm arkttrend s in den Mitglied slän dern aufzuzeigen. 



Da die Streiktätigkeit von Jahr zu Jahr erheblich abwei- 
chen kann, sind über mehrere aufeinander folgende Jahre 
berechnete Durchschnittswerte der verlässlichste Indikator 
für die Beobachtung der Trendentwicklungen bei Arbeitskon- 
flikten. Abbildung C05.1 enthält Fünfjahresdurchschnitte der 
Streikquote, d.h. der Gesam tzahl der auf Grund von Streiks je 
1 000 Arbeitskräfte verlorenen Arbeitstage in zwei Zeiträu- 
men -zum einen 1980-1984und zum anderen 2000-2004 -für 
25 OECD-Länder (Teil A). In beiden Zeiträum en verzeichneten 
Island, Italien, Kanada und Spanien die höchste Zahl der in 
Arbeitskonflikten verlorenen Arbeitstage je Arbeitskraft, wäh- 
rend diese Zahl in Deutschland, Japan, den Niederlanden und 
der Schweiz am niedrigsten war. 

Im OECD-Raum hat sich die Streikquote seit Anfang der 
achtziger Jahre alle zehn Jahre in etwa halbiert. Der seit 
Anfang der achtziger Jahre beobachtete Rückgang war in 
Australien, Finnland, Irland, Island, Italien, Kanada, Spanien 
und dem Vereinigten Königreich besonders stark. Verände- 
rungen in der Beschäftigungsstruktur nach Industriezweigen 
mit einer Verlagerung in Richtung der Dienstleistungssekto- 
ren erklären einen Teil dieses Rückgangs, da die Streikquoten 
in der Industrie (Bergbau, Verarbeitendes Gewerbe, Strom, 
Versorgungsunternehmen und Baugewerbe) generell dop- 
pelt so hoch sind wie im Dienstleistungssektor (mit Aus- 
nahme des Verkehrssektors). Denn och sin d die Streikqu oten 
in den meisten OECD-Ländern in den vergangenen zehn Jah- 
ren sowohl im Industrie- als auch im Dienstleistungssektor 
gesunken (Beardsm ore, 2006). 

Die Streikquote lässt sich nach dem Anteil der an 
Arbeitskonflikten beteiligten Arbeitskräfte und der Durch- 
schnittsdauer dieser Arbeitskonflikte je Arbeitskraft aus- 
drücken (Teile C und D). Die Du rch sch n it t sd au er der 
Arbeitskonflikte lag im Zeitraum 2000-2004 bei IVi Tagen, 
wobei nur sieben Länderje Arbeitskraft mehr als zehn Tage 
an Arbeitsniederlegungen verzeichneten. Die Türkei und 
die Vereinigten Staaten meldeten mehr Streiktage, aller- 
dings mit einer vergleichsweise geringen Zahl von Arbeits- 
kräften und Arbeitsniederlegungen (in den Daten für die 
Vereinigten Staaten bleiben indessen Streiks mit einer 
Beteiligung von weniger als 10 000 Arbeitskräften unbe- 
rücksichtigt). In allen OECD-Ländern nahm parallel zum 
Rückgang der Streikquoten die Zahl der betroffenen 



Arbeitskräfte ab, während die Streikdauer in Island, Korea, 
Norwegen und den Vereinigten Staaten zunahm. In jüng- 
ster Zeit ist die Zahl der Arbeitskonflikte nur in Dänemark 
gestiegen, was sich aber nicht in einer höheren Streikquote 
niederschlug (Teil B). 

Zwischen Streiks und sonstigen Merkmalen des 
Systems der Arbeitsbeziehungen besteht kein einfacher 
Zu sammenhang. In Abbildung C05.2 werden die Streik- 
quoten der jüngeren Vergangenheit und der Grad der Tarif- 
gebundenheit (d.h. der Anteil der Arbeitnehmer, deren 
Gehalts- und Arbeitsbedingungen im Rahmen eines Tarif- 
vertrags zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaften gere- 
gelt sind) sowie die Streikquoten und der gewerkschaftliche 
Organisationsgrad (d.h. der Anteil der Arbeitnehmer, die 
einer Gewerkschaft an gehören ) im Rah m en eines Koord in a- 
tensystems dargestellt. Sehr niedrig sind die Streikquoten 
sowohl in Ländern mit hohem Grad der Tarifgebundenheit 
(z.B. Finnland und Schweden) als auch in Ländern, in denen 
dies nur für wenige Arbeitskräfte gilt (z.B. Japan, wenn- 
gleich in den Daten für dieses Land wilde Streiks und 
Streiks von weniger als einem Tag unberücksichtigt blei- 
ben). Ferner sind die Streikquoten in Ländern mit hohem 
gewerkschaftlichen Organisationsgrad (Dänemark) und 
Ländern mit einem Organisationsgrad von unter 20% (z.B. 
Vereinigte Staaten) verhältnismäßig niedrig, mit einem 
schwachen Trend zu Gunsten höherer Streikquoten in 
Ländern mit geringer Gewerkschaftsdichte. Jüngste 
Forschungsergebnisse legen den Schluss nahe, dass die 
Qualität der Arbe it geber- Arbe itn eh m er-Be zieh u n gen Ein- 
fluss auf die Arbeitsmarktergebnisse hat. Addison und 
Texeira (2006) kommen beispielsweise zu dem Ergebnis, 
dass nach Bereinigung um eine Palette sonstiger Faktoren 
OECD-Länder, in denen die Arbeitsbeziehungen (gemessen 
anhand der Streikquoten) weniger konfliktreich sind, die 
Arbeitslosenquote niedriger ist als in anderen Ländern. 



Statusindikatoren: Wahlbeteiligung (COl), Vertrauen in 
die politischen Institutionen (COö), Lebenszufriedenheit 
(C07), Beschäftigung (SSI). 
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C05. STREIKS 



C05.1 Messgrößen von Streiks in OECD-Ländern 

B. Intensität der Streiks (je 100 000 abhängig Beschäftigte) 2 



Streikquoten: verlorene Arbeitstage je 1 000 abhängig Beschäftige 
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Durchschnittsdauer der Arbeitsniederlegungen 
(in Tagen je beteiligter Arbeitskraft) 3 



D. Beteiligte Arbeitskräfte (je 1 000 abhängig Beschäftigte) 4 
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An in erkling: Die Länder sind in au fsteigen der Reih en folge der je 1 000 Arbeitnehm er verlorenen Arbeitstage angeordnet (Streikquoten ). 

1. Zahl der Tage m it Arbeitsniederlegungen je 1 000 abhangig Beschäftigte. 

2. Zah 1 der Arbeitsn iederlegun gen je 100 000 abhängig Beschäftigte. 

3. Zahl der Tage m it Arbeitsniederlegungen je beteiligter Arbeitskraft. 

4. Zahl der beteiligten Arbeitskräfte je 1 000 abhängig Beschäftigte. 

Quelle: OECD-Daten abgeleitet von ILO Laborsta, Eurostat New Cronos und NSO-Websites. Die Angaben zu den zivilen abhängig Beschäftigten 
stammen aus OECD Labour Force Statistics. 



C05.2 Keine Korrelation zwischen Streiks und Tarifgebundenheit bzw . Streiks und Gew erks chafts dichte 



A. Streiks und Grad der Tarifgebundenheit 
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Anmerkung: Alle Daten sind in Prozent der zivilen abhängig Beschäftigten ausgedrückt. 

Quelle: Die Angaben zu Gewerkschaftsdichte und Tarifgebundenheit sind Tabelle 3.3 aus OECD (2004), OECD Emplaym ent Outlook, Paris, entnom- 
men ; für die Daten zu Streikquoten vgl. Abbildung C06. 1 . 

St at Link 2 http://dx.doi.org/10.1787/617431661727 



Weitere Informationen ■ Addison, J.T. und P. Texeira (2006), "Does the Quality of Industrial Relation s Matter for the Macro-economy? 
A cross-country analysis using strikes data", 1ZA Discussion Paper, No. 1968, Februar. ■ Beardsmore, R. (2006), "International Comparisons 
of Labour Disputes in 2004", Labour Market Trends, Special feature, United Kingdom Office for National Statistics. ■ ILO (2005), Yearbook of 
Labour Statistics 2005, Internationale Arbeitsorganisation, Genf. 
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C06. VERTRAUEN IN DIE POLITISCHEN INSTITUTIONEN 



Definition und Messung 

Der Indikator des Vertr auen s in die politischen In stitu tionen m isst, in w ieweit die Bürger hohes Vertrauen in die 
politisch en In stitu tion en (Regierun g und Parlament)und die öffentliche Verwaltung des Landes haben, in dem sie 
leben . Die Daten zu diesen Variablen sind derErhebungswelle 1999-2004 des World Vahles Survey entnommen, in 
der die Bürger nach dem Grad ihres Vertrauens in eine Reihe von Organisationen gefragt wurden; die Antworten 
wurden in vier Kategorien eingeteilt (s eh r viel Ve rt ra uen.re cht viel,n ich t sehr viel und überhaupt kein Vertrauen). 
Die weiter unten dargelegten Indikatoren beziehen sich auf den Prozentsatz aller Befragten, die angaben, "sehr 
viel" oder "recht viel" Vertrauen in Regie rung, Parlament und öffentlichen Dienst zu haben. Die Daten vergleich - 
barkeit zwischen den Ländern kann durch den kleinen Stichprobenumfang und sonstige Erhebungsmerkmale 
beeinträchtigt werden. 

Der vorliegen de Absch nittenthält ferner Daten überdie Trenden tw icklu ng der Zufriedenheit des Einzelnen mit 
derFunktionsweise der Dem okratie in sein em Lan d. Die Daten sind verschie denen Erhebungen entnommen, wie 
in OECD (2005)besch rieben. De rhierverwendete In dikator bezieht sich auf den Prozentsatz der Befragten , die sich 
m it dem dem okra tischen Prozess entweder "sehr" oder "recht" zufrieden erklären. 



Das Vertrauen in den öffentlichen Dienst und den 
politischen Prozess ist für die Stabilität der Gesellschaft und 
das Funktionieren der Demokratie in jedem Land von ent- 
scheidender Bedeutung; ferner ist es ein grundlegender 
Faktor für die Bereitschaft der Menschen zur Zusammen- 
arbeit bei der Erreichung gemeinsamer Ziele und Finanzie- 
rung öffentlicher Güter (Meikle-Yaw, 2006). Zwischen den 
OECD-Län dern gibt es in Bezug auf das Au sm aß des Bürge r- 
vertrauens in verschiedene öffentliche Einrichtungen große 
Unterschiede (Abb. C06.1). Im Durchschnitt gaben 38% der 
Personen in 24 OECD-Ländern zu Beginn dieses Jahrzehnts 
an, großes Vertrauen in ihr Parlament zu haben, wobei der 
Anteil in Is lan d, Luxem bürg, Nor wegen, den Niederlanden, 
Schweden und Spanien größer und in Korea, der Tschechi- 
schen Republik, Japan, Mexiko und Australien kleiner war. 
Ein geringfügig kleinerer Anteil der Befragten gab in 
17 OECD-Ländern an, großes Vertrauen in die Regierung zu 
haben, mit niedrigeren Anteilen in Neuseeland. Deutsch- 
land, Australien, der Tschechischen Republik und Korea 
und höheren Anteilen in Schweden, der Slowakischen 
Republik, Spanien, der Schweiz und der Türkei. 

Auch in der Einschätzung der Funktionsweise des 
offen t lieh en Dienstes,mitdem die einzelnen Bürger im All- 
tag am stärksten konfrontiert sind, bestehen zwischen den 
Ländern bedeutende Unterschiede. Etwa 44% der OECD- 
Bürger geben an, großes Vertrauen in den öffentlichen 
Dienst zu haben, wobei die jeweiligen Anteile in Griechen- 
land, Japan, Mexiko und der Tschechischen Republik nied- 
riger und in der Türkei, Korea, Luxem bürg und Irland höher 
sind. In der Mehrzahl der OECD-Län der geben die Bürger an, 
mehr Vertrauen in den öffentlichen Dienst als in die Regie- 
rung zu haben, die größten Ausnahmen bilden diesbezüg- 
lich die Tschechische Republik, Mexiko, Polen und 
Neuseeland. Der öffentliche Dienst spielt in der Gesell- 
schaft eine Schlüsselrolle: Haben Bürger wenig Vertrauen in 
den öffentlichen Dienst, kann dies zu Unzufriedenheit mit 
dem kollektiven Handeln und dem gesamten politischen 
Prozess führen. Schlecht konzipierte Reformen können 



auch das Vertrauen der Bürger in den öffentlichen Dienst 
u n t ergraben .Auch wenn es keine direkte Verknüpfung zw i- 
schen der Leistung des öffentlichen Dienstes und der sub- 
jektiven Evaluierung der Bürger zu geben scheint, wird in 
OECD (2005) veranschaulicht, dass ein größeres Vertrauen 
in den öffentlichen Dienst mit stärkerem Vertrauen in das 
Parlament Hand in Hand geht. 

Schwieriger ist die Beurteilung der Frage, wie sich das 
Vertrauen der Bürger in die politischen Institutionen im 
Lauf der Zeit verändert hat. Die Rolle der Modernisierung 
stand häufig im Mittelpunkt der Diskussion, und einige 
Autoren legen den Schluss nahe, dass die Verbreitung von 
Informationen und die Anhebung des Bildungsniveaus der 
Bürger zu einem Vertrauensverlust in staatliche Einrichtun- 
gen geführt haben könnten. Jedoch bietet die bei der Bür- 
gerzufriedenheit generell beobachtete Trendentwicklung 
wenig Belege für einen allgemeinen Rückgang der Zufrie- 
denheit mit der Demokratie (Abb. C06.2). Zwischen den 
Ländern bestehen aber bedeutende Unterschiede: Eine 
geringere Zufriedenheit m it der Funktionsweise der Dem o- 
kratie wird in Japan und seit kurzem auch in den Niederlan- 
den beobachtet; noch geringer ist die Zufriedenheit m it der 
Demokratie in Italien, wo sich die Lage aber bessert; ein 
höheres Niveau an Zufriedenheit mit der Demokratie 
wurde in Dänemark und anderen nordischen Ländern ver- 
zeichnet. Generell fordern die Bürger häufig mehr Mitwir- 
kung und Beteiligung an öffentlichen Angelegenheiten. Als 
Reaktion auf diese Forderungen haben die Regierungen in 
mehreren OECD-Ländern Reformen in die Wege geleitet, 
um die öffentlichen Dienste offener, transparenter und 
stärker ku n d en orien tiert zu gestalten. 



Statusindikatoren: Wahlbeteiligung (COl), Lebenszufrie- 
denheit (C07). 
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C06. VERTRAUEN IN DIE POLITISCHEN INSTITUTIONEN 



COö.l Weniger als die Hälfte der OECD-Bürger gibt großes Vertrauen in verschiedene öffentliche Institutionen an 

Anteil der Befragten, die Anfang dieses Jahrzehnts angaben, großes Vertrauen in verschiedene Einrichtungen zu haben 
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Quelle: Die Daten sind der Erhebungswelle 1999-2004 des World Values Survey entnommen. Für Australien, Norwegen, Neuseeland und die 
Schweiz beziehen sich die Daten auf die Erhebungswelle 1994-1999. 
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C06.2 Kein allgem einer Rückgang der Zufriedenheit m it der Dem okratie 

Prozentsatz der Befragten , die mit dem dem akratischen Prozess "sehr" oder "recht" zufrieden waren, 1 975-2005 
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Quelle: Die Daten für die europäischen Länder sin d Eurobarom eter- Erhebungen entnom m en ; d ie Daten für Japan stammen aus nationalen Quel- 
len und beziehen sich auf den Prozentsatz der Befragten , die sich m it den Politikern zufrieden erklären . Wegen n äherer Ein zelheiten , vgl. OECD 
(2005), "Data on Trust in the Pu blic Sector", Tagu ng auf Min isterebene des Ausschusses für öffentliche Verwaltung, 27.-28. Novem ber, Paris. 

St at Link 2 http://dx.doi.org/10.1787/020765758S01 



Weitere Informationen ■ Meikle-Yaw, P.A. (2006), "Democracy Satisfaction: The Role of Social Capital and Civic Engagement in Local 
Com m unit ies", Departm en t of Sociology, Anthropology, and Social Work, Mississippi State University. 
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C07. LEBENS ZUFRIEDENHEIT 




Definition und Messung 

Subjektive Messgrößen der Leben szufriedenh eit geben an, bis zu welchem Grad eine Person ihre Lebensqualität 
insgesamt als positiv bewertet. Zusammengetragen werden die Daten im Rahmen von Erhebungen, in denen 
Personen gefragt werden, "wie zufrieden" sie mit ihrem Leben insgesamt (und in bestimmten Bereichen) sind, 
wobei die Befragten ihreZufriedenheitaufeinerSkalavon 1 bis lObewerten (von derniedrigsten biszurhöchsten 
Zufriedenheit). Der in diesem Abschnitt verwendete Indikator entspricht dem Anteil der Befragten, der seine 
Lebenszufriedenheit auf dieser Skala mit mindestens 7 einstuft. Im Mittelpunkt der Analyse stehen die Unter- 
schiede in der Beurteilung der Lebenszufriedenheit durch verschiedene Person en gruppen (je nach Geschlecht, 
Alter, Bildungsniveau, Beschäftigungsstatus, Familienstand und Ein kommen)und die Frage nach Korrelationen 
zwischen dem Durchschnittswert jedes Landes und einer Reihe sonstiger sozialer und wirtschaftlicher Aspekte. 

Der hier verwendete Indikator der Lebenszufriedenheit ist den Ergebnissen der Erhebungswelle 1999-2004 des 
World Vahles Survey entnommen. Diese Erh ebung sammelt Daten , die Vergleiche von Wert vorste llu n gen , Norm en 
und Einstellungen in unterschiedlichen sozialen Bereich en ermöglichen. Konkret werden die Erhebungen in Inter- 
views unter vier Augen mit Erwachsenen durchgeführt. Die in Abbildung C07.2 dargelegten Indikatoren des 
Vertrauen s in das Paria m en t (der An teil der Befragten, der an gibt entweder "sehr viel" oder "recht viel Vertrauen " 
in das Parlament zu haben)und das Vertrauen in Men sehen (der Anteil der Befragten , der der Meinung ist, dass 
"den meisten Menschen vertraut werden kann")wurden von Daten aus derselben Erh ebung abgeleitet. 



Die umfangreiche Literatur über das subjektive 
Wohlbefinden veranschaulicht, dass dieses unter Personen 
mit unterschiedlichen genetischen, Persönlichkeits- und 
wirtschaftlichen Merkmalen systematisch variiert. 
Tabelle C07.1 stellt Daten über die Lebenszufriedenheit 
nach Geschlecht, Alter, Familienstand, Schulbildung sowie 
(nach Eigen an gäbe n ) Ein kom m en sn ive au dar. Im Durch- 
schnitt des OECD-Raums ist die Lebenszufriedenheit unter 
Männern gerin gfü gig höher als unter Frauen , wenngleich in 
mehreren Ländern das Gegenteil der Fall ist (z.B. Finnland, 
Japan und Türkei); auch in Bezug auf das Alter sind kleine 
Unterschiede zu beobachten. Höher ist die durchschnittli- 
che Lebenszufriedenheit unter den Älteren als unter den 
Jüngeren in elf OECD-Ländern, darunter Japan und Korea. 
Demgegenüber ist die Lebenszufriedenheit junger Men- 
schen in Ungarn, Polen und der Slowakischen Republik im 
Durchschnitt 10% höher als die der älteren Bevölkerung. 

Der hier verwendete Indikator legt den Schluss nahe, 
dass die Lebenszufriedenheit im Durchschnitt mit dem Bil- 
dungsniveau steigt. Das erklärt sich möglicherweise aus 
dem Effekt der Bildun g auf andere Bereiche, die Ein flu ss auf 
die Lebenszufriedenheit haben (z.B. haben Personen mit 
höherem Bildungsabschluss häufiger eine bessere Gesund- 
heit, ein höheres Einkommen und mehr soziale Interak- 
tion). Die Lebenszufriedenheit schwankt noch stärker mit 
dem Familienstand. Im Durchschnitt ist die Lebenszufrie- 
denheit verheirateter Personen um etwa 10 Punkte höher 
als die Lebenszufriedenheit geschiedener und verwitweter 
Personen, wobei der Unterschied gegenüber getrennt leben- 
den Personen noch größer ist. Alleinstehende bzw. nie ver- 
heiratet gewesene Personen sind mit ihrem Leben im 
Durchschnitt ebenfalls weniger zufrieden als verheiratete 
Personen (Deutschland, Polen, die Slowakische Republik 



und die Türkei bilden hier Ausnahmen). Auch nach sozio- 
ökonomischem Status (der in der Tabelle nicht aufgeführt 
ist) weichen die Werte für die Leben szufriedenh eit ab. Unter 
Arbeitslosen wird ein Niveau der Lebenszufriedenheit 
beobachtet, das etwa 20 Punkte unter dem der Erwerbstäti- 
gen liegt, da Arbeitslosigkeit nicht nur höheren finanziellen 
Stress zur Folge hat, sondern auch einen Verlust an Selbst- 
wertgefühl, weniger soziale Kontakte und häufigeres Auf- 
treten seelischer und geistiger Probleme. Umgekehrt sind 
die Unterschiede in der Lebenszufriedenheit zwischen Voll- 
zeit- und Teilzeitkräften, Selbstständigen und Studenten 
generell gering. Schließlich sind Personen mit höherem 
Einkommen (in den drei oberen Dezilen der Verteilung) 
generell mit ihrem Leben zufriedener als Personen mit 
niedrigerem Einkommen, obgleich der Abstand proportio- 
nal geringer ist als der Einkommensunterschied (Helliwell, 
2002). 

Die Lebenszufriedenheit hängt auch m it den Merkm a- 
len der Gesellschaft zusammen, in dereine Person lebt. Die 
durchschnittliche Lebenszufriedenheit ist in den Ländern 
höher, in denen das Vertrauen in andere und auch in das 
Parlam ent hoch ist (Abbildung C07.2, obere Teile; Bjornskov 
et al., 2005; Helliwell und Hang, 2006). Um gekehrt scheinen 
höhere Inflationsraten und längere Arbeitszeiten die 
Lebenszufriedenheit negativ zu beeinflussen (untere Teile). 



Statusindikatoren: Vertrauen in die politischen Institu- 
tionen (C06), Materielle Entbehrung (EQ1), Armutspersi- 
stenz (EQ7). 
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C07. LEBENS ZUFRIEDENHEIT 



C07.1 Die Lebenszufriedenheit variiert zwischen Personen mit unterschiedlichen Merkmalen 

Anteil der Befragte?!, die ein hohes Niveau der Lebenszufriedenheit angeben 
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0.78 


0.64 
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0.58 
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0.58 
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0.61 
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0.83 


0.87 
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0.85 
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0.67 


0.69 
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0.67 


0.64 


0.70 


0.74 


0.72 


0.73 


0.66 
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0.77 


0.66 


0.62 
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0.50 
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0.50 


0.47 
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0.50 
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0.44 
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0.77 
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0.70 


Korea 


0.45 
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0.45 
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0.50 
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0.60 


0.47 
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0.82 


0.78 
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0.78 


0.80 


0.85 


0.77 


0.82 


0.80 


0.78 


0.81 


0.80 


0.76 
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0.90 


0.89 


0.96 


0.90 


0.88 


0.85 


0.85 


0.92 


0.91 


0.80 


0.96 


0.88 


0.76 


0.94 


0.92 


0.79 


Österreich 


0.83 


0.80 


0.83 


0.82 


0.82 


0.79 


0.78 


0.85 


0.88 


0.71 


0.85 


0.80 


0.76 


0.88 


0.78 


0.77 


Polen 


0.47 


0.49 


0.63 


0.48 


0.43 


0.46 


0.43 


0.49 


0.61 


0.32 


0.50 


0.56 


0.36 


0.60 


0.53 


0.38 


Portugal 


0.66 


0.65 


0.70 


0.69 


0.60 


0.62 


0.53 


0.74 


0.83 


0.65 


0.69 


0.63 


0.53 


0.77 


0.60 


0.43 


Schweden 


0.80 


0.78 


0.77 


0.79 


0.80 


0.80 


0.78 


0.78 


0.82 


0.72 


0.87 


0.71 


0.63 


0.87 


0.83 


0.70 


Slowak. Fiep. 


0.45 


0.44 


0.53 


0.44 


0.43 


0.40 


0.37 


0.47 


0.54 


0.30 


0.45 


0.50 


0.38 


0.54 


0.40 


0.35 


Spanien 


0.65 


0.66 


0.65 


0.66 


0.67 


0.61 


0.60 


0.70 


0.70 


0.71 


0.69 


0.65 


0.51 


0.70 


0.69 


0.52 


Tschech. Rep. 


0.67 


0.65 


0.64 


0.69 


0.60 


0.66 


0.59 


0.69 


0.76 


0.54 


0.71 


0.65 


0.52 


0.75 


0.66 


0.57 


Türkei 


0.33 


0.42 


0.41 


0.34 


0.38 


0.39 


0.37 


0.35 


0.38 


0.25 


0.38 


0.38 


0.35 


0.49 


0.32 


0.29 


Ungarn 


0.38 


0.39 


0.49 


0.38 


0.32 


0.39 


0.33 


0.43 


0.54 


0.29 


0.43 


0.38 


0.26 


0.56 


0.31 


0.23 


Ver. Königreich 1 


0.76 


0.71 


0.76 


0.73 


0.73 


0.71 


0.74 


0.72 


0.77 


0.65 


0.78 


0.73 


0.70 


0.80 


0.71 


0.64 


Ver. Staaten 
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